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Freund und Feind
Der EU mangelt es an einer klaren Russlandstrategie 

VON ERIC BONSE

Merkels Vermächtnis 
Die Botschaft der Kanzlerin an Russland und den Westen 

VON THEO SOMMER

Die russische Ausgabe des Petersburger Dialogs  

liegt der Tageszeitung Kommersant bei.

Um Missverständnissen vorzubeugen, 
Doping im Sport ist Betrug. Ist Betrug 
am Publikum, an Zuschauern und Fans, 

ist Betrug an den Konkurrenten im Wettkampf, 
an denen man doch in einem echten Kräftemes-
sen den Stärkeren, Schnelleren, Geschickteren 
finden wollte. Doping ist auch Betrug an sich 
selbst, denn welche Freude soll sich daraus er-
geben, wenn man weiß, in Wahrheit gar nicht 
besser gewesen zu sein, sondern nur gewonnen 
zu haben, indem man sich verbotene und ge-
sundheitsgefährdende Mittel zugefügt hat.

Klar, großer Sport ist auch großes Business, 
Siegprämien, Werbeeinnahmen, Aufmerksam-
keit und Verehrung warten auf die Gewinner, 
das gilt mit Einschränkungen auch für ver-
meintlich weniger bedeutsame oder lukrative 
Disziplinen wie Gewichtheben, 800-Meter-Lauf 
oder eben Skilanglauf. Die Enthüllungen über 

einen deutschen Arzt, der über Jahre Sportlern 
ein All-inclusive-Paket zum Blutdoping anbot, 
ist nur der jüngste erschreckende Vorfall der 
vergangenen Jahre.

Gedopt wird offensichtlich überall, in 
Deutschland, wo Sportler angeblich besonders 
gründlich kontrolliert werden; in den USA, wo 
prominente, des Dopings überführte Athle-
ten anschließend am liebsten ignoriert wer-
den (siehe etwas Lance Armstrong, Justin Gat-
lin, Alex Rodriguez). Eine andere Dimension ist 
allerdings erreicht, wenn Staaten sich aktiv am 
Betrug im Sport beteiligen, wie es in Russland 
nicht nur im Vorfeld der Olympischen Spiele in 
Sotschi geschehen ist. Die Gier nach Geld und 
Ruhm der einzelnen Athleten, die dazu verlei-
tet, stimulierende Mittel einzusetzen, ist eine 
Geißel der Spiele. Staaten, die den Betrug aktiv 
fördern und ihre Geheimdienste einsetzen, ihn 
zu vertuschen, sind ein Problem, das über den 
Sport hinausgeht. 	

Die Schadenfreude dürfte in Russland 
groß gewesen sein: Blutdoping in Erfurt. 
Der Westen macht’s auch. Skilangläufer 

und Radfahrer gehörten offenbar zu den Kun-
den des Sportarztes Mark Schmidt, nicht nur 
österreichische, sondern auch solche aus Est-
land und Kasachstan. Denn jeder weiß es: Wer 
bei bestimmten Sportarten auf Hilfsmittel ver-
zichtet, hat keine Chance auf Siege. 

Wer sind die Täter in diesem System? Da sind 
die Sportler, die ihre Gesundheit, sogar ihr Le-
ben riskieren, wenn sie sich abgezapftes Blut in 
den Kreislauf pumpen lassen, damit mehr Blut-
körperchen mehr Sauerstoff transportieren 
können. Da sind die Mediziner, die sich als Auf-
bereitungsanlage und Tankstelle betätigen. Und 
da sind diejenigen, die Siege erwarten oder ver-
langen: Funktionäre und Politiker.

Denn das ist auch wahr: Nicht nur in Russland 
verlangen Vertreter des Staats von den von ih-
nen alimentierten Athleten Siege, auch in ei-

ner Demokratie wie der deutschen forderte der 
Sportminister Thomas de Maizière schon ein-
mal vor Olympischen Spielen mehr Medaillen 
als zuvor. Das setzt Funktionäre unter Druck, 
den sie an die Sportler weiterreichen. 

In einer Welt, in der mit Sport viel Geld ver-
dient werden kann, gehören auch die Sponso-
ren zu den Schuldigen, sprich: die werbenden 
Unternehmen. Sie gewinnen, wenn ihre Sport-
ler siegen. Siegen die Sportler nicht, springen 
ihre Geldgeber ab und wenden sich Konkurren-
ten zu. 

Ein perfides System. Alle profitieren vom Re-
gelbruch, alle schweigen, und wenn jemand re-
det, ist er ein Nestbeschmutzer. Deshalb gilt 
beim Doping ein Wort Jesu aus dem Johan-
nes-Evangelium: „Wer unter euch ohne Sünde 
ist, der werfe den ersten Stein.“	

Als Federica Mogherini im Herbst 
2014 zur neuen Außenbeauf-
tragten der Europäischen Union 

ernannt wurde, machte in Brüssel ein 
Foto die Runde. Es zeigt die Italienerin 
im Kreml, wie sie Wladimir Putin die 
Hand schüttelt. Der Griff wirkt fest, der 
Blick verbindlich. Die Aufnahme ent-
stand bei ihrer ersten Reise nach Mos-
kau im Juli 2014, Mogherini war damals 
noch italienische Außenministerin.

Wer Putin so freundlich begegne, 
könne unmöglich für alle 28 EU-Staa-
ten sprechen, meinten ihre Kritiker 
in Brüssel. Vor allem die Osteuropäer 
warfen Mogherini zu große Nähe zu 
Moskau vor. Die sozialdemokratische 
Italienerin bekam das Amt trotzdem. 
Doch das Foto mit Putin verfolgt sie bis 
heute. Es ist zum Symbol geworden – 
für den dramatischen Wandel in den 
EU-Russland-Beziehungen.

Heute wäre es undenkbar, dass sich 
Mogherini in freundschaftlicher Pose 
mit Putin zeigt. Heute muss sie auf der 
Hut sein. Jede Erklärung des „Hohen 
Vertreters der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik“ – so Mogherinis 
offizieller Titel – zu Russland ist ein 
diplomatischer Balanceakt. Aus dem 
„strategischen Partner“ von einst ist 
ein Gegenspieler geworden, für man-
che sogar ein Feind.

Die Annexion der Krim, der Gift-
gasangriff auf den ehemaligen rus-
sischen Agenten Sergej Skripal und 
der Vorfall in der Straße von Kertsch 
haben die Beziehungen zu Russland 
zum Zerreißen gespannt. Die EU ist so 
misstrauisch geworden, dass sie Mos-
kau sogar eine Desinformationskam-
pagne zur Europawahl vorwirft – und 
sich dagegen wappnet. Auch in Syrien 
traut man Russland alles zu.

Dass die russische Intervention in 
Syrien dazu beigetragen hat, den „Is-
lamischen Staat“ zurückzudrängen 
und die Flüchtlingswelle nach Europa 
zu beenden, wird in Brüssel kaum no-
tiert. Auch für seinen Einsatz für das 
Atomabkommen mit Iran erntet Putin 
keinen Dank. Die EU nimmt die Unter-

stützung gern an, doch auf fruchtba-
ren Boden fällt sie nicht. Dafür ist das 
Misstrauen zu groß.

Für Mogherini ist dies eine große 
Enttäuschung. Sie war mit dem Ziel 
angetreten, neues Vertrauen aufzu-
bauen. Heute muss sie schon froh sein, 
wenn Europa nicht in den Kalten Krieg 
zurückfällt. In Brüssel gibt man die 
Schuld daran vor allem Präsident Pu-
tin, dessen Politik zunehmend als ag-
gressiv empfunden wird. Doch auch 
die transatlantische Beziehungskrise 
seit dem Amtsantritt von US-Präsident 
Donald Trump wirkt sich negativ aus.

So versucht die Trump-Adminis-
tration, die geplante neue russische  
Gaspipeline Nord Stream 2 zu torpe-
dieren. Deutschland und andere be-
teiligte EU-Länder und Unterneh-
men werden mit Sanktionen bedroht. 
Trump versucht sogar, die Energiever-
sorgungssicherheit Europas neu zu de-
finieren. Seine Manöver richten sich 
nicht nur gegen Russland, sondern 
auch gegen Deutschland – und gegen 
die EU-Außenpolitik, die um eine ge-
meinsame Linie ringt.

Auch die Kündigung des INF-Ver-
trags durch die USA stellt die EU 
vor massive Probleme. Die meisten 
EU-Staaten teilen zwar die Analyse, 
dass Russland den nuklearen Abrüs-
tungsvertrag verletzt. Sie fürchten 
jedoch einen amerikanischen Allein-
gang, der zu Lasten Europas gehen 
könnte. Mogherini drückt es so aus: 
„Der INF-Vertrag trug zum Ende des 
Kalten Kriegs bei, und niemand in Eu-
ropa möchte in diese dunkle Zeit zu-
rückkehren.“

Doch bisher sieht es nicht so aus, als 
sei die EU in der Lage, einen Rückfall 
in längst überwunden geglaubte Zeiten 
zu verhindern. Dabei haben sich die 
Europäer in den vergangenen Jahren 
durchaus bemüht, sicherheitspolitisch 
eigenständiger zu werden und aus dem 
Schatten der alten Großmächte zu lö-
sen. Zwei Initiativen stechen heraus.

Da ist zum einen der Versuch, sich 
energiepolitisch von Russland unab-

In diesem Jahr fand die Münch-
ner Sicherheitskonferenz (MSC) 
– das sicherheits- und außenpo-

litische Gegenstück zum Weltwirt-
schaftsforum in Davos – unter einer 
dunklen, Unheil verheißenden Wol-
kendecke statt. Mehr als 800 Teil-
nehmer – darunter 19 Präsidenten, 13 
Regierungschefs, 83 Verteidigungs- 
und Außenminister, eine 50-köpfige 
Delegation des US-Kongresses, hoch-
rangige Diplomaten und Vertreter 
der Streitkräfte aus aller Welt – trafen 
sich zu einer Zeit, in der die Weltord-
nung ins Wanken zu geraten scheint. 
Wolfgang Ischinger, Vorsitzender der 
MSC, sprach klare Worte. In seiner 
Begrüßungsrede sagte er, wir würden 
gegenwärtig Zeugen einer Umstruk-
turierung der „Kernstücke der inter-
nationalen Ordnung“. Wie diese neue 
Ordnung aussehen wird, sei jedoch 
noch ungewiss.

Zum einen schwächelt die Weltwirt-
schaft angesichts der Zollkonflikte, 
die einen schädlichen Handelskrieg 
einläuten könnten, zum anderen ver-
sinkt die Gewissheit internationaler 
Kooperation im Treibsand der Poli-
tik, da der Rückzug der USA als Welt-
macht und das Erstarken von Xi Jin-
pings China die Machtstrukturen der 
vergangenen 70 Jahre auf den Kopf 
stellen. Geopolitische Konflikte sind 
wieder ein Ding der Möglichkeit ge-
worden. „Wir befinden uns in einer 
Situation, die potenziell gefährlicher 
ist als zu irgendeinem anderen Zeit-
punkt seit Ende des Kalten Kriegs“, so 
Ischinger. Das Fachmagazin Bulletin 
of the Atomic Scientists stellte seine 
Atomkriegsuhr (Doomsday Clock) auf 
11:58 Uhr, zwei Minuten vor der sym-
bolischen Apokalypse – das letzte Mal 
war dies 1953 der Fall.

Das Schlimmste an diesem depri-
mierenden Bild ist das Auseinander-
fallen dessen, was gemeinhin als der 
„Westen“ bezeichnet wurde – die freie 
Welt oder die liberale internationale 
Ordnung – bis hin zu einem Punkt, an 
dem sie sich auflösen wird. Roger Co-

hen, der scharfsichtige internationale 
Korrespondent der New York Times, 
hielt es nach der Münchner Konfe-
renz für angemessen, ein „Requiem 
für den Westen“ zu verfassen. Wie 
die meisten Europäer, insbesondere 
die Deutschen, schiebt er die Schuld 
direkt US-Präsident Donald Trump 
in die Schuhe, seinen unermüdlichen 
Seitenhieben auf Europa und seiner 
Respektlosigkeit gegenüber Verbün-
deten, internationalen Institutionen 
und allem, was nach Kooperation 
und Kompromiss riecht – kurz ge-
sagt, dem Multilateralismus. Ein part-
nerschaftlicher Ansatz sei nicht so 
Trumps Ding.

Mit dem festen Vorsatz eines au-
ßenpolitischen Alleingangs wirft der 
amerikanische Präsident die globalen 
Verbindlichkeiten der USA über Bord. 
Er zog sich aus der Transpazifischen 
Partnerschaft (TPP), dem Pariser Kli-
maabkommen, dem Gemeinsamen 
umfassenden Aktionsplan (JCPOA) – 
allgemein bekannt als Atomabkom-
men mit dem Iran – und, erst kürz-
lich, dem INF-Vertrag über nukleare 
Mittelstreckensysteme mit Russland 
zurück. Nachdem er Europa bereits 
als „Feind“ bezeichnet und das Ausei-
nanderfallen der EU durch den Brexit 
begrüßt hatte, stellte er mehrfach die 
Beistandspflicht der USA im Verteidi-
gungsfall gegenüber ihren Nato-Part-
nern in Frage. Wie verlautet, sprach 
er hinter verschlossenen Türen ge-
genüber seinen Mitarbeitern davon, 
dieses „überholte“ Bündnis verlassen 
zu wollen. 

In München fand der Dissens in-
nerhalb der transatlantischen Ge-
meinschaft in zwei Redebeiträgen am 
deutlichsten Ausdruck. Bundeskanz-
lerin Angela Merkel beschwor leiden-
schaftlich den Geist von Multilatera-
lismus und Miteinander, wohingegen 
US-Vizepräsident Mike Pence eine ge-
künstelte Teleprompter-Präsentation 
in ungetrübtem Trumpismus darbot.

Merkels Botschaft war klar. Die 
Weltordnung, die von den USA nach 

dem Zweiten Weltkrieg geschaffen 
wurde, kommt „unter unglaublichen 
Druck“; aber wir „dürfen sie nicht 
einfach zerschlagen“, sondern müs-
sen sie reformieren. Beim Versuch, 
den enormen Herausforderungen zu 
begegnen, denen sich die Mensch-
heit gegenübersieht, sollte man nicht 
meinen, jeder könne „das Problem 
für sich alleine am allerbesten lösen“. 
Unter Beifall zitierte sie US-Senator 
Lindsey Grahams Aussage, Multila-
teralismus möge kompliziert sein, 
aber es sei besser, als allein zu Hau-
se zu bleiben. Laut Merkel könnten 
„nur wir alle zusammen“ die aktuel-
len Hürden bewältigen. 

Ohne Trump ein einziges Mal na-
mentlich zu nennen, kritisierte die 
Kanzlerin mehrere Aspekte der 
„America First“-Politik des Präsi-
denten. 
P	 Sie äußerte ihre Besorgnis über 
den Rückzug der USA aus dem 
INF-Vertrag, einer Säule der europä-
ischen Sicherheit: „Wir […] werden 
natürlich mit unseren elementaren 
Interessen auch alles versuchen, um 
weitere Abrüstungsschritte möglich 
zu machen. Denn die Antwort kann 
jetzt nicht in blindem Aufrüsten lie-
gen.“ Sie nannte den Richtwert von 2 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
für Verteidigungsausgaben eine Ziel-
vorgabe – Deutschland hätte seinen 
Anteil bereits von 1,18 Prozent in 2014 
auf 1,35 Prozent erhöht und würde 
1,5 Prozent bis 2024 erreichen. „Vie-
len reicht das nicht, aber für uns ist 
das ein essenzieller Sprung.“ Und 
Deutschland sei stolz auf seinen Bei-
trag zur Verteidigung der baltischen 
Republiken sowie zu zahlreichen Na-
to-Einsätzen (z. B. in Afghanistan, 
am Horn von Afrika, im Mittelmeer-
raum) und Einsätzen außerhalb der 
Nato (z. B. in Mali). 
P 	 Die intransparente Strategie der 
USA in Afghanistan empfindet Mer-
kel als beunruhigend. Die Verbünde-
ten müssten über eine „Fortentwick-
lung“ sprechen. Sie „möchte wirklich 

ER SCHRIEB GESCHICHTE 

Michail Gorbatschow hat Deutschlands 
Teilung beendet. Der Westen hat danach 

eine große Chance verspielt.  

Seite 3

Lutz Lichtenberger, 
Redakteur

Peter Koepf, 
Chefredakteur

Eine neue Generation junger Russen in Berlin schickt sich an, die Kulturlandschaft 
der deutschen Hauptstadt mit heimatlich-internationalem Geist zu bereichern
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SIE LIEBT GESCHICHTEN

Tatjana Baskakova hat den Russen viele 
deutsche Romane übersetzt. Dabei hat sie 
gelernt, ihre zweite Heimat zu schätzen. 
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FREUND UND FEIND

hängig zu machen. Die EU-Kommission 
stellte schon im Mai 2014 eine Strategie 
für eine sichere europäische Energie-
versorgung vor. Dazu gehört die Diver-
sifizierung der ausländischen Energie-
lieferungen – also die Verringerung der 
Abhängigkeit von russischem Gas.

Bemerkenswert ist auch die neue Si-
cherheits- und Verteidigungsunion 
(Pesco). Sie wurde im Dezember 2017 be-
schlossen und verfolgt das Ziel, die EU 
zu solidarischem und autonomem Han-
deln zu befähigen, zur Not auch mit mi-
litärischen Mitteln. Neuerdings ist sogar 
vom Aufbau einer „europäischen Ar-
mee“ die Rede; allerdings sind diese Plä-
ne vage und selbst zwischen Berlin und 
Paris umstritten.

Interessant ist nun die Dynamik, die 
beide Vorhaben entwickeln. Sollen sie 
sich in erster Linie gegen Russland rich-
ten, wie man vor allem in Polen und im 
Baltikum fordert? Oder geht es auch da-
rum, dass sich Europa „ein Stück weit“ 
von den USA emanzipiert, wie es Kanz-
lerin Angela Merkel formuliert? Soll die 
EU gar eine „strategische Autonomie“ 
anstreben, wie dies Frankreich fordert?

Bisher ist keine klare Strategie er-
kennbar. Selbst Russland hat Mühe, die 
neuen EU-Initiativen einzuschätzen. So 
erklärte Präsident Putin, er habe kein 
Problem mit einer europäischen Armee. 
Um die multipolare Welt zu stärken, sei 
der Vorstoß aus Paris „ein positiver Pro-
zess“, erklärte der Kreml-Chef. „In die-
sem Sinne überschneiden sich unsere 
Positionen mit Frankreich.“

Den Ausschlag dürfte aber Deutsch-
land geben, und die deutsche Position 
ist prekär und ambivalent geworden. Ei-
nerseits bekennt sich die Bundesregie-
rung zu einer engen Zusammenarbeit 
mit Frankreich. Auch im Verhältnis zu 
Russland arbeiten Berlin und Paris eng 
zusammen. 

Andererseits ist Berlin aber unter 
massiven Druck aus Washington gera-
ten, sich militärisch stärker zu engagie-
ren und gegen Russland zu positionie-
ren. Und das geschieht auch schon, etwa 
im Rahmen der neuen militärischen 
„Speerspitze“ der Nato. Anfang 2019 hat 
Deutschland die Führung übernommen. 

Auch die EU richtet ihre Politik zu-
nehmend gegen Moskau  aus. Mogheri-
ni sieht in Russland zwar weiter einen 
„natürlichen Partner und strategischen 
Player“. Doch gleichzeitig treibt sie im 
Rahmen der Verteidigungsunion den 
Ausbau von Panzerstraßen in der EU vo-
ran, die schnellere Militäreinsätze im 
Osten ermöglichen sollen.

Die Pläne seien nicht gegen Russland 
gerichtet, heißt es in Brüssel. Auch die 
Kampagne gegen Desinformation ziele 
nicht nur auf Moskau. Doch wer sonst 
noch gemeint sein könnte, bleibt offen. 
Eine Strategie ist bei alldem nicht zu er-
kennen, bestenfalls eine strategische 
Ambivalenz. Die EU hält sich alle Optio-
nen offen. Nur eins scheint derzeit un-
denkbar: ein herzlicher Händedruck mit 
Putin.

Eric Bonse ist Politologe und Publizist.  
Er arbeitet als EU-Korrespondent  

in Brüssel.

Die Regierungen der führenden 
EU-Länder, vor allem Deutsch-
land, möchten den INF-Vertrag 

aufrechterhalten, obwohl die Amerika-
ner ihnen suggeriert haben, dass Russ-
land gegen diesen Vertrag verstoßen 
habe. Die USA legten Daten über die Er-
probung des Marschflugkörpers 9M729 
vor, mit Datum, Abschusskoordinaten 
und Reichweite. Die darauffolgenden 
Einwände russischer Diplomaten und 
Militärs werden nicht gehört. Es fehlt an 
Vertrauen.

Die Chancen, den INF-Vertrag auf-
rechtzuerhalten, sind gering. Aber es 
gibt sie. Unter dem Druck führender 
Vertreter der EU und einer Reihe ame-
rikanischer Politiker könnten Russ-
land und die USA eine Einigung erzielen 
– und zwar über den Abbau der russi-
schen Raketen des Typs 9M729 und im 
Gegenzug über technische Veränderun-
gen der amerikanischen Startanlagen 
MK 41 in Rumänien (und bald auch Po-
len), damit ein Abschuss von Tomahawk- 
Raketen ausgeschlossen ist. Diese Maß-
nahmen müssten von Inspektionen be-
gleitet sein. Sollten die rumänischen und 
polnischen Behörden sich weigern, rus-
sische Inspektoren in ihr Land zu lassen, 
könnten die Amerikaner die Weiterent-
wicklungen auf einer solchen Abschuss-
vorrichtung MK 41 auf ihrem Terri-
torium demonstrieren und Fotos der 
Abschussvorrichtungen in Rumänien 
und Polen vorlegen.

Bei einer solchen Entwicklung könn-
ten die russischen Einwände nach-
rangig werden, die sich auf bewaff-
nete Drohnen des US-Militärs und  
Hera-Raketen beziehen. Letztere kön-
nen für Tests der Abwehr von Interkon-
tinentalraketen eingesetzt werden und 
sind nicht mit dem INF vereinbar. Droh-
nen waren zum Zeitpunkt der Ausarbei-
tung des Vertrags noch unbekannt und 
demzufolge auch nicht Gegenstand der 
Überlegungen. Die Definition eines Mar-
schflugkörpers, der nicht zum Startplatz 
zurückkehren soll, ist auf sie nicht voll-
ständig anwendbar.

Angesichts der raschen Entwicklung 
auf diesem Gebiet in den USA, Russland 
und zahlreichen weiteren Staaten ist ein 
separates multilaterales Abkommen er-
forderlich. Konsultationen und Verhand-
lungen zur Erzielung positiver Ergeb-
nisse sollten von Militärexperten und 
Diplomaten hinter verschlossenen Tü-
ren erfolgen.

Im Fall der erwarteten Kündigung 
des INF-Vertrags sind mindestens sechs 
Handlungsszenarios der USA und Russ-
lands denkbar:

Szenario 1: In den kommenden drei 
bis vier Jahren werden die USA in Euro-
pa und im asiatisch-pazifischen Raum 
keine landgestützten Raketen mittle-
rer Reichweite in Stellung bringen. Das 
gilt auch für Russland; Wladimir Putin 
sprach von symmetrischen Maßnahmen 
als Antwort auf amerikanische. Die Par-
teien werden allerdings die Entwicklung 
von landgestützten Mittelstreckenrake-
ten vorantreiben.

Szenario 2: Sollten nach Abschluss der 
Entwicklung der Trägersysteme den-
noch Raketen mittlerer Reichweite auf 
dem Territorium der EU und Russlands 
aufgestellt werden, wären das womög-
lich landgestützte Marschflugkörper 
vom Typ Tomahawk oder Kalibr mit kon-
ventionellen Sprengköpfen. Allerdings 
werden Deutschland, Frankreich und ei-
nige andere Länder sehr wahrscheinlich 
keine amerikanischen Raketen auf ihren 
Territorien wünschen. Denkbar wäre 
eine Stationierung in Polen, Rumänien 
oder den baltischen Staaten. 

Szenario 3: Die Stationierung der ge-
nannten Raketensysteme ist für die 
Amerikaner nur im asiatisch-pazifi-
schen Raum möglich, für Russland nur 
im Osten des eigenen Territoriums. In 
diesem Fall muss Russland allerdings die 
Reaktion Chinas berücksichtigen, wes-
halb der Umfang der Stationierungen 
sehr gering bleiben sollte, damit die Be-
ziehungen zum östlichen strategischen 
Partner nicht belastet werden. 

Szenario 4: Im Anschluss an die Rake-
ten mit konventioneller Ausrüstung ge-
hen die USA und Russland zur Stationie-
rung nuklearer Mittelstreckenraketen 
auf dem Territorium der EU und im Wes-
ten Russlands über. Dieser Prozess kann 
lange dauern, da zusätzlich zur Gewähr-
leistung der nuklearen Sicherheit eine 
Infrastruktur für die Lagerung und den 
Umgang mit nuklearen Mitteln zu entwi-
ckeln ist.

Szenario 5: Zusätzlich zu den Marsch- 
flugkörpern könnten die USA und Russ-
land ballistische Mittelstreckenrake-
ten mit nuklearen Sprengköpfen ent-
wickeln und in Gefechtsbereitschaft 
versetzen. Die Amerikaner könnten 
die Produktion der Pershing-2-Rake-
ten mit verbesserten Leistungskenn-
ziffern wiederbeleben. Das russische 

Äquivalent wäre die Verwendung von 
Topol-M-Raketen und der Jars-Raketen; 
und falls kein neuer START-Vertrag ge-
schlossen wird, ist die Stationierung des 
Raketenkomplexes Rubesch für Aufga-
ben im europäischen Operationsgebiet 
möglich. Dies würde die USA, Russland 
und die EU zu Verhältnissen zurück-
bringen, die aufgrund des technologi-
schen Fortschritts und der räumlichen 
Nähe wesentlich gefährlicher und kri-
tischer sind als diejenigen der 1980er- 
Jahre.

Allerdings kann auch die Implemen-
tierung des unspektakulärsten Szena-
rios 6 nicht ausgeschlossen werden. Es 
fußt auf der Annahme des Vorschlags 
von US-Präsident Donald Trump, den 
INF-Vertrag durch einen neuen trilatera-
len Vertrag über Mittelstreckenraketen 
zwischen den USA, Russland und China 
zu ersetzen.

Die historischen Erfahrungen legen 
nahe, dass die Parteien während derar-
tiger Verhandlungen nichts unterneh-
men, was den in Aussicht genommenen 
Begrenzungen zuwiderläuft. Trilatera-

le Verhandlungen werden aus zwei ent-
scheidenden Gründen viele Jahre dau-
ern. 

Erstens gibt China traditionell keine 
Informationen über sein Kernwaffen-
potenzial preis. Das Land zu überzeu-
gen, zumindest einen Teil dieser Infor-
mationen offenzulegen, wird schwierig 
werden und nur im Gegenzug bei Be-
reitschaft zu bestimmten Schritten vor 
allem seitens der USA möglich sein, etwa 
zur Begrenzung der Raketenabwehr im 
asiatisch-pazifischen Raum.

Zweitens sind die meisten chinesi-
schen Raketen Mittelstreckenraketen, 
auf die das Land kaum verzichten kann. 
Letztendlich ist der Abschluss eines 
Übereinkommens nach dem Muster des 
INF-Vertrags zwischen den drei Staaten 
eher unwahrscheinlich. Das hängt damit 
zusammen, dass die Erfüllung des Ver-
trags kontinuierlich überwacht werden 
muss.

Es ist schwer vorstellbar, dass die 
Kontrolle der Vernichtung der land-
gestützten Flugkörper mit kürzerer 
und mittlerer Reichweite gemäß dem 

INF-Vertrag ausgeweitet wird. Sowjeti-
sche und amerikanische Inspektoren 
haben alle Phasen bei der Zerstörung 
der Raketen durch Sprengung, kontrol-
lierten Abschuss sowie Zerquetschen 
der Raketenköpfe kontrolliert, waren 
bei der Produktion neuer Raketen per-
manent anwesend und haben deren 
Umfang überwacht. 

Deshalb sollte man eher vermuten, 
dass mit erheblich weniger übergriffi-
gen Kontrollmethoden wenigstens eine 
gewisse Einigung über die Begrenzung 
der Raketen mittlerer Reichweite er-
reicht werden könnte, indem man sich 
mehr an nationalen Kontrollverfahren 
orientiert.

Wladimir Dworkin ist  
wissenschaftlicher Mitarbeiter  
des Instituts für Weltwirtschaft  

und internationale Beziehungen  
der Russischen Akademie der  

Wissenschaften und Generalmajor  
der Reserve. 

Blick von oben in die Zukunft
Die bewegende Rede des deutschen Raumfahrers Alexander Gerst aus dem All

Alexander Gerst hatte seine „Nach-
richt an meine Enkelkinder“ auf 
Deutsch bereits im November 

aufgezeichnet, 400 Kilometer über der 
Erde, im Cupala Aussichtsmodul der in-
ternationalen Raumstation (ISS). Am 18. 
Dezember stellte der Raumfahrer, Kom-
mandant der Sojus MS-09 auf der 57. Ex-
pedition der Internationale Raumstati-
on ISS, seine Ansprache schließlich ins 
Internet. Nach 197 Tagen im Weltraum 
befand Gerst sich mit seinem russischen 
Kollegen Sergej Prokopjew und der Ame-
rikanerin Serena Auñón-Chancellor auf 
dem Weg zurück zur Erde in die kasachi-
sche Steppe, als die Rede millionenfach 
angeklickt wurde.

„Wenn ich so auf den Planeten run-
terschaue, dann denke ich, dass ich 
mich bei euch wohl leider entschuldigen 
muss“, hob Gerst an. „Im Moment sieht 
es so aus, als ob wir, meine Generation, 

euch den Planeten nicht gerade im bes-
ten Zustand hinterlassen werden. Im 
Nachhinein sagen natürlich immer viele 
Leute, sie hätten nichts gewusst, aber in 
Wirklichkeit ist es uns Menschen schon 
sehr klar, dass wir im Moment den Pla-
neten mit Kohlendioxid verpesten, dass 
wir das Klima zum Kippen bringen, dass 
wir Wälder roden, dass wir die Meere 
mit Müll verschmutzen, dass wir die li-
mitierten Ressourcen viel zu schnell 
verbrauchen, und dass wir zum Großteil 
sinnlose Kriege führen.“

Er hoffe, fuhr Gerst fort, „dass wir 
noch die Kurve kriegen“ und ein paar 
Dinge verbessern könnten. Er wünsche 
sich, „dass wir nicht bei euch als die Ge-
neration in Erinnerung bleiben, die eure 
Lebensgrundlage egoistisch und rück-
sichtslos zerstört hat“. Er sei „sicher, 
dass ihr die Dinge inzwischen sehr viel 
besser versteht als meine Generation; 

und wer weiß, vielleicht lernen wir ja 
auch noch etwas dazu: dass ein Blick von 
außen immer hilft, dass dieses zerbrech-
liche Raumschiff Erde sehr viel kleiner 
ist als die allermeisten Menschen sich 
das vorstellen können; wie zerbrechlich 
seine Biosphäre ist, und wie limitiert sei-
ne Ressourcen sind; dass es sich lohnt, 
mit seinem Nachbarn gut auszukom-
men; dass Träume wertvoller sind als 
Geld, und dass man ihnen eine Chance 
geben muss; dass Jungen und Mädchen 
Dinge genauso gut können, aber dass 
doch jeder von euch eine Sache hat, die 
er besser kann als alle anderen; dass die 
Zukunft wichtiger ist als die Vergangen-
heit, und dass man niemals ganz erwach-
sen werden soll; dass Gelegenheiten im-
mer nur einmal kommen, und dass man 
für Dinge, die es wert sind, auch mal 
ein Risiko eingehen muss; dass ein Tag, 
an dem man etwas Neues entdeckt hat, 

über seinen Horizont hinausgeschaut 
hat, ein guter Tag ist.“

Er wünschte sich, so Gerst, die Welt 
durch die Augen der Jüngeren zu be-
trachten und in die Zukunft schauen zu 
können. Aber ihm bleibe zu versuchen, 
„eure Zukunft möglich zu machen, und 
zwar die beste, die ich mir vorstellen 
kann“. 	 KB/PHK 

Vertrauen fehlt,  
Kontrolle ist  
übergriffig 
Sechs Szenarios für den Fall, dass der INF-Vertrag  
tatsächlich zu Ende ist

VON WLADIMIR DWORKIN

So sah Gerst die Welt. Unter seiner Aufnahme seines russischen 
Kollegen Sergei Prokopjew schrieb er auf Instagram:  

„Ist es nicht erstaunlich, in welchen Sphären Menschen leben 
können, wenn sie sich außergewöhnlich anstrengen?“
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Die Welt verehrt Michail Gorbat- 
schow, der gerade 88 Jahre alt ge-
worden ist, noch immer, aber die 

Russen haben ein sehr gespaltenes Ver-
hältnis zu ihm. In diesem Jahr ist die tief-
gründige, fundamentale Arbeit über den 
Vater der Perestroika in russischer Spra-
che erschienen, das Buch des amerika-
nischen Historikers William Taubman: 
„Gorbatschow. Der Mann und seine Zeit.“ 
Es wurde in Russland kaum zur Kenntnis 
genommen.

Das erklärt sich aus der aktuellen Ro-
mantisierung der UdSSR. Die populärste 
Antwort auf die Frage, wer Michail Gor-
batschow sei, lautet derzeit: der Mann, 
der die UdSSR zugrunde gerichtet hat.

Russland zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts ist die sichtbare Antwort auf die viel-
leicht wichtigste Frage der Perestroika: 
Wie schnell kann man den Sowjetmen-
schen verändern? Es hat sich gezeigt, 
dass die politische Ordnung, die Wirt-
schaft, die Struktur des riesigen Staats 
sich sehr viel schneller ändern als der 
Mensch. 

Vergessen ist, wie es um die Sowjet-
union Ende der 1980er-Jahre stand: lan-
ge Schlangen, Mangel an Lebensmitteln 
und Konsumgütern, die Erbitterung 
über den Kalten Krieg, untragbare Rüs-
tungsausgaben, schlampige Administra-
tion. „Ein Kilo Wurst kostete zwei Rubel, 
eine Flasche Wodka drei Rubel“, heißt es 
heute. „Das Land war groß, es gab keinen 
Krieg, und die Amerikaner fürchteten 
uns.“

Wie wurde aus dem Bauernjungen, der 
einen „Einser“-Aufsatz zum Lobe Stalins 
schrieb, der Totengräber der Sowjetuni-
on? Wie kam es, dass Gorbatschow der 
einzige Politiker in der russischen Ge-
schichte wurde, der sich im Namen ideo-
logischer und moralischer Werte daran 
machte, seine eigene Macht zu beschrän-
ken und vielleicht sogar zu verlieren? Wa-
rum war ihm die Meinung der Welt über 
seine Person so wichtig? Hatte Gorbat- 
schow einen Plan? Kann es sein, dass ein 
politischer Führer von Gorbatschows Ka-
pazität sich von seiner extremen Selbst-
sicherheit, seinem bisweilen offensichtli-
chen Egoismus leiten ließ?

Taubman suchte 20 Jahre nach Ant-
worten, der letzte Satz des Buchs lautet: 
„Bei all seinen Mängeln und auch wenn 
er seine hehren Ziele nicht alle erreichte, 
war er doch ein tragischer Held, der Ver-
ständnis und Bewunderung verdient.“ Er 
fügt sich sehr gut zu einem anderen Satz, 
den der Präsident der UdSSR einmal ge-
genüber dem Autor über sich selbst sag-
te: „Ich versichere Ihnen, Gorbatschow 
war kein naiver Träumer.“ Aber er zitiert 
auch Alexander Jakowlew, einen engen 
Vertrauten Gorbatschows, der bemerkte, 
der Regierungschef habe sich manchmal 
selbst nur schwer verstanden. Jakowlew 
schien es bisweilen, „als fürchtete er 
(Gorbatschow) sich selbst davor, in sich 
hineinzusehen und mit sich selbst zu re-
den, weil er dann etwas erführe, was er 
nicht wissen möchte“. 

Ein wichtiger Punkt, der auch vielen 
Journalisten aus der Zeit der Perestroi-
ka in Erinnerung geblieben ist: Gorbat-
schow brauchte permanent Feedback, 
Lob, Zustimmung, Mitgefühl und Ver-
ständnis. Das diente ihm als Brennstoff 
für seinen Ehrgeiz, aber auch für sein 
Schaffen.

Ich selbst erinnere mich noch gut da-
ran, was für einen Skandal der Kreml in 
der wichtigsten Pro-Gorbatschow-Zei-
tung Moskowskije Nowosti inszenierte, 
als eine Erhebung zur politischen Stim-
mung unter den Fahrgästen des Zugs 
Moskau-Wladiwostok nicht zu Gunsten 
der Perestroika ausfiel. Später reagierte 
Gorbatschow nicht weniger empfindlich 
auf die Veröffentlichung eines Populari-
tätsratings der Abgeordneten des Ersten 
Sowjetkongresses in der Zeitschrift Ar-
gumenti i fakti, bei dem Andrei Sacharow 
auf dem ersten Platz landete, auf dem 
zweiten ausgerechnet Boris Jelzin. 

Taubman wirft auch einen Blick auf die 
frühen Jahre Michail Gorbatschows, in 

die Zeit, als er ein mittlerer Parteifunk-
tionär in der Provinz war. Der Leser be-
ginnt zu begreifen, mit welcher Gier Gor-
batschow und seine Frau Raissa schon 
damals die Welt zu entdecken beginnen.

April 1984: Premiere von Michail und 
Raissa Gorbatschow auf der großen Welt-
bühne. Beim Besuch in Großbritannien 
war er noch nicht Staatsoberhaupt. Aber 
das Paar machte Eindruck. Eine Mitar-
beiterin von Margaret Thatcher erinnert 
sich, wie verzaubert alle von den beiden 
waren. „Frau Gorbatschowa war ele-
gant nach westlicher Manier gekleidet, 
sie trug ein maßgeschneidertes grauge-
streiftes Kostüm – so eins hätte ich selbst 
liebend gern getragen.“ Es war am Ende 
dieses Besuchs, dass Margaret Thatcher 

Gorbatschow viele Türen öffnete, durch 
ihren berühmten Satz: „Mir gefällt Mis-
ter Gorbatschow. Er ist ein Mann, mit 
dem man Geschäfte machen kann.“

Taubman erinnert daran, dass Gorbat-
schow in seinem Land schon Befremden 
auslöste, lange bevor er den neuen Kurs 
verkündete und man in der UdSSR über 
Perestroika und Glasnost diskutierte. Ei-
nige Wochen nach der Wahl begab sich 
Gorbatschow auf seine erste Reise. Na-
türlich nach Leningrad. In seiner dor-
tigen Rede vor dem Parteiaktiv sagte er 
noch nichts Revolutionäres: Disziplin, 
Qualität der Arbeit, Mobilisierung aller 
kreativen Kräfte. Aber er sprach leiden-
schaftlich, überzeugend und frei. Das 
Land war baff. Die Kassetten mit den Auf-
nahmen der Leningrader Rede wurden 
für 500 Rubel auf dem Schwarzmarkt ge-
handelt. 

Woran glaubte der neue Staatschef, als 
er die Macht in Händen hielt. Was hatte 
er vor?

Taubman hat die Ansichten und öffent-
lichen Reden Gorbatschows analysiert 
und ihn auch befragt. „Die Beteuerung 
der Treue zu den Idealen der Bolschewi-
ki war keine taktische Referenz“, glaubt 
Taubman. Er sei ehrlich dazu gestanden, 
habe aufrichtig daran geglaubt – natür-
lich nicht an die Überlegenheit des sow-
jetischen Systems, so wie es sich im Jahre 
1985 zeigte, aber daran, dass man es ver-
bessern und den Idealen näherbringen 
könne. „Gorbatschow glaubte an den So-
zialismus, die Überzeugung seines ge-
liebten Vaters und Großvaters.“ 

Die Generation Gorbatschows und sei-
ne Mitstreiter glaubten, dass der Sozia-
lismus pervertiert sei und dass man ihn 
durch Reformen retten könne. Gorbat- 
schow glaubte an Lenin, über den er noch 
2006 schrieb: „Ich vertraute ihm damals 
und ich tue es noch heute.“ Seine Mitar-
beiter erinnern sich daran, dass auf sei-
nem Tisch immer mehrere Bände von 

Lenin lagen, mit zahlreichen Lesezei-
chen darin.

Versuche, das sowjetische System un-
ter Einsatz von Gewalt zu ändern, lehn-
te Gorbatschow ab. Am Ende aber, so 
bemerkt Taubman, „gab Gorbatschow 
selbst den schrittweisen Wandel auf 
und trachtete danach, so gut wie alles 
umzukrempeln: das politische System, 
die Wirtschaft, die Ideologie, innereth-
nische Beziehungen, die Außenpolitik, 
sogar die sowjetische Identität selbst“. 
Dabei hatte der Präsident, wie sein Pres-
sesprecher Andrei Gratschow einmal be-
merkte, einen „Widerwillen, der bereits 
an eine Aversion grenzte, allzu viel Zeit 
mit routinemäßigen, alltäglichen, lau-
fenden Angelegenheiten zu verbringen“. 

Hatte Gorbatschow einen Plan für die 
Perestroika, eine Strategie? Seine Mit-
arbeiter sagen, das habe es nicht gege-
ben und nicht geben können, zu unge-
wöhnlich war die Aufgabe, eine Diktatur 
in eine Demokratie umzuwandeln, eine 
Kommandowirtschaft in eine Markt-
wirtschaft, einen zentralisierten Staat 
in eine echte Föderation, und den Kalten 
Krieg in eine neue Weltordnung, die auf 
Gewaltverzicht basierte. Aber das Wich-
tigste, was Michail Gorbatschow nicht 
berücksichtigt hatte, war die Schwie-
rigkeit, den Sowjetmenschen mit sei-
nem traditionellen Autoritarismus und 
Antiwestlertum umzuformen. Gorbat- 
schow hatte weniger einen Plan als viel-
mehr einen Traum: Er wollte „den Sozi-
alismus mit der wissenschaftlichen und 
technischen Revolution kombinieren“ 
und dabei die Vorteile nutzen, die seiner 
Meinung nach „der Planwirtschaft inne-
wohnten“. 

Die erste und vielleicht entschiedens-
te Innovation Gorbatschows war sein 
Abrücken vom alten Führungsstil: Der 
neue Generalsekretär verbot das Mit-
führen seines Porträts bei offiziellen Pa-
raden; bei den Konferenzen unterbrach 
er Redner, die Lobeshymnen auf ihn 
anstimmten; sein Stil war der direkte 
Kontakt zu den Menschen. Urplötzlich 
konnte er sein Auto anhalten lassen, aus-
steigen und auf die Menschen zugehen, 
um Fragen zu stellen, um „den Mann von 
der Straße“ anzuhören. Er ermunterte 
zur Kritik.

Ein wichtiger Bestandteil des Images 
des neuen Generalsekretärs war seine 
Frau. Raissa Maximowna war eine ele-
gante, liebevolle, ehrgeizige Frau. Sie 
war immer an seiner Seite. Und das allein 
war schon ungewöhnlich. Wie üblich ris-
sen die Russen Witze. Taubman erzählt 
einen: Gorbatschow wurde einmal, als er 
gerade ein Regierungsgebäude betreten 
wollte, von einem Wärter angehalten, 

der seinen Pass sehen möchte. „Was soll 
das?“, protestierte Gorbatschow. „Ich 
bin Gorbatschow, der Generalsekretär.“ 
„Entschuldigen Sie, Genosse Gorbat- 
schow. Ohne Raissa Maximowna habe ich 
Sie gar nicht erkannt.“

Heute weiß man, dass es weder Gorbat-
schow noch nach ihm Jelzin gelungen ist, 
das Staatschiff durch die heftigen Stür-
me der Nationalitätenkonflikte zu steu-
ern. Taubman widmet sich ausführlich 
der Entwicklung der Ereignisse und den 
halbherzigen Maßnahmen, zu denen der 
Generalsekretär und spätere Präsident 
der UdSSR sich durchringen konnte. Aus 
heutiger Sicht erscheint wichtig, dass für 
Gorbatschow schon immer die Ukrai-
ne eines der ersten potenziellen „ethni-

schen Pulverfässer“ war. Dort lebten zu 
diesem Zeitpunkt etwa 14 Millionen Rus-
sen.

Nach den Ereignissen zwischen Arme-
nien und Aserbaidschan lag ihm sehr da-
ran, dass kein Blut fließt, dass man mit-
einander redet. Er behauptete immer 
noch, der Nationalismus sei unter Kon-
trolle, die Integrität des Sowjetstaats 
werde nicht in Frage gestellt. Doch auch 
in den drei baltischen Republiken de-
monstrierten Millionen Menschen für 
die Unabhängigkeit. Wenige Monate 
später verließ die Kommunistische Par-
tei Litauens die KPdSU. Ihr folgten die 
Parteien der anderen baltischen Repu-
bliken.

Die Welt wollte damals keinesfalls den 
Zerfall der UdSSR. Als Präsident Ge-
orge Bush sen. 1989 nach Moskau auch 
Kiew besuchte, versetzte er den Natio-
nalisten einen empfindlichen Dämpfer: 
„Freiheit ist nicht das Gleiche wie Un-
abhängigkeit“, sagte er vor dem ukrai-
nischen Parlament. „Die Amerikaner 
werden niemanden unterstützen, der 
eine weit entfernte Tyrannei durch ein-
heimischen Despotismus ersetzen will. 
Und sie werden niemandem helfen, der 
einen selbstmörderischen, auf ethni-
schem Hass beruhenden Nationalismus 
propagiert.“ 

Deutschland hat ein besonderes Ver-
hältnis zu Gorbatschow, vor allem des-
halb, weil er die Wiedervereinigung er-
möglichte. Aber weniger der Autor des 
Buchs als vielmehr die Gesprächsauf-
zeichnungen, Tagebücher und Doku-
mente beweisen, dass Gorbatschow we-
der Initiator noch Fürsprecher dieser 
Idee war. Sein Ziel war folgendes: Nach 
der Demokratisierung sollten die ost-
europäischen Länder inklusive DDR so 
lange wie möglich ihre Unabhängigkeit 
behalten, um dann möglicherweise zu-
sammen mit der UdSSR in die Struktur 
eines „gesamteuropäischen Hauses“ 

einzufließen. Und bis dahin könnte die 
nächste Etappe für Deutschland eine 
Föderation sein. Völlig absurd scheint 
die Behauptung einiger Gegner Gorbat-
schows, er habe Deutschland nach der 
Aufforderung Ronald Reagans von 1987 
vereinigt: „Herr Gorbatschow, reißen 
Sie diese Mauer nieder!“

Taubman erinnert daran, dass Gor-
batschow bei seiner Rede vor dem Eu-
roparat in Straßburg 1989 sehr deutlich 
seinen Wunsch zum Ausdruck brach-
te, in die EU einzutreten. Er zitierte 
Victor Hugos Vision des Tages, an dem 
Frankreich, Russland, Großbritanni-
en, Deutschland und „alle Nationen des 
Kontinents, ohne ihre Identitäten und 
ihre bemerkenswerte Originalität ab-

zulegen, fest zu einer höheren Gesell-
schaft verschmelzen und eine europäi-
sche Bruderschaft bilden werden“. 

Auch die Wiedervereinigung Deutsch-
lands geschah nicht nach Gorbatschows 
Drehbuch. Sein Freund Helmut Kohl 
spielte mit seinem Zehn-Punkte-Pro-
gramm zur Wiedervereinigung sein ei-
genes Spiel. Er setzte nicht nur die So-
wjetunion darüber nicht in Kenntnis, 
sondern auch seine engeren Partner 
nicht, Amerika, Großbritannien und 
Frankreich. Genscher, der zu Gorbat-

schow reiste, um das Programm zu er-
läutern, schrieb später: „Niemals zu-
vor und danach habe ich Gorbatschow 
so erregt und so bitter erlebt.“ Anatoli 
Tschernjajew bezeichnet das Gespräch 
sogar als „beispiellos in seiner Hitzig-
keit“, es überschritt „alle allgemein 

akzeptierten Grenzen für Meinungs-
austausche zwischen so hohen Staats-
männern“. Über Kohl bemerkte der Ge-
neralsekretär damals böse, Kohl glaube 
vermutlich bereits, „dass seine Musik 
gespielt werde – ein Marsch – und dass 
er bereits zu ihr marschiere“. 

Taubman, der Amerikaner, muss 
schließlich eingestehen: Amerika hat 
Gorbatschow nicht unterstützt, man hat 
nicht auf ihn gehört und letztlich eine 
Chance verpasst, die Welt sicherer und 
friedlicher zu machen. Als Bush sen. 
Präsident der USA wurde, zum für die 
Perestroika entscheidenden Moment, 
nahm er sich eine lange Pause und wog 
erst einmal seine eigenen, also die ame-
rikanischen Interessen. In dieser Situ-
ation räumte Gorbatschow „in einem 
wehmütigen Geständnis“ gegenüber 
Kissinger ein: „Ich führe ein merkwür-
diges Land. Ich versuche, mein Volk in 
eine Richtung zu lenken, die es nicht 
versteht und in die viele nicht gehen 
wollen.“ Er habe angenommen, dass 
„die Perestroika zum jetzigen Zeit-
punkt längst abgeschlossen wäre. Statt-
dessen haben die wirtschaftlichen Re-
formen gerade erst begonnen.“ Es sei 
„leicht zu sehen, was daran falsch war“, 
räumte er ein. „Schwieriger ist heraus-
zufinden, was besser funktioniert.“ Da-
für brauche er „eine lange Periode des 
Friedens“. 

Als die Beziehungen sich erwärm-
ten, sprach Bush über sein sowjeti-
sches Gegenüber den berühmten Satz: 
„Dieser Bursche ist die Perestroika!“ 
1990 empfing ihn Amerika triumphal,  
Bushs Familie nahm ihn sehr warmher-
zig auf. Aber zu Hause, in der UdSSR, 
war die Lage schon sehr angespannt. 

Jack Matlock, amerikanischer Bo-
schafter in Moskau, erinnert sich an die 
grandiose Verabschiedung der Gorbat-
schows. Ein amerikanisches Militäror-
chester, gekleidet in Kosakenunifor-
men, sang am Flughafen „I Left My Heart 
in San Francisco“. Dann, während eines 
Moments völliger Stille, hörte Matlock 
ganz deutlich, wie Raissa Gorbatschowa 
zu ihrem Mann sagte: „Jede Neuerung 
schlägt früher oder später zurück und 
vernichtet denjenigen, der sie ins Leben 
gerufen hat.“ 

Tatsächlich scheiterte Gorbatschow. 
Die Umstände seines Rücktritts mach-
ten weder der Macht, die ihn ersetzte, 
Ehre, noch der Ordnung, die in der Sow-
jetunion jahrzehntelang bestanden hat-
te. Die Gorbatschows mussten binnen 
24 Stunden ihr Sommerhaus räumen, 
der gesamte Apparat des Präsidenten 
wurde aufgelöst, es gab keine Gehalts-
fortzahlungen, er behielt lediglich noch 
für ein Jahr das Recht, die medizini-
sche Versorgung des Kremls zu nutzen. 
Es gab keine Abschiedsfeier, keiner der 
Präsidenten der jetzt schon souverä-
nen Staaten der UdSSR kam nach Mos-
kau, sie hielten es nicht einmal für nö-
tig, Gorbatschow auch nur anzurufen. 
Seinen Rücktritt als Oberkommandie-
render der Streitkräfte unterzeichne-
te er nicht öffentlich, und den berühm-
ten „Atomkoffer“ übergab er schlicht 
in seinem Arbeitszimmer in die Hand 
des Verteidigungsministers Jewgeni 
Schaposchnikow. 

Seine Abschiedsrede, die im Fern-
sehen ausgestrahlt wurde, las Gorbat-
schow ruhig und gefasst, seine Stim-
me zitterte nicht. Nur die letzten Sätze 
schienen ihm schwer zu fallen. „Sicher 
hätte man manche Fehler vermeiden 
und vieles besser machen können. Ich 
bin aber überzeugt, dass unsere ge-
meinsamen Anstrengungen über früh 
oder spät Früchte tragen werden. Un-
sere Völker werden in einer blühenden 
und demokratischen Gesellschaft le-
ben.“

Victor Loshak ist Chefredakteur  
der russischen Ausgabe des  

Petersburger Dialogs. 

Ein Held unserer Zeit 
William Taubmans Buch über Michail Gorbatschow ist die tiefgründigste aller Biografien über den Vater der Perestroika. Der Autor gesteht ein,  
dass die USA den russischen Staatschef nicht unterstützt und damit eine Chance verpasst haben, die Welt sicherer und friedlicher zu machen

 

VON VIKTOR LOSHAK

Der Sommer, der die Welt veränderte: Michail Gorbatschow und Ehefrau Raissa nach ihrem Deutschlandbesuch im Juni 1989.
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William Taubman: „Gorbatschow. Der Mann und seine 
Zeit“, Beck Verlag, 2018, aus dem Englischen übersetzt 
von Helmut Dierlamm und Norbert Juraschitz.  
935 Seiten, mit 75 Abbildungen, 38 €
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Keine Anweisungen, bitte 

US-Botschafter Richard Grenell verstört gänzlich undiplomatisch mit Drohungen gegen deutsche Unternehmen,  
die sich an Nord Stream 2 beteiligen, erringt aber damit hin und wieder kleine Siege

VON PETER KOEPF

Einen trockenen Beitrag zum Streit 
um die Gaspipeline Nord Stream 2 
lieferte Bundeskanzlerin Angela 

Merkel auf der Münchner Sicherheits-
konferenz. „Ein russisches Gasmolekül 
bleibt ein russisches Gasmolekül, egal ob 
es über die Ukraine oder über die Ostsee 
kommt“, sagte sie Mitte Februar. „Wie 
abhängig wir von russischem Erdgas 
sind, kann durch die Frage, durch welche 
Pipeline es fließt, nicht geklärt werden.“

Das war auch eine Antwort auf einen 
giftiger werdenden Streit um den Bau 
der Pipeline. Lautstark mischte sich in 
den vergangenen Monaten mehrfach 
US-Botschafter Richard Grenell ein, Mit-
te Januar mit für Diplomaten unüblichen 
Drohungen. In Briefen wandte er sich 
an deutsche Unternehmen, die sich „im 
russischen Energieexport-Sektor enga-
gieren“, sprich: am Bau der Nordseepi-
peline, deren Projektgesellschaft dem 
russischen Energiekonzern Gazprom 
gehört und deren Kosten zur Hälfte Gaz-
prom, zur anderen Hälfte zwei deutsche, 
eine österreichische, eine britisch-hol-
ländische und eine französische Firma 
tragen. Das sei „mit einem erheblichen 

Sanktionsrisiko verbunden“. Das Projekt 
untergrabe „die Sicherheit der Ukraine 
und Europas“.

Damit stieß er in Deutschland auf ent-
schiedene Widerworte. Bundesaußen-
minister Heiko Maas (SPD) entgegnete, 
Fragen der europäischen Energiepolitik 
müssten in Europa entschieden werden. 
Der Vorsitzende der Gewerkschaft Che-
mie, Bergbau, Energie Michael Vassili-
adis setzte gar einen groben Klotz auf 
Grenells groben Keil. Der Botschafter 
rede „wie ein Besatzer“. Den USA gehe 
es nicht um Außenpolitik, sondern dar-
um, amerikanisches Gas „bei uns loszu-
werden“.

Tatsächlich ist der Pipelinebau auch in 
der EU umstritten. Die Ukraine fürch-
tet um ihre bisherigen Durchleitungs-
gebühren, andere, auch deutsche Poli-
tiker, sehen die Gefahr einer zu großen 
Abhängigkeit von russischen Gasliefe-
rungen, obwohl Russland auf die Devi-
seneinnahmen mindestens so dringend 
angewiesen ist wie Europa auf das Gas. 
Polen widerspricht dem Bau auch aus ei-
genem Interesse, es will selbst Standort 
eines Verteilerknotens werden.

Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie Peter Altmaier (CDU) suchte der-
weil einen Kompromiss, gerade mit den 
USA. Die Bundesregierung werde dafür 
sorgen, dass es in Deutschland Flüssig-
gasterminals gibt, sagte er am 22. Janu-
ar. Damit könnte dann auch (teureres) 
amerikanisches LNG-Gas ins Land ge-
bracht werden. Bei der Energieversor-
gung dürfe Europa „nicht erpressbar 
sein“, ergänzte Altmaier am 13. Febru-
ar in Berlin in Gegenwart des stellver-
tretenden US-Energieministers Dan 
Brouillette. Altmaier will außerdem 
dafür sorgen, dass russisches Gas auch 
weiterhin durch die Ukraine geleitet 
wird.

Nun könnte Grenell sich angesichts 
Altmaiers Einlassungen eines Sieges 
rühmen. Und doch könnten gerade sei-
ne Einmischungen das Gegenteil ihres 
Ziels erreichen: Misstrauen und Wider-
stand. Die USA setzten zunehmend ihre 
Marktmacht nicht nur gegen Gegner 
ein, sondern auch gegen Freunde, kri-
tisierte Georg Mascolo in der Süddeut-
schen Zeitung. Nicht immer sei klar, „wo 
die Politik endet und US-Wirtschaftsin-

teressen beginnen. Statt des russischen 
Gases möchten die USA ihr Flüssiggas 
in Europa verkaufen.“ Der ehemalige 
deutsche Botschafter in Washington 
Wolfgang Ischinger riet Grenell: „Sagen 
Sie ihrem Gastland niemals, was es zu 
tun habe, wenn sie keinen Ärger wol-
len. Deutsche hören begierig zu, aber 
Anweisungen nehmen sie übel.“ Von 
EU-Parlamentariern schließlich war die 
Frage zu hören, wie es denn wäre, wenn 
die EU amerikanische Unternehmen 
sanktionierte, die auch nach dem Mord 

an Jamal Kashoggi Milliardengeschäfte 
mit Saudi-Arabien machten.

Grenell ist in Deutschland seinem 
Ruf als diplomatic bad boy vom ersten 
Amtstag an gerecht geworden. So kom-
mentierte er auf Fox News die deutsche 
Politik wie ein Journalist, er tadelte 
Deutschlands geringe Verteidigungs-
ausgaben und seinen großen Handels-
bilanzüberschuss. Und nach Donald 
Trumps Ausstieg aus dem Atomabkom-
men mit Iran twitterte er: „Wie @real-
DonaldTrump sagte, US-Sanktionen 
zielen auf entscheidende Bereiche von 
Irans Wirtschaft. Deutsche Firmen, die 
Geschäfte im Iran machen, sollten ihren 
Betrieb sofort einstellen.“ 

Inzwischen hat das Luftfahrtbundes-
amt der iranischen Fluglinie Mahan 
Air, die auf der Sanktionsliste der USA 
steht, die Start- und Landerechte ent-
zogen.  Wie US-Außenminister Mike 
Pompeo, so lobte auch Grenell diesen 
„großartigen Schritt“. Um aber euro-
päischen Unternehmen weiterhin Ge-
schäfte mit Iran zu ermöglichen, haben 
Deutschland, Frankreich und Großbri-
tannien eine Special Purpose Vehicle 

gegründet, über die der Zahlungsver-
kehr abgewickelt werden kann, wenn 
private Banken sich weigern, weil sie 
Strafmaßnahmen der USA befürchten. 
Die Zweckgesellschaft Instex (Instru-
ment in Support of Trade Exchanges) 
soll Forderungen von europäischen und 
iranischen Unternehmen verrechnen, 
etwa Ölgeschäfte gegen andere Waren-
geschäfte. So hoffen die Europäer, das 
Atomabkommen mit dem Iran retten zu 
können, auch wenn etliche große Unter-
nehmen sich bereits aus dem Iran zu-
rückziehen.

Die Nachrichtenseite Politico kom-
mentierte Grenells Bilanz mit den Wor-
ten: „Der Mann, den Kritiker als ‚den 
kleinen Trump‘ abtun, mag in Deutsch-
land nicht viele Herzen und Köpfe er-
obert haben, aber meistens hat sich sein 
Argument durchgesetzt.“ Er ist zumin-
dest der Diplomat, der gehört wird wie 
nur wenige.

Peter Koepf ist der deutsche  
Chefredakteur dieser Zeitung.

Eine neue Frontlinie auf See
Russlands Angriff auf ukrainische Schiffe im Schwarzen Meer zeigt, wie wenig sich Moskau vor einer starken Antwort des Westens fürchtet

VON ANN-DORIT BOY

Während der ersten zehn Mo-
nate des Jahres 2018 köchelte 
der Krieg in der Ostukraine 

vor sich hin, ohne im Ausland große 
Schlagzeilen zu erzeugen. Beide Seiten, 
die von Russland unterstützten Sepa-
ratisten und das ukrainische Militär, 
verletzten das Waffenstillstandsabkom-
men von Minsk regelmäßig, entlang der 
ostukrainischen Frontlinie wurden Zi-
vilisten und Kämpfer getötet, aber eine 
größere Eskalation blieb aus.

Die Situation änderte sich am 25. No-
vember, als Boote des russischen Grenz-
schutzes ukrainische Kriegsschiffe 
im Schwarzen Meer angriffen und be-
schlagnahmten. Die drei ukrainischen 
Schiffe, zwei Artillerieboote und ein 
Bugsierer, hatten versucht, durch die 
Straße von Kertsch ins Asowsche Meer 
zu gelangen. Der Zwischenfall war der 
erste direkte Zusammenstoß zwischen 
russischen und ukrainischen Kräften 
seit dem Ausbruch der Krise im Jahr 
2014, als russische Soldaten ohne Uni-
formabzeichen auf der ukrainischen 
Halbinsel Krim einmarschierten und 
Teile des Donbass besetzten.

Die Meerenge von Kertsch liegt zwi-
schen dem russischen Festland im Os-
ten und der Krim im Westen. Russland 
und die Ukraine teilen sich diese Gewäs-
ser laut eines Vertrages von 2003. Aller-
dings scheint Russland die Meerenge 
seit der Annexion der Halbinsel Krim 
als nationales Gewässer anzusehen und 
beschränkt den Zugang von den östli-
chen Häfen der Ukraine zum Schwarzen 
Meer.

Eine neue Brücke über die Straße von 
Kertsch, die Russland im Mai 2018 eröff-
nete, ist zu niedrig für viele ukrainische 
Schiffe. Zudem begann der russische 
Grenzschutz, eine Unterabteilung des 
Inlandsgeheimdienstes FSB, nach der 
Eröffnung der Brücke, ukrainische Han-
delsschiffe zu kontrollieren und behin-
dert damit die Geschäfte an den Häfen 
von Mariupol und Berdjansk, von wo seit 
Sowjetzeiten Kohle und Stahl aus dem 
Donbass exportiert wird.  

Russlands Angriff Ende November 
hat die Spannungen deutlich verschärft. 
Die Grenzschützer schnitten der ukrai-
nischen Marine nicht nur den Weg ab, 
sondern verletzten auch mehrere ukrai-
nische Crew-Mitglieder. Insgesamt nah-
men die russischen Kräfte 24 ukraini-
sche Matrosen gefangen. Diese befinden 
sich weiterhin unter Arrest in Russland, 
das wegen illegaler Grenzüberschrei-
tung gegen sie ermittelt. 

Eine Untersuchung der unabhängigen 
Internet-Rechercheure der Plattform 

Bellingcat bestätigte die Darstellung der 
ukrainischen Seite, ihre Schiffe hätten 
sich zum Zeitpunkt des Angriffs in in-
ternationalen Gewässern des Schwar-
zen Meeres befunden. Es steht Aussa-
ge gegen Aussage in der Frage, ob Kiew 
den russischen Grenzschutz über die 
geplante Überführung der Schiffe durch 
die Meerenge von Kertsch vorab infor-
miert hatte.

In den Sommermonaten vor dem Zwi-
schenfall hatte Russland seine Militär-
präsenz im Asowschen Meer Berichten 
zufolge auf rund 40 Schiffe ausgebaut. 
Im September reagierte die ukraini-
sche Regierung mit der Ankündigung in 
Berdjansk einen weiteren Marinestütz-
punkt eröffnen zu wollen, um „die russi-
sche Aggression in der Region abzuweh-

ren.” Dieses Vorhaben ist ambitioniert 
in Anbetracht der Tatsache, dass sich 
die ukrainische Marine in schlechter 
Verfassung befindet, sie einen Teil ihrer 
Flotte durch die Annexion der Krim ver-
loren und bislang wenig Unterstützung 
von westlichen Partnern erhalten hat. 

Wie zu erwarten war, kritisierten 
russische Medien und Militärexperten 
die ukrainische Ankündigung als Pro-
vokation und warnten davor, dass Kiew 
die Marine befreundeter Nato-Länder 
ins Asowsche Meer und das Schwarze 
Meer einladen könnte, beides wichtige 
Schiffspassagen für Russlands Marine. 
Folglich kann der Angriff auf die ukrai-
nischen Kriegsschiffe als Warnschuss 
gedeutet werden, mit dem Moskau die 
ukrainische Führung von der Einrich-

tung der Marinebasis in Berdjansk 
abbringen möchte. 

Der Zeitpunkt des Zusammenstoßes 
– vier Monate vor den Präsidentenwah-
len in der Ukraine – legt die Vermutung 
nahe, dass die russische Regierung nach 
einer Gelegenheit gesucht hat, sich in 
die politischen Prozesse der Ukraine 
einzumischen. Präsident Wladimir Pu-
tin beschuldigte den ukrainischen Prä-
sidenten Petro Poroschenko, den Zwi-
schenfall provoziert zu haben, um seine 
eigene Popularität vor den Wahlen zu 
steigern. „Der Krieg in der Ukraine wird 
nicht enden, solange die Regierung in 
Kiew im Amt ist“, sagte Putin. 

Tatsache ist allerdings, dass der ukrai-
nische Präsident den Konflikt nicht be-
enden kann, es sei denn Russland macht 

den ersten Schritt. Jedoch hat Putin bis-
her noch keinen glaubhaften Versuch 
unternommen, die Kämpfe zu beenden. 
Eine instabile und chaotische Ukraine 
dient seinen Interessen besser als ein be-
friedetes Land. 

Präsident Poroschenko, der nach der 
pro-europäischen Revolution auf dem 
Maidan als Hoffnungsträger betrachtet 
wurde, hat im eigenen Land viel Rück-
halt verloren, weil er wichtige Reformen 
im Kampf gegen Korruption verschleppt 
und das alte System der einflussreichen 
Oligarchen am Leben erhält. Zweifellos 
sind Poroschenkos Chancen im Amt zu 
bleiben besser, solange der Krieg andau-
ert. Seine Entscheidung als Reaktion auf 
den Zwischenfall im Schwarzen Meer für 
einen Monat das Kriegsrecht zu verhän-

gen, wurde in der Ukraine heftig als PR-
Stunt kritisiert und befeuerte auch die 
russische Rhetorik.

Doch auch die Einmischung des Krem-
ls macht es nicht wahrscheinlicher, dass 
ein russlandfreundlicher Kandidat die 
Wahl in der Ukraine gewinnen wird. 
Die Mehrheit der Ukrainer will in je-
der erdenklichen Weise von Russland 
unabhängig sein. Die unlängst erfolg-
te Gründung einer eigenen Ukrainisch 
Orthodoxen Kirche bezeichnete Poro-
schenko als das „Zerreißen der letzten 
Ketten, die uns an Russland banden“. Der 
populäre Schritt könnte ihm helfen, doch 
noch einige Wähler zurückzugewinnen. 

Russlands Aggression im Schwarzen 
Meer zeigt auch, wie wenig Sorgen sich 
Putin über eine starke Antwort des Wes-
tens macht. Die Vereinigten Staaten und 
Europa reagierten zunächst mit reinen 
Bekundungen ihrer Besorgnis. Mittler-
weile hat Washington eine symbolische 
Zahlung von zehn Millionen Dollar an-
gekündigt, „um das Leistungsvermögen 
der ukrainischen Marine weiter auszu-
bauen”. Deutschland und Frankreich 
drängten auf die Ausweitung der OS-
ZE-Beobachtermission auf die Meerenge 
von Kertsch, aber Russland lehnte diesen 
Plan ab. Nun bleibt unklar, ob Berlin und 
Paris wenigstens eigene Beobachter schi-
cken können. Russland und die Ukraine 
müssten sich auf die Details einer sol-
chen Mission einigen. 

Der Vorfall im November hat auch äl-
tere Theorien wiederbelebt, nach denen 
Russland eine Invasion entlang der Küs-
te des Asowschen Meeres planen könnte, 
um eine Landbrücke zur Krim zu schaf-
fen. Mit der Eröffnung der Brücke über 
die Meerenge erscheint dies eigentlich 
obsolet. Es ist aber keineswegs ausge-
schlossen, dass es zu einer weiteren Es-
kalation kommt. 

Russland hat mit dem Zusammenstoß 
einmal mehr das Terrain sondiert und 
gelernt, dass es praktisch straffrei da-
vonkommt. Es ist jedoch unwahrschein-
lich, dass die russische Führung eine 
weitere Eskalation vor der ukrainischen 
Präsidentenwahl versuchen wird, da sich 
die Ukrainer dann umso geschlossener 
hinter ihren Präsidenten stellen würden.

Ann-Dorit Boy hat für die  
Frankfurter Allgemeine Zeitung und  

die Neue Zürcher Zeitung aus der  
Ukraine berichtet. Im Jahr 2016 hat sie  

für das Office for the Coordination of  
Humanitarian Affairs (UN OCHA) in  

Kiew gearbeitet. 

Country Roads: Die Straße von Kertsch, die Verbindung der Halbinsel Krim mit dem russischen Festland.

Richard Grenell
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Das Jahr 2018 war für die russisch- 
belarussischen Beziehungen ein 
konfliktreiches. Öffentlich aus-

getragene Streitigkeiten und verbale 
Gefechte zwischen Minsk und Moskau 
gaben Beobachtern in West und Ost den 
Anlass zu behaupten, der belarussische 
Staatsoberhaupt Alexander Lukaschen-
ko plane die Loslösung von Russland und 
die Annäherung an die westliche Ge-
meinschaft. Während die ARD ihre These 
nach „Abkehr des Landes von Russland“ 
aufstellt, titelt die staatliche ukraini-
sche Nachrichtenagentur Ukrinform:  
„Albtraum Putins bewahrheitet sich: Lu-
kaschenkо geht nach Westen.“

Durch die Presse und Veranstaltungs-
podien geistert das Phantom eines „uk-
rainischen Szenarios“, das je nach poli-
tischer Einstellung der Kommentatoren 
positiv („Demokratisierung“) oder ne-
gativ („Zerfall“ und „Krieg“) bewertet 
wird. Wahrlich stehen unter anderem 
Lukaschenkos Vorwürfe, Russland for-
dere „Vasallentreue“ und ginge mit sei-
nem Land „barbarisch“ um, in krassem 
Widerspruch zur gewohnten Brüder-
lichkeitsrhetorik gegenüber dem mäch-
tigen Nachbarn, mit dem Minsk eine 
enge wirtschaftspolitische Union bildet. 
Auch sein wichtiger Vertrauter, Außen-
minister Vladimir Makej, spricht von der 
„Verstärkung der Souveränität“ und der 
Vielfalt der politischen Kontakte der bel-
arussischen Regierung. Ist der Vergleich 
mit der Ukraine berechtigt? Wie ernst ist 
das weißrussische Abdriften nach Wes-
ten? 

Die Kontroverse zwischen Moskau und 
Minsk ist nicht gestern entstanden. Be-
reits 2008, nach der kräftigen Erhöhung 
der Gas- und Öllieferungspreise durch 
Russland, suchte Lukaschenko eine Le-
gitimierung im Westen. Die Parlaments-
wahl im September 2008 beobachteten 
hunderte OSZE-Vertreter. Der Bericht 
der Organisation war für Minsk enttäu-
schend, jedoch galt die Präsenz der Be-
obachter genauso wie die Freilassung 
des Oppositionsführers Alexander Kosu-
lin aus dem Gefängnis als Zeichen der 
Öffnung gegenüber dem Westen.

Belarus hat trotz des Drucks aus dem 
Kreml weder die Unabhängigkeit der 
georgischen abtrünnigen Teilrepubli-
ken Abchasien und Südossetien noch 
die Krim als „Teil Russlands“ anerkannt. 
Stattdessen bemühte sich Lukaschen-
ko, sein Land als Vermittlungsplattform 
im Ukraine-Konflikt zu verorten. Die 
Hauptstadt wurde Unterzeichnungsort 
von beiden Minsker Abkommen.

Das beflügelte die Renaissance des Dia-
logs mit dem Westen. 2016 beschloss der 
EU-Rat, beinahe alle 2004 gegen Weiß-
russland eingeführten Sanktionen auf-
zuheben. Führende Betriebe wurden aus 
der Sanktionsliste gestrichen. Geblieben 
sind lediglich das Waffenembargo und 
das Einreiseverbot gegen vier Personen, 

die inzwischen keine Staatsämter mehr 
bekleiden. Zeitgleich setzten die USA 
ihre Sanktionen gegen die belarussische 
Volkswirtschaft aus.

Die Abkehr von der Konfrontation be-
traf nicht nur den Handel. Lukaschen-
ko empfing Johannes Hahn, EU-Kom-
missar für Nachbarschaftspolitik, und 
Aaron Wess Mitchell, Abteilungsleiter 
für Europa und Eurasien im US-Au-
ßenministerium. Auch wenn die deut-
schen parteinahen Stiftungen im Land 
formell noch nicht wieder zugelassen 
sind, kam es zu Veranstaltungen der 
Konrad-Adenauer-Stiftung und der 
Friedrich-Ebert-Stiftung mit belarussi-
scher Beteiligung in Minsk und Berlin. 
 Minsks heutige Strategie im Dreieck mit 
der EU und Russland ähnelt der Multi 
Vector Diplomacy der Ukraine um den 
Jahrhundertwechsel unter dem Präsi-
denten Leonid Kutschma (und hier ist 
das ukrainische Beispiel zulässig): spo-
radische und eher aktionistische Koope-
ration mit der westlichen Gemeinschaft 
mit dem Ziel, die eigene Rolle im geopoli-
tischen Poker zu stärken und sich im Du-
ell der Großmächte zu profitieren. 

In den vergangenen 25 Jahren entwi-
ckelte sich in Belarus eine mehrschichti-
ge und für die GUS einmalige Mischform 

aus Plan- und Marktwirtschaft. Wichtige 
Wirtschaftszweige werden staatlich kon-
trolliert. Die Privatisierung der Groß-
betriebe ist ausgeschlossen. Niedrige 
Löhne und Gehälter werden durch die 
zahlreichen Vergünstigungen aus der 
Sowjetzeit ausgeglichen. Parallel dazu 
fühlt sich das einheimische Kleingewer-
be und teilweise der Mittelstand relativ 
wohl. 

Derzeit boomt die IT-Branche, deren 
Exportvolumen Ende 2018 zwei Milli-
arden US-Dollar erreichte. Der neueste 
Report der führenden internationalen 
Invest-ment-Fonds prophezeit diesem 
Bereich weitere Zuwächse. Im High Tech-
nology Park bei Grodno residieren knapp 
500 Firmen für Softwareentwicklung, 
die ihre Produkte überwiegend nach 
Westen verkaufen (49 Prozent in die EU, 
44 nach Nordamerika, 4 nach Russland 
und in die anderen GUS-Staaten). Die un-
garische Handelskammer EUCham setzt 
Belarus auf Platz 27 ihrer Liste der „Best 
European Countries for Business 2019“, 
immerhin direkt hinter Italien und vor 
dem EU-Land Rumänien sowie Montene-
gro, Mazedonien oder Russland. 

Solche Teilerfolge ermöglichen jedoch 
keine grundlegende Modernisierung der 
Wirtschaft. Kritiker behaupten, eine ex-
plodierende Entwicklung in einem Be-
reich sei kein Strukturwandel und nur 
ein Tropfen auf den heißen Stein.

Minsks Schuldenberg wächst. Laut of-
fiziellen Zahlen betrugen die Auslands-
schulden Anfang 2019 knapp 17 Milliar-
den US-Dollar oder 28 Prozent des BIP. 
Die Gesamtverschuldung liegt den unab-
hängigen Angaben zufolge bei 43 Prozent 
des BIP. Im Vorjahr holte das Land allein 
aus Russland neue Kredite in Höhe von 
880 Millionen US-Dollar. Der Anteil Russ-
lands im belarussischen Gesamtwaren-
umsatz wird in den letzten Jahren mit 42 
bis 46 Prozent beziffert. 

Im Land arbeiten kaum international 
anerkannte Meinungsforschungsinstitu-
te. Die Umfragewerte von lokalen Orga-
nisationen sowie Internetbefragungen 
liefern ein Bild der Gesellschaft mit ver-
festigten Präferenzen: Die überwiegen-
de Mehrheit der Bevölkerung (etwa 70 
Prozent) befürwortet die Unabhängig-
keit des Landes und will sie nicht aufge-
ben. Zugleich plädiert mehr als die Hälfte 
der Befragten für eine enge Kooperation 
mit Russland und eine (nur) wirtschaft-
liche Zusammenarbeit mit der EU, das 
heißt de facto für den Erhalt des Status 
quo.

Darüber hinaus sind viele Schüsselfi-
guren wie hohes Militär, Beamtentum, 
Betriebsdirektoren, populäre Journalis-
ten und Kulturschaffende entweder mit 
Russland direkt verbunden oder bleiben 
eher Moskau-freundlich. Einen radika-
len Kursschwenk nach Westen, wie es 
in der Ukraine geschah, wo verschiede-
ne geopolitische Zukunftsvisionen lange 

koexistierten und offen gegeneinander 
konkurrierten, würde erbitterten Wi-
derstand der Russland-Anhänger auslö-
sen.          

Noch zu Sowjetzeit wurde den Bela- 
russen eine erhöhte Kompromissbereit- 

schaft nachgesagt. In der postsowje-
tischen Republik etablierten sich Ver-
hältnisse und Spielregeln, die eine 
revolutionäre außenpolitische Wen-
de nicht zulassen. Das Land wird 
zumindest in der mittelfristigen  

Perspektive Moskaus ein, wenn auch 
schwieriger Verbündeter und Handel-
spartner bleiben, während sich die Uk-
raine vom Zick-Zack-Kurs der Vorgän-
gerregierungen endgültig verabschiedet 
hat.	

Kehrt Weißrussland Moskau den Rücken? Belarussische Soldatinnen bei einer Militärparade zum Tag der Republik am 3. Juli 2018.
IMAGO/ITAR-TASS

Gut vernetzt heißt:  
Mehr Landwirt – weniger Listenschreiber.
Auch wenn ihnen die Arbeit auf dem Feld am liebsten ist, mussten Landwirte bisher sehr viel Zeit 
mit der Buchführung am Schreibtisch verbringen. CLAAS ermöglicht mit der intelligenten Vernetzung 
von Maschinen, dass ein Großteil der Datenerhebung und -lieferung automatisiert wird. Die Technik 
ortet Maschinen, plant Betriebsmitteleinkäufe, erfasst Ertragsdaten, erledigt Dokumentation, zeigt 
Optimierungspotenziale auf und vieles mehr. Damit sorgt die Digitalisierung dafür, dass die Arbeit 
deutlich schneller und oftmals auch effizienter erledigt werden kann.

Sicher besser ernten.

claas.com

Erhöhte Kompromissbereitschaft 
Belarus öffnet sich dem Westen, eine Abwendung von Russland ist jedoch unwahrscheinlich,  

erklärt der stellvertretende Vorsitzende des Osteuropa-Zentrums Berlin Dmitri Stratievski

Die Kontroverse 
zwischen Moskau 

und Minsk ist nicht 
gestern entstanden
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Einer der unbestrittenen Vorzüge 
Deutschlands ist seine hochent-
wickelte und wettbewerbsfähige 

Industrie. Sein BIP ist innerhalb der EU 
das höchste, mehr als ein Fünftel der 
Gesamtsumme. Die Industrie sichert 
eine hohe Export- und Importquote, ei-
nen außerordentlichen Außenhandels-
überschuss und eine beträchtliche Zahl 
von Arbeitsplätzen. Viele Deutsche sind 
im Maschinen- und Fahrzeugbau, in der 
Chemie, der Elektrotechnik, der Optik 
und Feinmechanik sowie im Flugzeug-
bau beschäftigt. Die Industrie leistet 
Großartiges, vor allem im Engineering 
und bei Bau- und Montage. Die Marke 
„Made in Germany“ ist deshalb weltweit 
bekannt, Waren und Leistungen haben 
eine hohe Qualität. Auch deshalb nimmt 
Deutschland unter den europäischen 
Ländern die führende Position in der 
Zusammenarbeit mit Russland ein.

Im vergangenen Monat legte der Bun-
desminister für Wirtschaft und Ener-
gie Peter Altmaier ein Konzept für eine 
„Nationale Industriestrategie 2030“ vor. 
Er will die Zukunftsindustrien fördern 
sowie Geschäftshemmnisse beseitigen 
und das alles auf EU-Ebene koordinie-
ren.

Dass der Staat direkt in die natio-
nale Industrie eingreifen will, ist neu. 
Der deutsche Industriedirigismus der 
1960er-Jahre- bis 1980er-Jahre schien 
selig entschlafen zu sein. In den 1990er- 
und Anfang der 2000er-Jahre hatte ihn 
die staatliche Innovations- und Cluster-

politik abgelöst, die auf die Förderung 
von privatwirtschaftlichen Initiativen 
zielte, vor allem in Zukunftstechnolo-
gien. Parallel dazu führte die deutsche 
Einheit zu einer Deindustrialisierung 
der ehemaligen DDR.

Im ersten Jahrzehnt des neuen Jahr-
tausends wurde diese Politik durch eine 
Politik der Transformation im ener-
getischen und digitalen Bereich aus-
gebaut. Letzteres ist dabei von beson-
derer Wichtigkeit. Seit 2013 erfolgt die 
industrielle Digitalisierung im Rah-
men der Strategie „Industrie 4.0“, die 
auch die Reindustrialisierung der deut-
schen Wirtschaft vorsieht. Zahlreiche 
EU-Staaten haben sie kopiert und bei 
sich eingeführt. Mit einigen von ihnen 
hat Deutschland bilaterale Kooperati-
onsvereinbarungen über die Digitalisie-
rung der Industrie geschlossen.

2014 setzte sich Brüssel das Ziel, den 
Anteil der Industrie am BIP in der Euro-
päischen Union bis 2020 auf 20 Prozent 
zu erhöhen. Da allerdings nur geringe 
Fortschritte zu beobachten waren, wur-
de diese Aufgabe auf 2030 verschoben 
(für Deutschland wurde die Messlatte 
von 23 auf 25 Prozent gelegt).

2013 wurde auf Initiative von Frank-
reich ein europäisches Format für die 
Diskussion der Rahmenbedingungen 
für die Entwicklung und Erhöhung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Industrie-
sektors der EU ins Leben gerufen, die 
Friends of Industry Conference. Das 
vorletzte Treffen fand in Berlin auf Mi-

nisterebene statt. Vertreter aus 20 
EU-Staaten haben damals die „Berliner 
Erklärung“ verabschiedet, in der die 
wichtigsten Forderungen an eine ge-
meinsame Industriestrategie der EU 
formuliert wurden. Diese Forderungen 
wurden dem EU-Dokument „Investitio-
nen in eine intelligente, innovative und 
nachhaltige Industrie: Eine neue Stra-
tegie für die Industriepolitik“ zugrun-

de gelegt. Später wurde das Dokument 
konkretisiert. So bestand Deutschland 
darauf, einen weiteren Punkt aufzuneh-
men: die Vertiefung der europäischen 
Kooperation im Bereich Zukunftstech-
nologien, etwa bei der Produktion von 
Akkumulatorzellen und künstlicher In-
telligenz.

Und nun legt der deutsche Minister 
einen Entwurf der „Nationalen Indust-
riestrategie 2030“ vor, der an die Kolle-

gen aus den EU-Ländern und die Beam-
ten in Brüssel appelliert, die Eckpunkte 
für eine effiziente staatliche Förderung 
des Industriesektors zu diskutieren, 
ohne die die Wettbewerbsfähigkeit eu-
ropäischer Industrieunternehmen auf 
den Weltmärkten und die Rückholung 
der Produktion nach Europa nicht ge-
währleistet werden kann.

Ein unbestrittener Erfolg bei der 

staatlichen Förderung ist nach Ansicht 
des Ministers der deutsch-französische 
Konzern Airbus. Eines der genannten 
Schlüsselprobleme der EU-Länder und 
Deutschlands ist das geringe Niveau der 
Kommerzialisierung des eigenen ein-
zigartigen Know-hows, also die Zahl der 
Patente im Vergleich zu den USA und 
China. Als Beispiel für ein best practice 
betrachtet Altmaier das staatliche Pro-
gramm „Made in China 2025“. 

Unterdessen sehen Deutschland und 
Frankreich in den großen chinesischen 
Unternehmen, die eine beträchtliche 
staatliche Förderung genießen, eine 
grundlegende strategische Herausfor-
derung für die einheimischen und eu-
ropäischen Unternehmen. Nicht von 
ungefähr haben Berlin und Paris be-
reits Ende 2016 eine Initiative ins Leben 
gerufen, wonach die EU Investitionen 
vor allem chinesischer Firmen in stra-
tegisch wichtigen Bereichen schärfer 
kontrollieren will.

Um die europäischen Positionen zu 
behaupten, hielten es Berlin und Pa-
ris für erforderlich, das Regelwerk der 
EU-Wettbewerbspolitik zu ändern und 
die Fusion führender nationaler Play-
er in für die EU wichtigen Industrie-
sparten, etwa bei Eisenbahntechnik 
und -ausrüstungen, zu erlauben. Diese 
Position hat die EU nicht daran gehin-
dert, kürzlich die Fusion der französi-
schen Alstom und des deutschen Sie-
mens-Konzerns zu unterbinden. 

Altmaier spricht sich zudem für die 
Unterstützung des einheimischen Mit-
telstands, besonders der sogenannten 
hidden champions aus. Gleichzeitig 
setzt er auf Superkonzerne, denn im in-
ternationalen Wettbewerb „kommt es 
auf die Größe an“. Wenn es aber um die 
wirtschaftliche Sicherheit des Landes 
geht, ist der deutsche Minister offenbar 
bereit, in Projekte mit Beteiligung stra-
tegischer Investoren von außen, beson-
ders aus China, einzugreifen.

Im Großen und Ganzen fallen in der 
neuen Industriestrategie explizit die 
Merkmale des Dirigismus auf, die in 
dem Dokument durch den begrenzten 
zeitlichen Rahmen und wirtschaftliche 
Marktprinzipien kaschiert werden (fle-
xible Rahmenbedingungen, kein Ein-
greifen in unternehmerische Entschei-
dungsfindungsprozesse). Dennoch ist 
Altmaiers leitender Gedanke der, dass 
unter den Bedingungen der Globalisie-
rung der staatliche Eingriff in die Wirt-
schaft unerlässlich sei.

In Russland stellt sich unwillkürlich 
die Frage: Wodurch unterscheidet sich 
die Politik des russischen Staates zur 
Förderung seines nationalen Cham-
pions, Gazprom, prinzipiell von den 
Vorschlägen des Ministers? Ist etwa die 
Schaffung europäischer Superkonzer-
ne mit staatlicher Unterstützung nicht 
gleichbedeutend mit einer Verschlechte-
rung des Wettbewerbs auf den Märkten, 
egal auf welchem, dem Markt für Gas, 
Maschinenbau oder künstliche Intelli-
genz? Die Beantwortung dieser Frage 
dürfte auf der bevorstehenden Diskussi-
on des Gesprächsforums „Petersburger 
Dialog“ sehr interessant werden.

Wladislaw Below  
ist stellvertretender  

Direktor des Europa-Instituts  
der Russischen Akademie der  

Wissenschaften.

Deutscher Dirigismus
Die Vorschläge des Wirtschaftsministers Peter Altmaier zur staatlichen  

Förderung der Industrie werfen auch in Russland Fragen auf

VON WLADISLAW BELOW

nicht erleben“, plötzlich die 1300 deut-
schen Soldatinnen und Soldaten ab-
ziehen zu müssen, die am Hindukusch 
stationiert sind, nur weil es dort keine 
„vernetzen Kapazitäten“ mehr gäbe – 
zu Deutsch: US-Truppen.
P	 Sie machte keinen Hehl daraus, was 
sie über den Rückzug von Washington 
aus dem Iran-Deal hält: „Helfen wir un-
serer gemeinsamen Sache, unserem ge-
meinsamen Ziel, nämlich die schädli-
chen oder schwierigen Wirkungen des 
Iran einzudämmen, indem wir das ein-
zige noch bestehende Abkommen kün-
digen, oder helfen wir der Sache mehr, 
indem wir den kleinen Anker, den wir 
haben, halten, um dadurch vielleicht 
auch auf anderen Gebieten Druck ma-
chen zu können?“
P	 Niemand würde davon profitieren, so 
die Kanzlerin, wenn jeder seine eigenen 
Sanktionen gegen Russland verhängen 
würde. Obwohl sie Moskaus Annexion 
der Krim und seine Unterstützung der 
Separatisten in der Donbass-Region aufs 

Schärfste kritisierte, äußerte sie Zuver-
sicht, dass es „in ein paar Jahren wieder 
ganz anders aussehen kann“. Sie vertei-
digte die Ölpipeline Nord Stream 2: „Ein 
russisches Gasmolekül bleibt ein russi-
sches Gasmolekül – egal, ob es über die 
Ukraine kommt oder ob es über die Ost-
see kommt. […] Aber wenn wir schon im 
Kalten Krieg russisches Gas bekommen 
haben […] dann weiß ich nicht, warum 
die Zeiten heute so viel schlechter sein 
sollen, dass wir nicht sagen: Russland 
bleibt ein Partner.“ 
P	 Zu guter Letzt amüsierte sich Mer-
kel offen über die Aussage Washingtons, 
deutsche Autos seien eine Bedrohung 
für deren nationale Sicherheit. Das größ-
te BMW-Werk stünde nicht in Bayern, 
so Merkel, sondern in South Carolina. 
„Wenn diese Autos […] plötzlich eine Be-
drohung der nationalen Sicherheit der 
Vereinigten Staaten von Amerika sind, 
dann erschreckt uns das.“ 

Das Motto der diesjährigen Münch-
ner Sicherheitskonferenz war die Frage 

„The Great Puzzle: Who Will Pick up the 
Pieces?“ Kanzlerin Merkel gab ihre Ant-
wort im letzten Satz ihrer Rede: „Nur wir 
alle zusammen!“ Das Publikum reagierte 
mit tosendem Applaus, es gab minuten-
lang stehende Ovationen. 

Der nächste Redner war US-Vizepräsi-
dent Mike Pence. Seine Rede schien sich 
an einen einzigen Zuhörer zu richten, 
schrieb die Süddeutsche Zeitung, und 
zwar an Präsident Trump, den Pence un-
terwürfigst einmal pro Minute erwähn-
te – alles in allem 34 Mal. Tatsächlich war 
seine Ansprache eher für eine Wahlver-
anstaltung als für ein internationales Pu-
blikum geeignet. Und anders als Kanzle-
rin Merkel, der russische Außenminister 
Sergei Lawrow und andere Redner ver-
ließ er im Anschluss fluchtartig das Red-
nerpult, ohne irgendwelche Fragen zu be-
antworten. 

Ein ums andere Mal pries der Vizeprä-
sident überschwänglich die Errungen-
schaften der Trump-Regierung. „Heu-
te ist Amerika stärker denn je und spielt 

wieder die führende Rolle auf der Welt-
bühne“, war der Tenor seiner Ansprache, 
wobei er die Tatsache außer Acht ließ, 
dass dieser Führung niemand nachfolgt. 
Seine Vision der USA als führender Na-
tion schien anderen Ländern vorschrei-
ben zu wollen, was sie zu tun hätten. 
„Für unsere europäischen Partner ist es 
an der Zeit…” wiederholte er immer wie-
der: Zeit, sich aus dem Atomabkommen 
mit dem Iran zurückzuziehen; Zeit, da-
mit aufzuhören, die US-Sanktionen zu 
untergraben; Zeit, sich entschieden ge-
gen Nord Stream 2 auszusprechen; Zeit, 
dies zu tun und das zu tun. Es hörte sich 
an wie eine „Befehlsausgabe“, kommen-
tierte Der Spiegel. Verbündete behandel-
te er wie Vasallen. Gemeinsame Lösun-
gen? Auf gar keinen Fall. Mit Bezug auf 
Nord Stream 2 drohte Pence sogar da-
mit, die Bündnissolidarität aufzukündi-
gen: „Wir können nicht für die Verteidi-
gung des Westens zahlen, wenn unsere 
Verbündeten sich vom Osten abhängig 
machen.“

Die Reaktion des Publikums war we-
niger als lauwarm, wobei dies nicht 
Ausdruck einer anti-amerikanischen 
Gesinnung war. Zwar existiert ein Zer-
würfnis zwischen dem Großteil Euro-
pas und Präsident Trump und seiner 
Regierung, aber keine Feindseligkeit 
gegenüber den Vereinigten Staaten als 
solchen.

Dies wurde überdeutlich, als der ehe-
malige US-Vizepräsident Joe Biden das 
Podium betrat. Er distanzierte sich von 
Trumps politischem Alleingang und ver-
sicherte dem Publikum, die USA würden 
zu ihren Verbündeten stehen – trotz des 
Eindrucks, das Land würde sich vom 
Weltgeschehen und seiner Verantwor-
tung als Führungsnation zurückziehen. 
„Die Bevölkerung der USA hat verstan-
den“, so Biden, „dass es uns nur gemein-
sam mit unseren Freunden gelingen 
wird, die Kräfte einer sich rasch verän-
dernden Welt zu zügeln, ihre Gefahren 
zu entschärfen und sie zu unserem ge-
meinsamen Vorteil zu nutzen.“ 

Mit Bezug auf die isolationistische 
Politik der gegenwärtigen Regierung 
schloss Biden seine Rede mit den Wor-
ten: „Ich verspreche Ihnen, wie mei-
ne Mutter sagen würde: Auch dies wird 
vorbei gehen. Wir werden wiederkom-
men. Haben Sie keine Zweifel daran.“ 
Auch er wurde dafür mit tosendem Ap-
plaus bedacht. Das Gesagte gab den Teil-
nehmern Hoffnung, dass die aktuelle 
Entfremdung nicht andauern wird. Das 
Zerwürfnis wird nicht für immer beste-
hen. Deutschland wird alles dafür tun, 
Europa zu einem stärkeren Partner in 
der transatlantischen Gemeinschaft der 
Zukunft zu machen.

Theo Sommer war Chefredakteur  
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Wodurch unterscheidet sich  
Russlands Politik zur Förderung  

seines nationalen Champions,  
Gazprom, von Altmaiers  

Vorschlägen?
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Irrungen und Wirrungen
Industriepolitik in Deutschland: Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier  

will deutschen Unternehmen unter die Arme greifen. Ist das sinnvoll?

VON NIKOLAUS PIPER

Anwalt der 
Wirtschaft 
Peter Altmeiers Industriestrategie 2030 ist  
die kluge Fortsetzung der Politik Ludwig Erhards  
und Karl Schillers  
 
VON DETLEF PRINZ

In den letzten Tagen des vergange-
nen Jahres hat eines der traditions-
reichsten Unternehmen Deutsch-

lands aufgehört, deutsch zu sein. Die 
Linde AG, 1879 von Carl Linde, dem Erfin-
der des Kühlschranks, gegründet und 
heute Weltmarktführer in der Produk-
tion von Industriegasen wie Sauerstoff 
oder Stickstoff, fusionierte mit dem 
amerikanischen Konkurrenten Praxair. 
Der Firmensitz ist künftig nicht mehr 
München, sondern Dublin – aus steuer-
lichen Gründen.

Faktisch ist das, was offiziell „Fusion“ 
genannt wird, eine glatte Übernahme, 
die deutsche Industrieikone wird defini-
tiv amerikanisch. Der Vorgang ist nicht 
ohne historische Ironie, denn Praxair 
war einmal die amerikanische Tochter 
von Linde. Sie wurde während des Ers-
ten Weltkriegs als Feindvermögen kon-
fisziert, an ein US-Unternehmen ver-
kauft und schließlich 1989 an die Börse 
gebracht.

All dies interessiert Historiker und 
vielleicht noch ein paar Analysten, die 
am betriebswirtschaftlichen Sinn der 
Übernahme eines kerngesunden Unter-
nehmens durch ein anderes zweifeln. 
Öffentlichkeit und Politik beschäftigte 
der Fall Linde jedoch kaum. Das ist auch 
kein Wunder, denn ob ein Unterneh-
men nun „deutsch“ ist oder nicht, spielt 
in der Exportnation Deutschland in der 
Regel keine Rolle, solange nur die Jobs 
im Land bleiben. 

Der Gedanke an die Förderung na-
tionaler „Champions“ ist der deut-
schen Politik seit vielen Jahren fremd. 
Als Siemens (Deutschland) und Alstom 
(Frankreich) ihre Bahnsparten zusam-
menlegen wollten, um einen europäi-
schen Champion für Eisenbahntechnik 
zu schaffen, untersagte die EU-Kom-
mission dies, weil sie um den Wettbe-
werb fürchtet. Es gab kaum Protest, au-
ßer bei den direkt Betroffenen. Und es 
schritt auch niemand ein, als Deutsch-
land seine Marktführerschaft in der So-
lartechnik an die Volksrepublik China 
verlor. Deutsch oder nicht – das spielt 
in Deutschland bei Investitionen keine 
Rolle.

Spielte, muss man vielleicht sagen. 
Gut möglich, dass es mit dieser agnosti-
schen Haltung der Deutschen in Sachen 
nationaler Industriepolitik bald vor-
bei ist. Bundeswirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier, ein enger Vertrauter von 
Kanzlerin Angela Merkel, legte Anfang 
Februar in Berlin das Konzept für eine 
„Nationale Industriestrategie 2030“ vor. 
Danach soll der deutsche Staat zum Bei-
spiel mit öffentlichen Mitteln eine Fab-
rik für Autobatterien fördern. Oder er 
soll einen Beteiligungsfonds schaffen, 
der in übernahmegefährdete Unterneh-
men investiert und sie so vor Übernah-
men schützt. Altmaier denkt sogar über 
eine Lockerung des Kartellrechts nach, 
mit dem Ziel, die Hürden für Firmenfu-
sionen zu senken.

Ob dies alles sinnvoll ist, darüber wird 
jetzt viel gestritten. Viel wichtiger aber 
ist die Tatsache, dass das Ministerium 
überhaupt so ein Papier veröffentlicht. 
Seit den Tagen des ersten Amtsinhabers 
Ludwig Erhard, dem Vater des westdeut-
schen Wirtschaftswunders nach dem 
Zweiten Weltkrieg, vertraten deutsche 
Wirtschaftsminister – in der Theorie, 

nicht immer in der Praxis – die klassi-
sche wirtschaftsliberale Position: Über 
Investitionen entscheiden Unterneh-
men, nicht Politiker. Das ändert sich 
jetzt.

Für diesen Paradigmenwechsel gibt es 
drei klar erkennbare Ursachen. Erstens 
ist es die Präsidentschaft von Donald 
Trump in den USA. Seine aggressive 
Rhetorik gegen die deutschen Expor-
tüberschüsse, die Drohung mit Straf-
zöllen und die Aussicht darauf, dass die 
deutschen Autoimporte zu einer Gefahr 
für die nationale Sicherheit der USA er-
klärt werden könnten, bedeuteten für 
die Deutschen einen Schock. Der wich-
tigste Verbündete ist kein wohlwollen-
der Hegemon mehr, der für die gleichen 
Werte steht wie man selbst, sondern 
ein rüder Konkurrent, der seine politi-
sche Macht nutzt, um sich wirtschaftli-
che Vorteile zu verschaffen. Wenn heute 
nochmals neu über die Übernahme von 
Linde durch Praxair verhandelt würde, 
wüsste man nicht, ob nicht deutsche Po-
litiker versuchen würden, den Deal zu 
verhindern.

Die zweite Ursache des Meinungsum-
schwungs in Berlin ist der Skandal um 
manipulierte Abgaswerte von Dieselau-
tos. Seit 2015 in den USA bekannt wurde, 
dass Volkswagen in seine Diesel-Modelle 
illegale Abschalteinrichtungen einbaute, 
um die offiziellen Grenzen für Stickoxid 
einzuhalten, ist „Dieselgate“ eines der 
wichtigsten Themen der deutschen Öf-
fentlichkeit. Volkswagen zahlte bereits 
eine Strafe von 4,3 Milliarden Dollar an 
den amerikanischen Staat, Klagen von 
Autofahrern in mehreren Ländern sind 
anhängig. Stuttgart und andere deut-
sche Städte müssen für einige Straßen 
Fahrverbote für Dieselautos verhängen.

Der Dieselskandal hat die deutsche 
Autoindustrie, bis vor kurzem noch der 
Stolz des Landes, tief in ihrem Selbst-
verständnis getroffen. Könnte es sein, 
dass die Branche vor gewaltigen techni-
schen und wirtschaftlichen Problemen 
steht? Mehr als 820 000 Menschen sind 
heute in Deutschland mit der Entwick-
lung und dem Bau von Autos beschäftigt, 
sie tragen 7,7 Prozent zum Bruttoinland-
sprodukt bei. Jetzt treibt die Öffentlich-

keit der Verdacht um, die Industrie habe 
wichtige technische Trends verschlafen 
und könne zum Beispiel bei der Batterie-
technik für Elektroautos künftig keine 
Rolle mehr spielen. Und das hat nun den 
Bundeswirtschaftsminister auf den Plan 
gerufen.

Der dritte und vielleicht wichtigste 
Grund für die Einschaltung der Politik 
in die deutsche Wirtschaft ist der Auf-
stieg der Volksrepublik China, genauer: 
ein veränderter Blick auf diesen Auf-
stieg. Bis vor kurzem haben die Deut-
schen nur profitiert von den Erfolgen 
Chinas. Die Volksrepublik ist Deutsch-
lands wichtigster Handelspartner, vor 
den Niederlanden und den Vereinigten 
Staaten. Kein anderes Land Europas hat 
in China eine vergleichbare Position wie 
Deutschland. Doch in die Begeisterung 
über China mehrt sich mehr und mehr 
Skepsis. Schließlich ist das riesige Land 
eine kommunistische Diktatur und ver-
folgt zudem eine zunehmend auf Domi-
nanz angelegte aggressive Außenpoli-
tik. Im Übergang zum digitalen Zeitalter 
sorgt das für Angst.

Erster Auslöser für ein Umdenken der 
deutschen Politik gegenüber China war 
der Fall Kuka. Der Hersteller von Indust-
rierobotern aus Augsburg wurde 2016 an 
die chinesische Midea-Gruppe verkauft. 
Zuvor hatte der damalige Bundeswirt-
schaftsminister Sigmar Gabriel von den 
Sozialdemokraten versucht, wegen Ku-
kas strategisch wichtiger Robotik-Tech-
nik den Deal zu verhindern – vergeb-
lich. Jetzt ist die Technik verloren und 
Kuka könnte auch noch zum Opfer des 
chinesisch-amerikanischen Handels-
streits werden: Weil das Wirtschaftskli-
ma schlechter wird, kaufen chinesische 
Industriefirmen weniger Roboter.

Besorgt sind immer mehr Deutsche 
aber nicht nur wegen des möglichen 
Verlusts einer Schlüsseltechnik. Zuneh-
mend geht es jetzt auch um Datenschutz 
und nationale Sicherheit. Im Mittel-
punkt steht dabei der chinesische Tech-
nik-Gigant Huawei, zweitgrößter Anbie-
ter von Mobiltelefonen weltweit. Huawei 
baut seine Marktmacht auch in Europa 
mit großem Tempo aus. Die Deutsche 
Telekom zum Beispiel ist ein wichtiger 

Kunde von Huawei. Beim Ausbau der In-
frastruktur für die neue Mobilfunk-Ge-
neration 5G in Deutschland werden de-
ren Ausrüstungen eine zentrale Rolle 
spielen – es sei denn, die Bundesregie-
rung greift noch im letzten Augenblick 
ein und verbannt Huawei. 

Genau dazu drängt sie die amerikani-
sche Regierung. Die Behörden in Was-
hington fürchten, China könnte Kom-
ponenten von Huawei, wenn es darauf 
ankommt, als Instrument der Spiona-
ge benutzen. Die Finanzchefin des Un-
ternehmens und Tochter des Gründers, 
Meng Wanzhou, wurde in Kanada wegen 
eines Haftbefehls aus den Vereinigten 
Staaten festgenommen.

Die Sorgen wegen des Verlusts der Da-
tensicherheit durch chinesische Tech-
nik sind wohl begründet angesichts der 
Nonchalance, mit der die Regierung in 
Peking die Daten ihrer eigenen Bürger 
zu deren umfassender Überwachung be-
handelt. Europäische Regierungen, wel-
che die Freiheit ihrer Bürger schützen 
wollen, können Huawei daher nicht un-
geschützt den Zugang zu sensiblen Daten 
verschaffen. Aber wegen des aggressiven 
Auftretens von Präsident Trump sieht es 
so aus, als würden solche Sorgen miss-
braucht in einem chinesisch-amerikani-
schen Kampf um die Vorherrschaft über 
die Technik der Zukunft.

All dies steht im Hintergrund, wenn 
der deutsche Wirtschaftsminister jetzt 
einen für das Land ungewohnten Vor-
stoß in der Industriepolitik versucht. 
Eine Problembeschreibung Altmaiers ist 
dabei durchaus korrekt: In Deutschland 
entstehen keine neuen globalen Konzer-
ne, keine Weltmarktführer mehr. Einzi-
ge Ausnahme ist die Softwarefirma SAP 
aus Walldorf. Fast alle anderen global 
operierenden Unternehmen Deutsch-
lands stammen aus der Frühzeit der 
Industrialisierung: Siemens, Daimler, 
Thyssen-Krupp, Bayer, BASF und auch 
die Deutsche Bank. Etliche Namen sind 
zudem im Laufe der Jahre verschwun-
den: AEG, Hoechst und Grundig etwa. 
Bisher hoffte man in Deutschland, durch 
verbesserte Rahmenbedingungen den 
Aufbau neuer Unternehmen zu erleich-
tern. Jetzt soll es staatliche Industriepo-
litik richten. Europäische Champions 
müssen her.

Aber ist das sinnvoll? Es gibt immer-
hin ein leuchtendes Beispiel für erfolg-
reiche europäische Industriepolitik: 
Airbus. Aber das Unternehmen benö-
tigte unendlich viel Zeit und Kapital, 
bis es zu einem ernsthaften Mitspieler 
auf dem Weltmarkt für Flugzeuge wur-
de. Erst 2001, mehr als 30 Jahre nach der 
Gründung, verkaufte der europäische 
Konzern mehr Maschinen als der ame-
rikanische Konkurrent Boeing. So viel 
Zeit steht im digitalen Zeitalter nicht zur 
Verfügung. Deshalb dürfte die indust-
riepolitische Initiative Peter Altmaiers 
wohl als eine der vielen Irrungen in die-
sen unsicheren Zeiten in die Geschichte 
eingehen.

Nikolaus Piper ist Autor der  
Süddeutschen Zeitung. Er berichtete 

viele Jahre als Korrespondent für  
Wirtschaft aus New York. 

Peter Altmaier
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Wenn Bundeswirtschaftsminis-
ter Peter Altmaier morgens 
sein Ministerium betritt, fällt 

sein Blick auf die Bronzen zweier Amts-
vorgänger, welche die nachkriegsdeut-
sche Wirtschaftspolitik geradezu wie 
Fixsterne verkörpern. Ludwig Erhard 
als Mitbegründer des Ordnungsmodells 
der sozialen Marktwirtschaft und des 
Gesellschaftsziels „Wohlstand für alle“. 
Und Karl Schiller als derjenige, der die-
se Grundlagen unserer Wirtschafts- und 
Gesellschaftsverfassung auch in und 
nach der ersten bundesdeutschen Wirt-
schaftskrise durch das Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz und durch Instru-
mente wie Konzertierte Aktion und Glo-
balsteuerung garantierte und fortentwi-
ckelte. 

Dass er in der Tradition seiner bei-
den Vorgänger steht zeigen alle seine 
bisherigen Initiativen und Auftritte. Ob 
sein energisches Werben für den längst 
überfälligen Stromnetzausbau, seine in-
tensive Begleitung der im Wirtschafts-
ministerium angesiedelten Kohlekom-
mission oder die jüngst vorgestellte 
Industriestrategie 2030 – alle seine In-
terventionen und Impulse folgten auch 
dem wirtschaftspolitischen und öffent-
lichkeitsorientierten Gedankengebäude 
Karl Schillers, das dieser schon vor mehr 
als 50 Jahren erfolgreich ins Werk setzte.

Kurios und interessant: So wie damals 
Schiller muss sich heute Altmaier zahl-
loser Kritiker erwehren. Schiller hatte 
damals Weitsicht und Glück. Die Ära des 
Wirtschaftsliberalismus endete, die ers-
te Wirtschaftskrise erreichte die noch 
junge Bundesrepublik, und der intellek-
tuell und rhetorisch glänzende Schiller 
brachte den Deutschen die Wirtschafts-
politik begrifflich so nah, wie es zuvor 
emotional nur Erhard vermochte. Er 
übersetzte die erst viel später begrün-
dete „Theorie des kommunikativen 
Handelns“ von Jürgen Habermas schon 
15 Jahre vor Erscheinen des Werkes in 
praktische Politik: Schiller schnürte öf-
fentlichkeitswirksam-kunstvoll Kon-
junkturpakete, ließ Pferde saufen, damit 
sie den Karren ziehen, erfand das ‚Magi-
sche Viereck‘ und initiierte die Konzer-
tierte Aktion, mit der deutlich wurde: 
Wirtschaft wird eben nicht nur in der 
Wirtschaft gemacht, sondern Politik hat 
– in Krisenzeiten allzumal – in der Trias 
von Staat, Kapital und Arbeit eine vor-
nehme Aufgabe.

Nichts anderes – nur in zeitgemä-
ßer Form – macht Wirtschaftsminister 
Altmaier, seitdem er im Amt ist. Beim 
Netzausbau reiste er durchs Land, um 
die genehmigungsbremsenden Länder 
vom schnellen Handeln zu überzeugen. 
Die unabhängige hochrangige Kohle-

kommission begleitete er unermüdlich 
durch mediale wie klandestine Inter-
ventionen, wenn der Fortgang einmal zu 
stoppen drohte. Und die „Nationale In-
dustriestrategie 2030“ findet seinen Vor-
läufer in Schillers Globalsteuerungsan-
spruch. Kritik lässt einen wie Altmaier 
nicht kalt, allerdings bremsen tut sie ihn 
nicht. Gut so.

Dass diese Zeiten tiefgreifender Ver-
änderung begonnen haben und weiter 
gehen werden, daran besteht für Altmai-
er kein Zweifel. Zu Recht. Denn auch sei-
ne Kritiker an den Lehrstühlen und in 
den Redaktionsbüros bezweifeln nicht, 
dass die globale Wirtschaftsordnung in 
eine neue, unruhige Phase tritt. Der freie 
Welthandel steht auf dem Prüfstand, 
während die Ausgestaltung der interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen durch 
ständige Interventionen der globalen 
Mächte USA und China einem Dauer-
stresstest ausgesetzt ist. Schon die zwei-
jährige Debatte um den Brexit und die 
damit einhergehende Verunsicherung 
bei europäischen Unternehmen zeigt 
jedem Wirtschaftslaien, auf welch dün-
nem und glattem Eis gelegentlich Euro-
pas Wirtschaft wandelt.

Genau diese strukturellen wie aktuel-
len Entwicklungen und Verwerfungen 
hat der Bundeswirtschaftsminister ins 
Visier genommen: der notwendige ra-

sche Ausbau unserer Stromnetze, der 
regionalpolitisch- und sozialpolitisch 
abgefederten Übergang in eine klima-
verträgliche Energieversorgung wie die 
Stärkung unserer global tätigen Indus-
trieunternehmen, die noch immer den 
industriellen Kern unserer Wertschöp-
fungskette ausmachen und damit den 
Hochlohnstandort Deutschland. Dass 
Altmaier die industriell wie anderwei-
tig gewerblich im Dienstleistungssektor 
tätigen mittelständischen Unterneh-
men, die fast 80 Prozent der deutschen 
Wirtschaftsleistung und Beschäftigung 
sowie Ausbildungsplätze sicherstellen, 
noch nicht ausreichend mit Aufmerk-
samkeit bedacht hat, ist ein Wermut-
stropfen in seiner bisherigen Arbeit. 
Aber ich bin sicher, dass er sich der 
Verantwortung für den Mittelstand be-
wusst ist. Ansonsten sei er hiermit da-
ran erinnert. Der Unterstützung inner-
halb der Bundesregierung seitens der 
mittelständischen Unternehmen kann 
sich der Wirtschaftsminister jedenfalls 
sicher sein.  

Detlef Prinz ist Vorsitzender  
der Karl-Schiller-Stiftung und Kurator 

der Stiftung Familienunternehmen.



Wenn Sozialdemokraten 
für neue Initiativen in der 
Russlandpolitik werben, 

bekommen sie in der Regel von in-
teressierter Seite das Etikett „naiver  
Russland-Versteher“ angeklebt. Deshalb 
vorweg: Ja, der russische Staat hat das 
Völkerrecht gebrochen, versucht offen-
kundig die EU und die westlichen De-
mokratien zu destabilisieren, und es ist 
nicht unwahrscheinlich, dass er Einfluss 
auf Wahlen und Volksabstimmungen 
genommen hat. Auch die Demokratie-
defizite sind offensichtlich und die Lage 
der Menschenrechte nicht akzeptabel. 
Und es macht die Lage auch nicht besser, 
dass im Weißen Haus seit zwei Jahren ein 
wild um sich twitternder, unberechen-
barer Präsident amtiert, der weder vor 
der Verbreitung von Falschnachrichten, 
noch vor Konfrontation und Eskalation 
zurückschreckt.

Doch was folgt daraus? Wie geht man 
mit dieser hochexplosiven und schwie-
rigen Ausgangslage um? Wir sind der 
Überzeugung: Gerade weil die Situation 
so problematisch und zunehmend ge-
fährlich ist, haben wir allen Anlass, da-
rüber nachzudenken, wie Spannungen 
abgebaut werden können, damit sie zu-
mindest beherrschbar bleiben. 

Mit der Kündigung des Iran- 
Abkommens, dem absehbaren Ende des 
INF-Vertrags und der womöglich ausblei-
benden Verlängerung des New Start-Ab-
kommens, das 2021 ausläuft und die Zahl 
der strategischen Waffen begrenzt, droht 
ein völliger Zusammenbruch der inter-
nationalen Rüstungskontrollarchitektur 
mit unabsehbaren Folgen für die globa-
le Sicherheit. Die regelbasierte internati-
onale Ordnung insgesamt steht auf dem 
Spiel. Wir stehen am Beginn ei-nes neuen 
nuklearen Rüstungswettlaufs und natio-
naler Alleingänge zahlreicher Verbünde-
ter.

Aus diesem Grund führt der deutsche 
Außenminister Heiko Maas in Moskau 
und Washington Gespräche, um Wege 
aus der Logik der schrittweisen Eskala-
tion zu suchen und sich nachdrücklich 
für den Erhalt des INF-Vertrags und der 
internationalen Rüstungskontrollregime 
einzusetzen. Das kann man von der Sei-
tenlinie aus wohlfeil kommentieren und 
kritisieren. Die Kritiker müssen sich je-
doch die Frage gefallen lassen, was die 
Alternativen und deren außenpoliti-
schen Konsequenzen wären. Sollen wir 
taten- und kritiklos Trump und Putin in 
einen neuen kalten Krieg folgen oder ist 
es nicht besser, alles zu versuchen, die-
sen abzuwenden – trotz aller Hindernis-

se und Ungewissheiten? Soll man wei-
ter Öl ins Feuer gießen oder ist es nicht 
vernünftiger, die Spirale der gegenseiti-
gen Beschuldigungen, Vorhaltungen und 
Denkverbote zu überwinden? 

Wir sind überzeugt: Statt Schwarz-
Weiß-Denken brauchen wir eine Politik, 
die mit neuen Initiativen und Formaten 
dazu beiträgt, Blockaden aufzubrechen 
und aus Sackgassen herauszukommen. 
Eine Politik, die von der Akzeptanz und 
einer nüchternen Analyse des Status 
quo ausgeht und versucht, diesen mit ei-
ner pragmatischen Politik der kleinen 
Schritte zu überwinden. Die von Egon 
Bahr konzipierte und von Willy Brandt 
umgesetzte Ost- und Entspannungspoli-
tik der 1960er- und 1970er-Jahre war ge-
nau dies.

Im Ergebnis war diese Politik von Er-
folg gekrönt. Auch heute braucht die 
deutsche und europäische Außenpoli-
tik einen solchen langfristig angelegten 
ebenso klaren wie pragmatischen Kurs 
für Rüstungskontrolle, Abrüstung und 
Entspannung.

Wir haben aus verschiedenen Grün-
den ein Interesse an einer Kooperation 
mit Russland – genauso wie Russland an 
einer Kooperation mit uns interessiert 
ist. China weiß sehr genau um die wirt-
schaftlichen Schwächen Russlands – 
und erzwingt ungerührt sehr günstige 
Konditionen für den Zugang zum russi-
schen Markt. Diese Erfahrungen haben 
in Moskau zu erheblicher Ernüchterung 
geführt. Deshalb ist es sinnvoll und not-
wendig, gemeinsame Interessen zu fin-
den.

Dies wird nur zusammen mit unse-
ren europäischen Partnern gesche-
hen. Deutschland und die EU müssen 
auch weiterhin auf kooperativen Mul-
tilateralismus statt auf egozentrierten 
Unilateralismus setzen. Auch schwieri-
ge Partner in multilaterale Ansätze ein-
zubinden, ist keine Prinzipienlosigkeit, 
sondern Einsicht in das Machbare und in 
die Erkenntnis, dass Druck allein keine 
Verhaltensänderung bewirken kann. 

Deutsche und europäische Außenpoli-
tik müssen durch kluge Diplomatie dazu 
beitragen, den beiden großen Nuklear-
mächten USA und Russland zu helfen, 
ihre gefährliche Sprachlosigkeit zu über-
winden. Wir machen uns dabei keine Illu-
sionen: Die russische Regierung wird den 
inneren und äußeren Kurs nicht von heu-
te auf morgen ändern.

Tatsache ist, dass der Multilateralis-
mus als Prinzip enorm unter Druck steht 
– auch innerhalb der EU. Es gilt deshalb, 
bestehende Institutionen wieder besser 

zu nutzen, zu reformieren und mit neu-
em Leben zu erfüllen, wie jüngst die Be-
kräftigung der deutsch-französischen 
Partnerschaft durch den neuen Aache-
ner Vertrag.

Trotz aller Rückschläge und Enttäu-
schungen dürfen wir in unseren Bemü-
hungen nicht nachlassen und müssen 
gerade auch dann, wenn es schwierig 
ist, Kurs halten. Wenn sich Reagan und 
Gorbatschow von der damals sehr viel 
ungünstigeren Ausgangslage entmuti-
gen hätten lassen, wäre es niemals zum 
INF-Vertrag von 1987 gekommen.

Warum nehmen wir Moskau nicht 
beim Wort und bieten ihm neue Bezie-
hungen und Kontakte zu den von ihm do-
minierten Institutionen wie der Eurasi-
schen Wirtschaftsunion (EAWU) und der 
Organisation für den Vertrag über kollek-
tive Sicherheit (OVKS) an? Dies hätte zum 
einen den Vorteil, dass die Interessen-
konflikte „regionalisiert“ würden und 
sich nicht nur Russland und „der Westen“ 
gegenüberstünden, sondern die EU und 
die EAWU (Russland, Belarus, Kasachs-
tan, Armenien und Kirgistan) und – un-
ter dem Dach der OSZE – die NATO und 
die OVKS (Armenien, Kasachstan, Kirgi-
sistan, Tadschikistan, Belarus und Russ-
land). Zum anderen käme man damit 
dem russischen Bedürfnis nach „Augen-
höhe“ entgegen. Warum nützt man nicht 
noch mehr die Möglichkeiten, die der NA-
TO-Russland-Rat und die OSZE bieten? 

Alle notwendigen Kooperationsange-
bote an Russland dürfen aber nicht dazu 
führen, dass der Westen eine neue Politik 
der Einflusssphären in Europa akzeptiert 
und die eigenen Grundsätze über Bord 
wirft. Die Unverletzbarkeit der Grenzen 
und das Gewaltverbot als Basis des Völ-
kerrechts und Garant für Frie-den auf 
dem europäischen Kontinent sind nicht 
verhandelbar.

Wir müssen dennoch alles in unserer 
Macht Stehende tun, um zu verhindern, 
dass die Zeit nach dem Kalten Krieg im 
Rückblick einst als die Zeit zwischen den 
Kalten Kriegen gelten wird. Deutsch-
land und Europa dürfen niemals wieder 
zum Austragungsort atomarer oder kon-
ventioneller Kriegsspiele werden. Kluge  
Außenpolitik kann nicht warten, bis 
überall Demokratien existieren, sondern 
sie bewährt sich gerade im Umgang mit  
Andersdenkenden.

Rolf Mützenich und Achim Post  
sind stellvertretende Vorsitzende  

der SPD-Bundestagsfraktion. 

Das Verhältnis Deutschlands und 
Europas zu Russland ist in den 
letzten Jahren schwierig gewor-

den, das Misstrauen ist groß. Trotzdem 
hielte ich es für falsch und gefährlich, 
Russland nun wieder zum Feindbild des 
Westens zu stilisieren. Auch wenn Russ-
land sich in den vergangenen Jahren 
stark vom Westen entfernt hat, haben 
wir doch ein ureigenes Interesse an sta-
bilen und kooperativen Beziehungen. 

Globale Herausforderungen wie Kli-
maschutz, Terrorismusbekämpfung 
oder der Nahost-Konflikt und der Sy-
rien-Krieg lassen sich ohne Russland 
nicht lösen. Russland ist ständiges Mit-
glied im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen, seine Streitkräfte verfügen 
über eines der weltweit größten Atom-
waffenarsenale. Schließlich wird Russ-
land auch aufgrund seines Rohstoff- und 
Energiereichtums in der Weltwirtschaft 
dauerhaft eine wichtige Rolle spielen. 

In den letzten Jahren hat der Wes-
ten auf die russische Politik, etwa in 
der Ukraine, mit wirtschaftlicher Här-
te reagiert und weitreichende Sank-
tionen verhängt. Allerdings halte ich 
es auf Dauer für keinen zielführenden 
Ansatz, bei jeder Provokation immer 
neue Sanktionen hervorzuholen, nicht 
zuletzt, weil diese inzwischen stark an 
Wirkung verloren haben.

Russland hat sich auf das Sanktions-
regime der EU weitgehend eingestellt, 
neue, halbgare Sanktionen treffen Mos-
kau inzwischen weniger als unsere ei-
gene Wirtschaft. Waren 2014 noch 6300 
deutsche Unternehmen in Russland re-
gistriert, sind es laut der Außenhan-
delskammer inzwischen weniger als 
4900.

Von den großen geopolitischen Ak-
teuren ist Deutschland wirtschaftspoli-

tisch am stärksten von den Sanktionen 
negativ betroffen. Allein durch ausfal-
lende Neugeschäfte droht der deut-
schen Wirtschaft in Russland kurzfris-
tig ein Schaden von mehreren hundert 
Milliarden Euro. Gleichzeitig drängen 
Firmen aus anderen Ländern in die ent-
standene Lücke, teilweise sogar Unter-
nehmen aus europäischen Ländern, die 
es nicht ganz so ernst nehmen mit der 
Umsetzung des Sanktionsregimes.

Für Europa und Deutschland stellt 
sich die Frage: Wie sollen wir künftig 
mit Russland umgehen? Mit einer Wie-
derauflage der Ostpolitik aus der Zeit 
des Kalten Kriegs ist es schon deshalb 
nicht getan, weil mit China heute ein 
neuer globaler Akteur auftritt und auch 
die USA ihre Rolle auf der internationa-
len Bühne derzeit neu definieren.

Deutschland und Europa müssen also 
einen eigenen, neuen Kurs gegenüber 
dem Kreml finden, der sich an unseren 
europäischen Interessen ausrichtet. 
Dieser Kurs könnte eine Doppelstrate-
gie sein, die darin besteht, einerseits 
dort, wo es notwendig ist, klare Grenzen 
zu setzen, andererseits überall dort, wo 
es möglich ist, den Dialog nicht nur auf-
recht zu erhalten, sondern auch neue 
Kooperationsprojekte zu entwickeln.

Bei der Annexion der Krim oder der 
Blockade des Asowschen Meeres hat 
Putin gezeigt, dass er bereit ist, Völker-
rechtsnormen eklatant zu missachten. 
In einem solchen Fall muss der Westen 
Härte zeigen und dem Kreml die zent-
rale Bedeutung von Grenzen als Bau-
prinzip der internationalen Ordnung 
verdeutlichen, notfalls auch mit militä-
rischen Mitteln. So hätten beispielswei-
se Schiffe der Nato den internationalen 
Zugang zum Asowschen Meer sichern 
können. Voraussetzung hierfür ist eine 

gemeinsame, kraftvolle Antwort von EU 
und Nato.  

Gleichzeitig darf die internationale Ge-
meinschaft den Gesprächsfaden mit Pu-
tin nicht abreißen lassen, sondern muss 
den Dialog suchen und vertiefen. Dabei 
kann es durchaus sinnvoll sein, auch die 
eigene Herangehensweise der vergange-
nen Jahre kritisch zu hinterfragen und 
der russischen Seite wieder stärker zu-
zuhören. Denn zu einer Beziehung gehö-
ren immer zwei.

Schließlich können Kooperations-
projekte wie Nord Stream 2 in diesem 
Zusammenhang von erheblicher Be-
deutung sein. Sie verhindern, dass die 
– dringend notwendigen – Brücken des 
Dialogs abgerissen werden. Außerdem 
leistet die Pipeline einen Beitrag zur Di-
versifizierung der Transportrouten Eu-
ropas und erhöht die Liquidität des euro-
päischen Markts. Sie ist also auch in der 
Sache sinnvoll.

Wenn wir dauerhaft weltweite Krisen 
lösen und Sicherheit und Stabilität in Eu-
ropa erhalten wollen, ist eine konstruk-
tive und kooperative Beziehung zu Russ-
land unabdingbar, aber stets gepaart mit 
der Überzeugung und dem Willen des 
Westens, die liberale und freiheitliche 
Werteordnung gegen Übergriffe zu ver-
teidigen. Gleichzeitig gilt es, wirtschaft-
liche, wissenschaftliche, kulturelle oder 
sonstige gesellschaftliche Kooperations-
projekte mit Russland nicht auszuschlie-
ßen, sondern neu zu entwickeln und vor-
anzutreiben.

Joachim Pfeiffer ist seit 2014  
wirtschafts- und energiepolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion.

Finale Berlin: Die sowjetische Siegesflagge vor 
ihrer feierlichen Rückkehr in die Sowjetunion. 
Eine Kommission in der UdSSR kam in einer 
Untersuchung auf 37 Millionen sowjetische 
Kriegstote, davon 8,6 Millionen Soldaten und 28 
Millionen Zivilisten.

Panzerkreuzung: Im Oktober stehen sich 
sowjetische und amerikanische Panzer am Berliner 

Checkpoint Charlie gegenüber. Im August hatte 
die DDR, mit Moskaus Plazet, mit dem Bau des 

„anti-faschistischen Schutzwalls“ begonnen. 

Die Augen zur Sonne: Staats-und 
Parteichef Leonid Breschnew und 
Bundeskanzler Willy Brandt auf 
gemeinsamer Bootsfahrt wenige 
Tage nach der Unterzeichnung 
des Viermächteabkommens über 
Berlin. Es ist die Zeit der Neuen 
Ostpolitik.

Strickjackendiplomatie: Bundeskanzler Helmut 
Kohl trif f t den sowjetischen Staatspräsidenten 

Michail Gorbatschow im Kaukasus, um über die 
Vereinigung der beiden deutschen Staaten zu 

sprechen. Am 3. Oktober ist die DDR Geschichte.

Abrisskommando: US-Präsident Ronald Reagan 
besucht West-Berlin und lässt schon seinen 

berühmten Satz aus dem Jahr 1987 („Tear 
down this wall!“) anklingen: „Ich würde den 

sowjetischen Führern gern eine Frage stellen: 
Warum ist die Mauer da?“ 
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Unsere Beziehungen zu Russland 
haben eine Entwicklung genom-
men, wie ich sie nach dem 16. Juli 

1990 nicht für möglich gehalten hätte. Zur 
Erinnerung: Der 16. Juli 1990 kann als der 
beste Tag in der deutschen Geschichte gel-
ten. An diesem Tag gab der Russe Michail 
Gorbatschow nach einem Treffen im Kau-
kasus mit Bundeskanzler Helmut Kohl 
den Weg frei – nicht nur für die deutsche 
Einheit, sondern auch für die Mitglied-
schaft des vereinten Deutschlands in der 
westlichen Allianz, der Nato. Ein solches 
Einlenken Moskaus war für unmöglich 
gehalten worden. 

Nach dem Treffen im Kaukasus ging es 
gut weiter. Wenige Monate später trafen 
sich die Regierungs- und Staatschefs der 
Völker Europas, der USA und Kanadas in 
Paris. Es sah nach Verständigung aus wie 
nie zuvor – und nie mehr danach. Alle 
waren glücklich, dass der Kalte Krieg zu 
Ende gegangen war. Gemeinsam schuf 
man eine Charta für eine neue und fried-
liche Ordnung in Europa. Darin versprach 
man sich gleiche Sicherheit für alle. Das 
war für Moskau das Wichtigste, während 
der Westen auf Menschenrechte und De-
mokratie setzte.

Ein Jahr später brach die kommunis-
tische Supermacht Sowjetunion zusam-
men. An ihre Stelle trat als Rechtsnach-
folgerin die Russländische Föderation, 
die Deutschland gegenüber alle Zusagen 
der Sowjetunion getreulich erfüllte. Die 
Prinzipien der Charta von Paris blieben 
in Kraft. Trotzdem sind die Beziehungen 
zwischen Russland und dem Westen völlig 
entgleist. Wie konnte das passieren?

Wir glauben, ein klares Bild zu haben. 
Die Guten sind im Westen, der Schurke 
sitzt im Kreml. Ich fürchte, dass Histori-
ker künftiger Generationen nicht zu dem 
gleichen Ergebnis kommen werden, wenn 
sie mit zeitlicher Distanz und wissen-
schaftlicher Kühle die Lage von heute ana-
lysieren. Das ist der Blick in die Zukunft. 

Beim Blick zurück kommen starke 
Zweifel auf, ob die Politikergeneration 
Brandt, Schmidt, Kohl, Genscher, Mitter-
rand und Bush sen. einerseits und Gorbat-
schow andererseits einen so katastropha-
len Niedergang im Ost-West-Verhältnis 
zugelassen hätte. Sie alle – von Brandt bis 
Bush auf der westlichen Seite – besaßen 
die Fähigkeit und Bereitschaft, sich nicht 
nur in die Geschichte, sondern ebenso in 
die aktuelle Verfassung der anderen Seite 
zu versetzen. Aber auch durchschnittlich 
begabte Politiker hätten erkennen kön-
nen, dass selbst friedfertigere Kremlfüh-

rer als Wladimir Putin das Vorrücken des 
Westens mit Nato und Europäischer Uni-
on bis an die russische Grenze als Bedro-
hung für die Sicherheit ihres Landes hät-
ten betrachten müssen.

Putin hält sich den Westen auf seine 
Weise vom Leib: mit der Annexion der 
Krim und mit der Unterstützung der Se-
paratisten in der Ostukraine. Mehr Brü-
che europäischer Vereinbarungen kann 
das Zusammensein auf unserem Konti-
nent kaum verkraften.

Nato und EU beschäftigen Heerscharen 
von Beratern. Dazu kommen die üppig 
ausgestatteten Stäbe der Mitgliedstaaten. 
Eine enorme Brainpower, die erstaunlich 
wenig zustande gebracht hat. Herausge-
kommen ist eigentlich nur das Uralt-Mo-
dell „Sanktionen“. Bilanz bisher: ohne Er-
folg.

Es finden Telefonate und Treffen statt, 
auf höchster Ebene und vielen Ebenen da-
runter. Kernige Erklärungen werden ab-
gegeben, aber der Krieg im Donbass geht 
weiter, und die Ukraine hat die Souveräni-
tät über ihre Ostgrenze immer noch nicht 
zurückgewonnen. Wie die Konflikte bis-
lang angegangen wurden, sind sie nicht zu 
lösen. Weder bilateral zwischen Russland 
und der Ukraine noch im Normandie-For-
mat. Aber irgendwann und irgendwie 
muss ein Anfang gemacht werden. Doch 
wie?

Es geht nur mit einer großen europä-
ischen Lösung. Die EU-Bindung der Uk-
raine sollte einhergehen mit einer Wirt-
schafts- und Sicherheitspartnerschaft mit 
Russland. Das erfordert selbstverständ-
lich intensive Vorarbeiten. Der Westen ist 
Russland turmhoch überlegen. Im militä-
rischen Bereich um ein Vielfaches, wenn 
man die Zahlen des Stockholmer Frie-
densforschungsinstituts SIPRI zugrun-
de legt. Ähnlich ist der Vorsprung in der 
Wirtschaft; von Wissenschaft und gesell-
schaftlicher Entwicklung ganz zu schwei-
gen. Statt sich in Tiraden über das hin-
terhältige und rückständige „Reich des 
Bösen“ zu erschöpfen, sollte der Westen 
aus seiner Position der Stärke heraus die 
Initiative ergreifen, um ein vernünftiges 
Verhältnis zu Russland herzustellen.

Viele schwere Krisen dieser Welt könn-
ten bewältigt werden, wenn Russland und 
der Westen vertrauensvoll zusammenar-
beiteten. Als die Nato gegründet wurde, 
gab ihr erster Generalsekretär, Lord Is-
may, als Aufgabe für das Bündnis die Lo-
sung aus: „To keep the Russians out, the 
Americans in and the Germans down!“ 
Was die Russen angeht, sind wir offen-

sichtlich immer noch auf dem Stand von 
1949, obwohl es den damaligen Feind Sow-
jetunion längst nicht mehr gibt. 

In den frühen Jahren der Nato wurden 
noch politische Konzepte ausgearbei-
tet, um Konfliktherde zu beseitigen. Der 
Harmel-Report, in dem die Politik der 
Entspannung der militärischen Sicher-
heit gleichgesetzt wurde, kam 1967 her-
aus, mitten im Kalten Krieg. 

Vom 23. bis 26. Mai finden die Europa-
wahlen statt. Eine schwache Wahlbetei-
ligung wird befürchtet. Die Gleichgültig-
keit der Bürgerinnen und Bürger hat sich 
die EU-Politik selbst zuzuschreiben. Ihr 
fehlen Themen, welche die Menschen be-
wegen. Der Krieg in Osteuropa wird mit 
Sorge verfolgt, das Gleiche gilt für das 
vergiftete und zerrüttete Verhältnis zwi-
schen dem Westen und Russland. Eigent-
lich gehörten Themen von dieser Bedeu-
tung in den Europa-Wahlkampf. 

Zu einer ähnlichen Weitsicht, wie sie im 
Harmel-Report nachzulesen ist, scheint 
die Nato von heute offensichtlich nicht in 
der Lage zu sein. Angestoßen wurde das 
neue Denken damals von Frankreich. 
Staatspräsident Charles de Gaulle hat-
te schon vorher, mitten im Kalten Krieg, 
die Konfrontation mit dem sowjetisch be-
herrschten Ostblock zu einer Sache der 
Vergangenheit erklärt. 

Das war vor mehr als 50 Jahren. Charles 
de Gaulle ging noch weiter. Man solle die 
Führungskräfte der Sowjetunion nicht als 
fremdartige Wesen betrachten, die auf die 
Vernichtung des Westens aus seien, son-
dern als potenzielle Partner für eine neue 
europäische Ordnung. 

Damals war ich von den Worten und 
Taten des großen Franzosen schockiert, 
da de Gaulle auch noch die französischen 
Streitkräfte aus der Nato herauszog. Heu-
te würde ich mir einen politischen Füh-
rer von diesem Format in und für Euro-
pa wünschen – selbstverständlich mit 
Frankreich als Ankermitglied in Nato und 
EU.

Fritz Pleitgen war ARD-Korrespondent  
in Moskau, Ostberlin, Washington  
und New York, ARD-Chefredakteur  
(1988-1993) und Intendant des West- 

deutschen Rundfunks. Kürzlich ist das 
Buch „Frieden oder Krieg. Russland und 

der Westen – eine Annäherung“ im  
Ludwig Verlag (München) erschienen,  

das er zusammen mit Michail Schischkin 
geschrieben hat.

Man könnte den russischen Kä-
semacher Oleg Sirota durch-
aus zum Symbol patriotischen 

Durchhaltewillens erklären. Seine Käserei 
nahe Moskau floriert, Putin und Sankti-
onen sei Dank. Hatte der russische Präsi-
dent doch als Antwort auf die Sanktionen 
des Westens während der Ukraine-Krise 
seinerseits Anti-Sankzii verhängt, durch-
aus protektionistische Gegensanktionen, 
Einfuhrverbote etwa für westliche Milch, 
Obst, Gemüse. Sirota kommt mit der va-
terländischen Käseproduktion kaum 
noch nach. Er nutzt jede öffentliche Gele-
genheit, um sich bei seinem Präsidenten 
zu bedanken. Einmal antwortete der ihm: 
„Danken Sie nicht mir, danken Sie den 
Amerikanern.“

Letztlich also, so die Botschaft, schade 
der Westen mit allen seinen Strafmaßnah-
men nur sich selbst – und verhelfe Russ-
land zu neuer ökonomischer Stärke.

Es ist eine komplizierte, oft wider-
sprüchliche Sache mit Sanktionen, es gibt 
kein eindeutiges „Dafür“ oder „Dagegen“.  
Im Werkzeugkasten der Außenpolitik 
sind sie ebenso Holzhammer wie feiner 
Schraubenzieher. Ihnen liegt die Über-
zeugung zugrunde, dass politische Verhal-
tensänderung auch durch ökonomischen 
Druck erreicht werden kann. Dass es bes-
ser ist, Handel einzuschränken, als Bom-
ben zu werfen.

Im Lauf der Jahrzehnte hat sich gezeigt, 
dass Sanktionen in höchstens einem von 
drei Fällen dazu beitragen, Krisen und 
Konflikte zu mildern oder Menschen-
rechtsverletzungen zu beenden. Es ist 
Scheitern – und Erfolg zugleich. Sanktio-
nen sollen den Einsatz militärischer Mit-
tel verhindern. Sie sollen ein Stoppschild 
sein, wo Eskalation droht, Kontrollverlust.

Wer sich im Zusammenhang mit der 
Krise um die Ukraine gegen die westlichen 
Russland-Sanktionen ausspricht, muss die 
Frage beantworten: Wie hätten EU und 
USA auf die russische Annexion der Krim 
und die faktische Anzettelung eines Kriegs 
im Osten der Ukraine durch von Moskau 
kontrollierte Separatisten und russische 
Truppen vor nunmehr fast fünf Jahren re-
agieren sollen? Hätte man Wladimir Putin 
allein mit Gesprächsbereitschaft an den 
Verhandlungstisch in Minsk bekommen? 
War doch eine militärische Antwort – zu 
recht – ausgeschlossen. Wollte die EU doch 
– zu recht – nicht nur den damals unmit-
telbar drohenden Zusammenbruch der 
ukrainischen Armee verhindern, sondern 
auch, dass sich im damals von den Repub-
likanern dominierten US-Kongress Forde-
rungen nach Waffenlieferungen an die Uk-
raine durchsetzten.

Sanktionen sind kein Selbstzweck. Sol-
len sie Erfolg haben, müssen sie langfristig 
und multilateral angelegt und von politi-
schen und diplomatischen Initiativen be-
gleitet sein.

Die Wirtschaftssanktionen der EU und 
der USA gegen den Iran und sein Atompro-

gramm etwa haben dazu beigetragen, das 
Regime in Verhandlungen zu zwingen, an 
deren Ende das Atomabkommen stand. 
Im Fall Nordkorea bleiben Sanktionen ein 
Druckmittel, um Atom-Diktator Kim Jong-
un eventuell Zugeständnisse abzuringen. 
Und erst, als der US-Bundesstaat Kalifor-
nien 1998 Schweizer Banken mit Sanktio-
nen drohte, stellten diese Informationen 
über ihre „nachrichtenlosen Konten“ zur 
Verfügung – über die Vermögenswerte 
Verfolgter und von den Nationalsozialis-
ten Ermordeter, die meisten unter ihnen 
waren Juden.

Meist treffen Wirtschaftssanktionen die 
Bevölkerung der sanktionierten Staaten. 
Immer wieder ist es Machthabern gelun-
gen, Sanktionen zu unterlaufen. Sanktio-
nen sollen daher nur maßvoll und gezielt 
eingesetzt werden. Ihr Preis darf nicht zu 
hoch sein.

Ein Waffenembargo, Handelsbeschrän-
kungen für Dual-Use- sowie für Infra-
strukturgüter (etwa Siemens-Gastur-
binen für die Krim) und die Ölindustrie 
sowie Kapitalmarkt-Beschränkungen und 
andere  gezielte Finanzsanktionen wa-
ren die EU-Antwort auf die Annexion der 
Krim, den faktischen Krieg im Osten der 
Ukraine, den Abschuss des Passagierflug-
zeuges MH-17 mit 298 Opfern. Es folgten 
Einreiseverbote für Amtsträger und (Ge-
heimdienst-) Diplomaten-Ausweisungen 
im Zusammenhang mit dem mutmaß-
lich durch russische Geheimdienstoffizie-
re begangenen Mordanschlag mit einem 
chemischen Kampfstoff auf den ehemali-
gen Geheimdienstoffizier Sergej Skripal in 
Großbritannien sowie dem Zwischenfall 
in der Meerenge von Kertsch.

Ja, kurzfristig mögen diese Sanktionen 
das System Putin stabilisieren: Einige Olig-
archen bringen ihr Geld zurück; auch lässt 
sich das Narrativ der „belagerten Festung 
Russland“ leicht befeuern. Auf lange Sicht 
aber wirken sie: Sie bremsen Wachstum 
und Innovation der ohnehin kriselnden 
und faktisch reformunfähigen Wirtschaft; 
sie verunsichern Investoren. So fordert 
Rechnungshofchef und Reformbefürwor-
ter Aleksej Kudrin die russische Führung 
auf, sich für den Abbau außenpolitischer 
Spannungen einzusetzen – damit wenig- 
stens nicht noch weiter an der Sanktions-
schraube gedreht wird.

Man verhängt Sanktionen auch, um sie 
aufzuheben. Sanktionen sind Verhand-
lungsmasse. Im Minsk-2-Prozess sollen sie 
erst am Ende aufgehoben werden, wenn 
die Ukraine und Russland das Abkom-
men vollständig erfüllt haben. Auch die 
Ukraine trägt Verantwortung dafür, dass 
dies kaum noch Chancen hat. Neben po-
litischem Druck auf Kiew könnte die Aus-
sicht auf eine schrittweise Aufhebung der 
Sanktionen gegen Russland dazu beitra-
gen, dass Moskau mehr zur Umsetzung 
beiträgt als bislang, etwa bei der Einhal-
tung eines dauerhaften Waffenstillstands.

Hunderte russische Staatsbürger ste-

hen auf diversen US-Sanktionslisten, 
mehr als zu Hochzeiten des Kalten Kriegs. 
Wegen der russischen Einmischung in 
den US-Wahlkampf verhängte der Kon-
gress im vergangenen Jahr mit dem 
„CAATSA“-Gesetz Finanzsanktionen ge-
gen „Amerikas Gegner“. Es traf unter an-
derem den Putin-Oligarchen Oleg Deri-
paska und seine Aluminiumholding En+. 
Deren Aktienkurs halbierte sich inner-
halb weniger Tage, der Rubelkurs stürzte 
ab, weltweit stiegen die Aluminiumpreise. 
„Wir befinden uns in einem Wirtschafts-
krieg“, so der russische Ministerpräsident 
Dmitri Medwedjew; selbst Deutsche und 
Franzosen beschwerten sich in Washing-
ton ob der Wucht der Wirkung. Nachdem 
Deripaska Unternehmensanteile an die 
selbst unter US-Sanktionen stehende rus-
sische Bank VTB übertragen hatte, setzte 
Trump die Sanktionen gegen ihn faktisch 
aus. 

Zwei weitere Sanktionspakete liegen 
zur Abstimmung im Kongress, „DETER“ 
und „DASKAA“ ihre Kürzel; sie sollen 
Amerika „weltweit“ gegen die „bösartigen 
Aktivitäten des Kremls“ schützen. Auch 
diese Sanktionen wären das, was sie nicht 
sein sollen: Waffen eines unilateralen 
Wirtschaftskriegs.

Und natürlich könnten etwa Großbri-
tannien und die EU-Staaten Zypern oder 
Malta konsequenter gegen jene unter Pu-
tins Milliardären vorgehen, die sich al-
len patriotischen Loyalitätsbekundun-
gen zum Trotz ihre Rückversicherung im 
Westen erkaufen, all die goldenen Visa. 
„London ist das Zentrum der Geldwäsche 
auf höchstem Niveau“, lautet das Ergebnis 
einer Untersuchung des britischen Parla-
ments.

Sanktionen bilden Klebstoff für Einig-
keit und Geschlossenheit, eine Rückver-
sicherung der Sanktionierenden. Im Fall 
der Russlandsanktionen zeigen sie seit 
nunmehr fünf Jahren: Europa lässt sich 
nicht so leicht auseinanderdividieren. Die-
se Einigkeit hat Putin wohl nicht unbeein-
druckt gelassen. Am meisten überrascht 
hat sie wohl die Europäer selbst.

Im besten Fall können Sanktionen einen 
Beitrag dazu leisten, dass die Macht des 
Rechts gilt und nicht das Recht der Macht. 
Stets sollte man sich fragen, ob es besse-
re Alternativen gibt. Und doch: So unvoll-
kommen sie sind – manchmal sind sie die 
einzige Alternative zur Eskalation. Und 
das macht unter Umständen den entschei-
denden Unterschied.

Katja Gloger ist Autorin des  
Magazins Stern und langjährige  

Korrespondentin in Moskau. Im vorigen 
Jahr ist ihr Buch „Fremde Freunde“  

erschienen, das über die  
tausendjährige, schicksalhafte  
Beziehung zwischen Deutschen  

und Russen erzählt. 

Stein des Anstoßes:  
Die Nato-Osterweiterung 

wird in Russland bis heute 
als grobe Missachtung 
ihres Einflussbereichs 

angesehen. Die 
Außenministerin der USA 

Madeleine Albright und ihre 
Amtskollegen Jan Kavan 

(Tschechische Republik), 
Janos Martonyi (Ungarn) 
und Bronislaw Geremek 

(Polen).

Ziemlich beste Freunde I: In Sawidowo besucht 
Bundeskanzler Helmut Kohl Russlands Präsident 

Boris Jelzin nach dessen Herzoperation. Kohl hatte 
in den Jahren zuvor häufig bei Auf tritten in Moskau 

Wahlhilfe für seinen „Saunabruder“ betrieben.

Strickjackendiplomatie: Bundeskanzler Helmut 
Kohl trif f t den sowjetischen Staatspräsidenten 

Michail Gorbatschow im Kaukasus, um über die 
Vereinigung der beiden deutschen Staaten zu 

sprechen. Am 3. Oktober ist die DDR Geschichte.

Annexion und Sanktionen: Im März 
marschieren russische Soldaten in grünem Tarn 

in der zur Ukraine gehörenden Krim ein; es ist 
der Anlass des bis heute anhaltenden Bruchs 

zwischen Russland und der EU.

Ziemlich beste Freunde II: „Ich bin 
überzeugt“, sagt Wladimir Putin im 
Deutschen Bundestag, „wir schlagen heute 
eine neue Seite in der Geschichte unserer 
bilateralen Beziehungen auf und wir leisten 
damit unseren gemeinsamen Beitrag zum 
Aufbau des europäischen Hauses.“ 
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Schichtwechsel
Deutschland will schnell aus der Atomkraft und der Kohle aussteigen 

VON HEIKE HOLDINGHAUSEN

Es ist ein ambitioniertes Ziel: 
2022 will Deutschland sein letz-
tes Atomkraftwerk abschalten 

und nur 16 Jahre später aus der Kohle 
aussteigen. Zu langsam oder zu ambi-
tioniert? Darüber wird in Deutschland 
scharf diskutiert. Die Bundesregierung 
jedoch will den Empfehlungen der soge-
nannten Kohlekommission folgen und 
sie bis Mai in ein Maßnahmengesetz 
überführen. Darin soll auch geregelt 
werden, welche staatlichen Hilfen die 
vom Kohleausstieg direkt betroffenen 
Regionen und Unternehmen erhalten 
werden. Es geht also auch um viel Geld.

Der Kohlekommission gehören Po-
litiker, Vertreter von Unternehmens- 
sowie Umweltverbänden und Wis-
senschaftler an. Nach monatelangen 
Beratungen und einem abschließenden, 
nächtlichen Verhandlungsmarathon 
Ende Januar lautete der Kompromiss: 
Bis 2030 soll die Kraftwerksleistung auf 
17 Gigawatt Braun- und Steinkohle ge-
kürzt werden, weniger als die Hälfte der 
derzeit installierten Leistung. 2038 solle 
endgültig Schluss sein mit der Kohle; ob 
das schon 2035 möglich wäre, soll 2032 
geprüft werden.

Die Umweltverbände gaben ein Son-
dervotum ab, in dem sie festhielten, 
klimapolitisch sei der Ausstieg aus der 
Kohle bereits 2030 notwendig. „Tech-
nisch ist das ohne weiteres möglich“, 
sagt Kommissionsmitglied Karsten 
Smid, Energieexperte bei Greenpeace 
Deutschland.

Vertreter des CDU-Wirtschaftsflügels 
äußerten sich dagegen skeptisch gegen-
über dem Ausstiegsdatum 2038. „Es gibt 
einen breiten gesellschaftlichen Kon-
sens, dass im Bereich Klima etwas getan 
werden muss“, räumte CDU-Fraktion-
schef Ralph Brinkhaus gegenüber der 
Welt am Sonntag ein, es müsse aber auch 
die Versorgungssicherheit für Energie 
garantiert sein. Außerdem dürften Ver-
braucher und Unternehmen nicht über 
Gebühr belastet werden.

Die Ministerpräsidenten der Bundes-
länder, die von einem Kohleausstieg vor 
allem betroffen wären, verlangen Pla-
nungssicherheit. Die Empfehlungen der 
Kommission müssten angenommen, die 
versprochenen 40 Milliarden Euro ge-
setzlich fixiert werden. Mit diesem Be-
trag soll der Wandel zu einer auf erneu-
erbaren Energieträgern basierenden 
Stromerzeugung sozial und wirtschaft-
lich abgefedert werden. Hilfe erwarten 
die Bundesländer Nordrhein-Westfalen, 

Brandenburg, Sachsen und Sachsen-An-
halt, in denen die Braunkohle-Tagebaue 
liegen, die energieintensive Industrie, 
etwa Aluminium-Hütten sowie die fos-
sile Energiebranche.

Die Empfehlungen der Kommissi-
on sehen vor, in den kommenden vier 
Jahren Anlagen mit einer Leistung von 
zwölf Gigawatt vom Netz zu nehmen, 
davon drei Gigawatt Braunkohle. Kraft-
werksblöcke sollen vor allem im Westen 
der Republik – also in Nordrhein-West-
falen – abgeschaltet werden. Das rhei-
nische Braunkohlerevier mit seinen 
großen Tagebauen wäre also zuerst be-
troffen. Der heftig umstrittene Hamba-
cher Forst könnte erhalten bleiben. 

Dieses nur noch 500 Hektar große 
Waldstück zwischen Köln und Aachen 
– der Rest eines einst großen Buchen-
walds – soll eigentlich für den „Ham-
bacher Tagebau“ des Energiekonzerns 
RWE aus Essen gerodet werden. Er wur-
de im vergangenen Herbst zum Symbol 
der Umweltbewegung für mehr Klima-

schutz in Deutschland. Aktivsten er-
richteten Baumhäuser und besetzten 
den Wald, Umweltverbände erwirkten 
vor Gericht einstweilige Verfügungen 
gegen genehmigte Rodungen. Tausende 
von Bürgern folgten Aufrufen zu „Wald-
spaziergängen“, um für die Rettung des 
Forstes zu protestieren. Mitarbeiter 
von RWE hingegen demonstrierten für 
den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. Schließ-
lich räumte die Polizei den Wald, da-
bei fiel ein junger Journalist von einem 
Baumhaus und starb.

Konkrete erste Schritte für die ost-
deutschen Kohleregionen fehlen. Klar 
ist hingegen, dass der Ausstieg aus der 
Kohle den forcierten Ausbau der Erneu-
erbaren verlangt. Daran hatte es zu-
letzt gehapert. So vermeldete die deut-
sche Windenergiebranche für das Jahr 
2018 einen Einbruch. Nur 743 Anlagen 

mit 2.402 Megawatt Leistung waren er-
richtet worden – ein Rückgang von 55 
Prozent im Vergleich zu 2017, wie der 
Bundesverband Windenergie (BWE) im 
Januar meldete.

Insgesamt verfügt die Bundesrepub-
lik über eine installierte Leistung von 
52 931 Megawatt Onshore-Windenergie. 
Noch Mitte 2018 war der BWE von einem 
Zubau von 3300 Megawatt installier-
ter Leistung ausgegangen. Es sei daher 
„wichtiger denn je, schnell den Ausbau 
der Erneuerbaren Energien hin zum 
2030-Ziel zu definieren und die Pfade 
anzupassen“, sagte BWE-Präsident Her-
mann Albers. Durch den Einbruch sei 
auch die „führende Position der deut-
schen Windindustrie im internationa-
len Wettbewerb gefährdet“.

In ihrem Klimaschutzplan 2050 hat-
te die Bundesregierung Eckdaten für 
Emissionsminderungen beschlossen. 
Bis 2030 ist, gemessen am CO2-Ausstoß 
1990, die Minderung von Treibhaus-
gasen von 55 Prozent vorgesehen, im 
Energiesektor sogar von 62 Prozent.

Um dieses Ziel zu erreichen fordert 
Albers „technologiespezifische Aus-
baupfade“ sowie den Abbau regulatori-
scher Hürden. Technologien wie etwa 
Power2X, also die Umwandlung von 
Strom in gasförmige oder flüssige Ener-
gieträger sowie Stromspeicher im groß-
technischen Maßstab müssten geför-
dert werden. 

Bleiben die geringen Ausbauzah-
len: 2019 erwartet der BWE für Onsho-
re-Windkraft einen Zubau von nur 
2000 Megawatt. Positiver sieht es für 
die Offshore-Branche aus. Laut der Be-
ratungsfirma „WindGuard“ haben 2018 
in Deutschland 1305 Offshore-Anla-
gen Windenergie produziert, bei ei-
ner installierten Gesamtleistung von 
6382 Megawatt. Damit wurden die pro-
gnostizierten Ausbauwerte von Bran-
chenverbänden erreicht, und auch der 
gesetzlich mögliche Zubau von 7,7 Gi-
gawatt bis ins Jahr 2020 könne erreicht 
werden, teilte der Verband Power Sys-
tems VDMA Anfang des Jahres mit. 

Auch das Ausbauziel für Photovoltaik-
anlagen von 1,9 Gigawatt jährlich scheint 
zu gering zu sein. Das Freiburger Fraun-
hofer Institut für Solare Energiesyste-
me (Fraunhofer ISE) hält jährlich fünf 
bis sieben Gigawatt mehr installierte 
Leistung aus Photovoltaik-Anlagen für 
nötig, soll der Energiebedarf bis 2050 
wie geplant beinahe vollständig aus er-
neuerbaren Quellen gedeckt werden.

Woran es ebenfalls mangelt, ist ein 
leistungsfähiges Netz, über das der 
Windstrom aus Norddeutschland und 
der Sonnenstrom aus Süddeutschland 
verteilt werden kann. Die vier Betrei-
ber des Hochspannungsstromnetzes in 
Deutschland beziffern die Kosten für 
den Netzausbau mit 52 Milliarden Euro. 
Um die Offshore-Windparks in Nord- 
und Ostsee in das Stromnetz zu integ-
rieren, seien zusätzlich 24 Milliarden 
Euro notwendig. Sollten Sonnen- und 
Windstrom schneller ausgebaut werden 
als bislang vorgesehen, seien zwei wei-
tere Nord-Süd-Trassen notwendig. Bis-

lang sind drei große Nord-Süd-Verbin-
dungen in Planung; sie sollen bis 2025 
fertig werden.

Fachleute beklagen seit Jahren die 
deutlichen Verzögerungen beim Aus-
bau der Netze. Ein Grund sind langwie-
rige Planungsverfahren, weil Grund-
stücksbesitzer sich weigern, ihr Land 
für Stromleitungen herzugeben, oder 
Bürgerinitiativen vor Ort gegen die 
Strom-Autobahnen klagen.

Das im Dezember 2018 beschlosse-
ne Netzausbaubeschleunigungsgesetz 
von Bundeswirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier (CDU) sieht unter ande-

rem schnellere Planungsverfahren und 
höhere Entschädigungen für Grund-
stücksbesitzer vor – häufig Land- und 
Forstwirte. „Mit den Empfehlungen der 
Kohlekommission haben wir jetzt den 
Einstieg in den Ausstieg“, sagt Greenpe-
ace-Mann Karsten Smid, „auf die Ausei-
nandersetzungen, die jetzt folgen, sind 
wir gut vorbereitet.“

Heike Holdinghausen ist  
Redakteurin der taz im Ressort  

Wirtschaft und Umwelt.

Schöner Wohnen: vor dem mit Braunkohle betriebenem Kraftwerk Niederaußem in Nordrhein-Westfalen.
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Bei den Debatten über Sicherheit 
in der Energieversorgung hat 
sich der Fokus verändert. Nicht 

mehr die sichere Versorgung mit Ener-
gieträgern (Kohle, Erdöl und Erdgas) 
ist das zentrale Thema, obwohl sie noch 
für eine lange Zeit benötigt werden, 
wichtiger sind Nachhaltigkeit und Kli-
maverträglichkeit. Nicht mehr die Be-
schlüsse der Erdölfördernden Staaten 
(OPEC) machen Schlagzeilen, sondern 
die internationalen Klimakonferenzen 
und ihre Beschlüsse zur Dekarbonisie-
rung der Weltwirtschaft.

Die noch reichlich vorhandenen fos-
silen Energieträgervorräte sollen er-
setzt werden, da die damit verbunde-
nen CO2-Emissionen das Weltklima 
verändern würden. Das wiederum hät-
te massive negative Auswirkungen auf 
den Wohlstand von großen Bevölke-
rungsgruppen, könnte sogar ihre Le-
bensgrundlage zerstören, was einen 
massiven Anstieg der Flüchtlingszah-
len nach sich ziehen würde.

Auch die Nutzung der Kernenergie 
verbietet sich wegen des hohen Risikos. 
Gefragt ist eine Vorsorgepolitik, die 
Energiedienstleistungen risikoarm, 
nachhaltig und klimaverträglich be-
reitstellt. Diese „neue“ Energiewelt 
verlangt zunehmend Energieeffizienz, 
die Nutzung von regenerativen Ener-

gieträgern und die Bereitstellung von 
CO2-freien Energieträgern in Form von 
dekarbonisierten fossilen Energieträ-
gern mittels CCS-Verfahren. 

Eine Vorsorge-Strategie erfordert 
ein stabiles Fundament von dezentra-
len und angepassten Elementen und 
zahlreiche verschiedene Energieträ-
ger, innovative Technologien und hohe 
Intelligenz. Bedingung dafür ist eine 
gut ausgebaute Infrastruktur, zu der 

Nord Stream 2 ebenso gehört wie li-
beralisierte Märkte ohne Handelsbe-
schränkungen. So können wirtschaft-
liche Effizienzpotentiale genutzt und 
der weltweite Energieverbrauch stark 
reduziert werden.

Die Nutzung von regenerativen Ener-
gieträgern nimmt weltweit zu, neben 
der Wasserkraft und Biomasse, die 
schon seit langer Zeit eine wichtige Rol-
le bei der Energieversorgung spielen, 

gewinnen Solar-, Wind- und Geother-
mie an Bedeutung. Für Sonnen- und 
Windenergie mit ihrer stark fluktu-
ierenden Erzeugung müssen vermehrt 
Speichertechnologien entwickelt und 
eingesetzt werden, um Versorgungs-
sicherheit zu gewährleisten. Auch die 
Dekarbonisierung von fossilen Ener-
gieträgern, etwa Erdgas, ist dringend 
erforderlich, um einen kostengünstigen 
und auch langfristig speicherfähigen 
Energieträger nutzen zu können. 

Eine energieeffiziente und regenera-
tive Energiewirtschaft, häufig als Smart 
Energy System (SES) bezeichnet, kann 
das Versorgungsproblem mit fossilen 
und nuklearen Energieträgern reduzie-
ren, schafft aber neue Herausforderun-
gen und Sicherheitsprobleme. Die Um-
setzung eines Smart Energy Systems 
bedingt zahlreiche neue Technologien: 
Photovoltaikanlagen, Windkraftwerken 
und Speichertechnologien, (autonom 
fahrende) Elektrofahrzeuge, Smart-Ho-
me- und Smart-Grid-Systeme sowie ei-
nen hohen webbasierten Vernetzungs-
grad.

In einem SES spielt die Frage nach der 
Verfügbarkeit und dem Zugang zu Roh-
stoffen wie Seltene Erden, Indium, Pla-
tingruppenmetallen, Lithium und Ko-
balt eine immer wichtigere Rolle. Sie 
werden für den Bau von Schlüsseltech-

nologien für die Energiewende benötigt: 
für Photovoltaikanlagen, Windkraftwer-
ke, Brennstoffzellen sowie Wasserstof-
felektrolyse und Batteriesysteme für 
Elektroautos. 

Diese Rohstoffe stehen allerdings häu-
fig nicht ausreichend zur Verfügung, 
und die Lagerstätten konzentrieren sich 
in einigen Ländern. So liegen rund zwei 
Drittel der Kobaltreserven, bisher un-
verzichtbar für den Bau von Lithium-Io-
nen-Akkus für Elektroautos, im Kongo. 
Die Seltene-Erden-Elemente, die zu 95 
Prozent in China liegen, werden eben-
falls für zahlreiche innovative Energie-
wendetechnologien benötigt. Auf solche 
Quellen zugreifen zu können, wird ent-
scheidend für die technologische, indus-
trielle und wirtschaftliche Entwicklung 
der Länder und ihrer Industrien – und 
somit auch für den sozialen Frieden. Ge-
rade für rohstoffarme Industrieländer 
wie Deutschland ist der Kampf um die 
Zukunftsrohstoffe essenziell.

Zu einem zentralen Element der Ver-
sorgungssicherheit wird in einem SES 
die Cyber-Sicherheit. Die digitale Ver-
netzung von Millionen von dezentralen 
Erzeugungsanlagen mit Millionen von 
elektrischen Anwendungen wie Elek-
troautos, Industrieanlagen und Haus-
haltsgeräten birgt eine immense Stö-
rungsgefahr für das Systems, bis hin zu 

vollständigen Blackouts, die ganz Europa 
betreffen könnten.

Die neue Energiewelt, ihre Heraus-
forderungen, Abhängigkeiten und 
Gefahren sind heute in Konturen er-
kennbar, ohne dass wir schon die ge-
samte Dimension begriffen haben. Der 
Wandel von einer auf fossilen Energi-
erohstoffen basierenden Energiewirt-
schaft, hin zu einer auf mineralischen 
Rohstoffen (hauptsächlich Metalle) 
und Technologie getrieben Energie-
welt erfordert vollkommen neue Lö-
sungen. Davon hängt die zukünftige 
Energieversorgungssicherheit ab. Da-
für müssen auch neue Kooperationen 
geschlossen werden, in der Versorgung 
mit Rohstoffen, aber auch im Bereich 
der künstlichen Intelligenz und der 
Systemoptimierung.

Shi Dinghuan ist ehemaliger  
Vize-Minister im Ministerium für  

Wissenschaft und Technologie  
Chinas, Stephan Kohler ist ehemaliger 
Vorsitzender der Geschäftsführung der 

Deutschen Energie Agentur (Deutsch-
land) und Sergej Shmatko (Russland), 

ist ehemaliger Minister für Energie-
wirtschaft von Russland. 

 

Klar ist, dass der 
Ausstieg aus 

der Kohle den 
forcierten Ausbau 
der Erneuerbaren 

verlangt

Energiesicherheit neu denken 
Das Verbrennen fossiler Energieträger bedroht den Wohlstand von großen Bevölkerungsgruppen und könnte zu einem massiven Anstieg der Flüchtlingszahlen führen

VON SHI DINGHUAN, STEPHAN KOHLER AND SERGEJ SHMATKO

Futur Zwei, jeden Freitag: Berliner Schüler demonstrieren für Klimaschutz.
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Pioneering Underground Technologies
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Die deutsche Wirtschaft ist zu-
frieden mit ihren Geschäften 
in Osteuropa. Der Warenum-

satz nahm zuletzt stetig zu und lag 2018 
über dem Handelsvolumen Deutsch-
lands mit den USA und China. Der 
Handel mit Russland ist geringer als 
der mit Polen und Tschechien. Nach 
Angaben des Ost-Ausschusses – Osteu-
ropavereins der Deutschen Wirtschaft 
(OAOEV) belief sich der Warenumsatz 
zwischen Deutschland und Russland 
im vergangenen Jahr auf fast 62 Milliar-
den Euro. Der Einfuhren aus Russland 
stiegen um 12 Prozent, die Ausfuhren 
deutscher Waren blieben auf Vorjah-
resniveau und zeugen eher von entgan-
genen Chancen als von Erfolgen. Die 
Sanktionen behindern den bilateralen 
Handel und erreichen ihre erklärten 
Ziele nicht. Die Erzeugnisse, die deut-
sche Unternehmen in Russland pro-
duzieren, sind in dieser Statistik nicht 
berücksichtigt. 

Diese Zahlen legte der OAOEV wäh-
rend einer Konferenz im Januar vor. 
Deren Höhepunkt war die Vorstellung 
eines neuen Positionspapiers mit dem 
Titel „Gemeinsame Interessen defi-
nieren – gemeinsame Projekte um-
setzen: Eine ‚Neue Agenda‘ für die 
europäisch-russischen Wirtschafts-
beziehungen“. Es zeigt, dass deutsche 
Politiker und Geschäftsleute an einer 
Normalisierung und Entwicklung der 
Beziehungen zu Russland interessiert 
sind.

Die Verfasser des Papiers identifi-
zieren 15 Themenfelder, in denen sich 
die Zusammenarbeit mit Russland be-
sonders intensiv entwickeln kann. Die 
Vorschläge gehen über rein wirtschaft-
liche Fragen hinaus und sind als Ent-
wurf einer Roadmap für die ersten 

Schritte zur Normalisierung der bila-
teralen Beziehungen zu verstehen. Die 
deutsche Wirtschaft hat damit den Po-
litikern signalisiert, dass gute Bezie-
hungen zu Russland in der Gegenwart 
viel mehr sind als ein simpler Komplex 
von Handels- und Wirtschaftskennzif-
fern. Sie sind für Deutschland und ganz 
Europa eine wichtige und vielverspre-
chende Quelle für eine umfassende 
Entwicklung.

Als gemeinsame Arbeitsfelder in der 
Wirtschaft werden der Agrarsektor, 
die Energiewirtschaft, die Hochtech-
nologien und der Verkehr genannt. 

Ausdrücklich hervorgehoben sind die 
Perspektiven einer gemeinsamen Mo-
dernisierung der russischen Wirt-
schaft. Bezüglich der Digitalisierung 
und der Internettechnologien stellt das 
Papier fest, dass Russland weiter fort-
geschritten ist als Deutschland und die 
Zusammenarbeit besonders für die 
Bundesrepublik von Nutzen sei.

Auch dem Sozialen und der Kultur 
widmen sich einzelne Kapitel. Das Posi-
tionspapier enthält Vorschläge für ge-
meinsame Projekte für die Zivilgesell-
schaften, in der Forschung und bei der 
Zusammenarbeit in internationalen 

Organisationen. Es empfiehlt außer-
dem, die Visumspflicht zu liberalisie-
ren und für junge Russen bis 25 Jahre 
aufzuheben. Das bedarf einer Abstim-
mung mit den europäischen Partnern. 
Dieser Prozess wird wohl kaum einfach 
werden. Gleiches gilt auch für die wirt-
schaftliche Integration von EU und Eu-
rasischer Wirtschaftsunion. 

Für jedes Themenfeld führen die Au-
toren des Positionspapiers Beispiele 
für bereits funktionierende Formate 
und Projekte an. Einige davon, wie die 
Ostsee-Pipeline Nord Stream 2 und die 
Deutsch-Russische Digitalisierungs- 
initiative GRID, sind weithin bekannt. 
Nur Fachleute dürften mit dem auf 
der Raumstation ISS realisierten Pro-
jekt ICARUS vertraut sein, das die Wan-
derung der Tiere aus dem Weltraum 
aus beobachtet. Zwei russische Kos-
monauten haben mit Hilfe ihres deut-
schen Kollegen Alexander Gerst auf 
der Raumstation Spezialausrüstungen 
installiert. Von deutscher Seite wa-
ren die Max-Planck-Gesellschaft und 
das Max-Planck-Institut für Ornitho-
logie am Projekt beteiligt, von russi-
scher Seite die Weltraumorganisation 
der Russischen Föderation Roskosmos, 
der Raumfahrtkonzern Russlands RKK 

Energija und die Russische Akademie 
der Wissenschaften.

Bedeutend war die Anwesenheit 
des deutschen Außenministers Heiko 
Maas, der Russland kritisch begegnet. 
Dieses Mal war er friedlich gestimmt. 
Er versicherte, dass Russlands Außen-
minister Sergej Lawrow und er einen 
offenen und ehrlichen Dialog entwi-
ckelt hätten und die Zahl der von ihnen 
auf den Weg gebrachten gemeinsamen 
Projekte größer sei als in den Jahren 
zuvor. Maas bekräftigte, dass das Ver-
ständnis der „Ostpolitik“ der Sozialde-
mokraten weiter gesteckt und in glei-
cher Weise auf alle Länder Osteuropas 
gerichtet sei und den Raum „von Prag 
bis Wladiwostok“ umfasse. Damit erin-
nerte er an das beinahe in Vergessen-
heit geratene Konzept eines Greater 
Europe.

Durch die Teilnahme des deut-
schen Außenministers wandelte sich 
das Treffen von Unternehmern in ein 
Forum zum Dialog deutscher Wirt-
schaftskreise und Politiker über die 
russisch-deutschen Beziehungen. Die 
Ausgangslage: Die Wirtschaftssanktio-
nen schaden der deutschen Wirtschaft, 
und der Druck der amerikanischen Re-
gierung auf Nord Stream 2 nimmt zu.

Die Neujahrsbriefe des amerikani-
schen Botschafters in Deutschland, 
Richard Grenell, in denen er den am 
Projekt beteiligten Unternehmen mit 
Sanktionen droht, beantworteten Poli-
tiker und Presse mit Entrüstung. Es ist 
jedoch nicht davon auszugehen, dass 
Washington seinen Widerstand gegen 
den Bau der Pipeline aufgibt. Erstmals 
muss das vereinte Deutschland seine 
Souveränität in Handel und Wirtschaft 
gegen seinen transatlantischen Ver-
bündeten verteidigen. 

Das Positionspapier kann zur Grund-
lage eines umfassenden Programms 
der Entwicklung der russisch-deut-
schen Beziehungen werden, das auf 
große Projekte und Ideen ausgerichtet 
ist. Seine Verfasser bieten eine Alterna-
tive zum Kurs, mit dem Russland in Eu-
ropa in die Isolation gedrängt werden 
soll und der von einer Reihe einfluss-
reicher politischer Kräfte in Deutsch-
land befürwortet wird. 

Artem Sokolov ist Dozent  
am Staatlichen Moskauer Institut  

für Internationale Beziehungen  
(MGIMO).

Kurswechsel
Die deutsche Wirtschaft sucht Ansätze für einen Neuanfang mit Russland

VON ARTEM SOKOLOV

Sommersonnenblumenwende: Strategie für einen Kurswechsel?

Ursprungs- und Bestimmungsländer Warenverkehr in Tsd. € Dt. Einfuhr in Tsd. € Dt. Ausfuhr in Tsd. €

2018 2017 2018 2017 2018 2017

Polen 118.378.338 110.111.353 55.276.522 50.819.410 63.101.816 59.291.943

Tschechische Republik 92.228.275 87.691.693 47.976.236 45.997.334 44.252.039 41.694.359

Russische Föderation 61.991.314 57.177.797 36.024.536 31.429.034 25.966.778 25.748.763

Ungarn 53.924.875 51.298.507 27.611.951 26.333.613 26.312.924 24.964.894

Rumänien 32.196.736 30.080.403 15.961.112 14.943.197 16.235.624 15.137.206

Slowakei 28.668.716 28.118.469 14.627.294 14.801.833 14.041.422 13.316.636

Slowenien 11.989.117 11.277.848 6.391.918 6.023.731 5.597.199 5.254.117
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Ein Vertrag mit Folgen
Der vor 100 Jahren geschlossene Versailler Vertrag führte nicht zu Frieden und Versöhnung, sondern war eine Fortsetzung  

des Kriegs mit anderen Mitteln.  Aber die Weimarer Republik ist daran nicht gescheitert

VON ECK ART CONZE

Es war eine Ironie der Geschichte, dass 
US-Präsident Woodrow Wilson im De-
zember 1918 an Bord eines deutschen Pas-

sagierschiffs über den Atlantik reiste, um an der 
Pariser Friedenskonferenz teilzunehmen. Die 
USS George Washington war ein Dampfer des 
Norddeutschen Lloyd, der zu Beginn des Ersten 
Weltkriegs in New York beschlagnahmt worden 
war und seit 1917 amerikanische Truppen nach 
Europa brachte. In der französischen Hafenstadt 
Brest wurde der amerikanische Präsident nach 
seiner Ankunft von einer jubelnden Menschen-
menge begeistert gefeiert. Seine Reise durch 
Europa – Paris, London, Rom – glich einem Tri-
umphzug. Die USA hatten nicht nur den Krieg 
entschieden, sondern Wilson, dessen waren sich 
die Menschen sicher, würde Europa und der 
Welt einen dauerhaften Frieden bringen.

Der Präsident selbst war skeptischer. Schon 
während der Überfahrt hatte ihn das Gefühl 
beschlichen, dass die Friedenskonferenz zu ei-
ner „Tragödie der Enttäuschung“ werden könn-
te. Und er sollte Recht behalten. Die Tinte un-
ter dem Vertrag von Versailles vom 28. Juni 1919 
und unter den anderen Friedensabkommen war 
noch nicht getrocknet, da gab es kaum noch je-
manden, der ihn verteidigte. Erst recht nach 
dem Zweiten Weltkrieg galten Versailles und die 
internationale Ordnung, die auf den Verträgen 
von 1919/20 beruhte, als gescheiterter Frieden.

Warum fand die Ordnung, die aus dem Ver-
tragswerk hervorging, nirgends Akzeptanz, wa-
rum blieb sie prekär und ließ die Welt – nicht 
nur Europa – nicht zur Ruhe kommen?

An den Frieden nach jenem Krieg, der alle 
Kriege beenden und der gleichsam einen ewigen 
Frieden schaffen sollte, richteten sich gewalti-
ge Erwartungen. Sicher, jeder große Friedens-
schluss der Neuzeit vom Westfälischen Frie-
den 1648 bis hin zum Wiener Kongress 1814/15 
stand vor der Aufgabe, nicht nur lange Kriege 
zu beenden, sondern zugleich eine neue und 
stabile Ordnung zu etablieren. Aber an keinen 
Friedensschluss vor 1919 knüpften sich derart 
hohe, derart unterschiedliche und derart wider-
sprüchliche Erwartungen. Aus diesen Erwar-
tungen ergab sich eine Komplexität, der die Frie-
denskonferenz nicht gerecht werden konnte. 

Ein zentrales Element des Drucks, der auf den 
Friedensmachern lastete, war die Erfahrung 
des Kriegs selber, die Erfahrung eines mörde-
rischen, viereinhalb Jahre währenden Massen-
vernichtungskriegs mit Millionen von Opfern, 
wie ihn die Welt bis dahin nicht gekannt hatte. 
Friedenschließen nach totalem Krieg, dafür gab 
es keine Vorbilder. In den erschöpften, den buch-
stäblich ausgebluteten, durch den Krieg gezeich-
neten Gesellschaften war gerade in den letzten 
Kriegsjahren eine enorme Friedenssehnsucht 
entstanden, der inständige Wunsch, das Leiden 
und Sterben möge doch ein Ende nehmen.

Doch zugleich war zwischen den Kriegsgeg-
nern auch der Hass gewachsen, der sich in den 
Köpfen der Menschen festsetzte. Dieser Hass 
wirkte auf den Friedensschluss ein, der deswe-
gen kein Frieden der Versöhnung war, sondern 
eher eine Fortsetzung des Kriegs mit anderen 
Mitteln.

Aber die Problematik des Friedensschlusses 
und seiner mangelnden Akzeptanz erschöpft 
sich nicht im Zustandekommen des Friedens mit 
Deutschland und den spezifischen Bedingungen 
des Versailler Vertrags. In einer weiteren, über 
Deutschland hinausgehenden Perspektive liegt 
der Grund für die schon von den Zeitgenossen 
artikulierte Kritik an den Friedensverträgen 
und ihre immer stärkere und breiter geteilte 
Ablehnung darin, dass sich der Friedensschluss 
nach dem Ersten Weltkrieg mit Erfordernissen 
verband, die über das Friedenschließen im en-
geren Sinne weit hinausgingen. Dazu gehören 
der Zerfall der multinationalen Imperien Russ-
land, Österreich-Ungarn sowie des Osmanischen 
Reichs und die Welle der Staatsgründungen, die 
diese Erosion auslöste.

Für die Frage nach der Koexistenz verschie-
dener ethnischer Bevölkerungsgruppen boten  
Wilsons Imperativ des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker und eine Politik der Nationalisie-
rung keine befriedigende Lösung. Im Gegenteil:  
Ethnische Auseinandersetzungen und Minder-
heitenprobleme verstärkten sich, und die Idee 
des ethnisch homogenen Nationalstaats trug zu 
einer Steigerung von Konflikt und Gewalt bei, zu 
Kriegen, Bürgerkriegen, Pogromen und Vertrei-
bungen, denen von Anfang an ein genozidales 
Potenzial innewohnte.

Von außerhalb Europas, aus der kolonialen 
Welt, wirkten – ebenfalls angetrieben durch die 
Idee des Selbstbestimmungsrechts der Völker – 
Autonomiebestrebungen und Unabhängigkeits-
bewegungen auf die Pariser Verhandlungen ein. 
Doch die „Stunde Wilsons“ (Erez Manela) wur-
de auch hier zu einer gewaltigen Enttäuschung. 
Nicht die Idee nationaler Selbstbestimmung, 
sondern imperiale Machtansprüche leiteten die 
Pariser Politik der Großmächte, deren koloniale 
Reiche sich nach dem Ersten Weltkrieg noch ein-
mal vergrößerten. Die Neuordnung der Welt war 
von den Mächten des globalen Nordens gestaltet 
und von ihren Machtinteressen bestimmt.

Die Versailler Ordnung war instabil und kurz-
lebig. Dass sie letztlich keine entschiedenen und 
vor allem keine mächtigen Befürworter hatte, 
trug zu ihrem Scheitern bei, ja ermöglichte ihre 
Zerstörung. Das gilt insbesondere für die USA, 
die nicht bereit waren, ihr Gewicht und ihre 
Macht für die Aufrechterhaltung der von Ame-
rika mitgeschaffenen Ordnung einzusetzen. 
Wo die USA sich für eine konstruktive Umset-
zung der Friedensregelungen engagierten, bei-

spielsweise in der Reparationsfrage während 
der 1920er-Jahre, da wurden die Potenziale der 
Versailler Ordnung erkennbar, nicht zuletzt in 
der deutsch-französischen Verständigungspo-
litik der Ära Briand-Stresemann, die ohne die 
Stabilisierungspolitik Washingtons nicht mög-
lich gewesen wäre. Es führte kein direkter Weg 
von Versailles zu Hitler und in den Zweiten Welt-
krieg.

Ihr Scheitern diskreditierte die Versailler 
Ordnung, an die man 1945 nicht anknüpfen woll-
te. Der Zweite Weltkrieg endete ohne Friedens-
vertrag. Dennoch spiegelte sich im Ende des 
Zweiten Weltkriegs die Erfahrung von Versail-
les. Schon mit dem Ziel der bedingungslosen Ka-
pitulation zogen die Alliierten Lehren aus dem 
Kriegsende 1918, wollten eine neue Dolchstoßle-
gende verhindern und die deutsche Niederlage 
unzweideutig demonstrieren. Ganz abgesehen 
davon veränderte sich durch den Kalten Krieg 
die Grundstruktur des internationalen Systems 
von der Multipolarität zur Bipolarität. Versailles 
konnte vor diesem Hintergrund kein Referenz-
punkt mehr sein.

Das hat sich nach 1990 zu ändern begonnen. 
Nicht nur wird seither wieder deutlicher wahr-
genommen, dass wichtige Entwicklungen, aber 
auch Problem- und Konfliktkonstellationen 
der Welt des späten 20. und des beginnenden  
21. Jahrhunderts sich auf die Zeit am Ende des 
Ersten Weltkriegs zurückführen lassen. Das gilt 
beispielsweise für den heute unlösbarer denn je 
erscheinenden arabisch-israelischen Konflikt, 
dessen Genese eng mit Entscheidungen während 
des Ersten Weltkriegs und der Pariser Konferenz 
verbunden ist. In ähnlicher Weise lassen sich po-
litische Spannungen, die heute im Fernen Osten 
den Aufstieg Chinas zur globalen Supermacht 
begleiten, rückbeziehen auf Entwicklungen in 
den Jahren um 1919. Dazu gehört die tiefe Demü-
tigung, die China 1919 in Paris erfuhr, als es mit 
seinen legitimen Interessen an Japan und an den 
westlichen Mächten abprallte. Diese historischen 
Begebenheiten erklären nicht die gegenwärtigen 
Konfliktdynamiken, aber sie wirken bis heute auf 
das politische Bewusstsein in China ein.

So wie aus dem Ersten und dem Zweiten Welt-
krieg gingen die USA auch aus dem Kalten 

Krieg als Sieger hervor: zum dritten Mal im 20. 
Jahrhundert, das auch deswegen das „amerika-
nische Jahrhundert“ gewesen ist. Der Erwar-
tung eines amerikanisch bestimmten Friedens 
1918/19 entsprach die Vorstellung einer „Pax 
Americana“ nach 1990. Der Vorstellung, der 
Erste Weltkrieg sei der Krieg gewesen, der alle 
Kriege beendete, entsprach nach 1990 die Idee 
vom „Ende der Geschichte“.

Doch gerade der Rückzug der USA aus den 
von Woodrow Wilson maßgeblich bestimmten 
globalpolitischen Strukturen trug entschei-
dend dazu bei, dass die internationale Ordnung 
der Zwischenkriegszeit so instabil und kon-
flikthaft blieb. Ein gemeinsames Interesse der 
großen Mächte einschließlich Deutschlands, 
die 1919 entstandenen Strukturen gemein-
sam zu tragen und dadurch zu festigen, gab es 
nicht. Der Völkerbund und andere multilatera-
le Strukturen wurden dadurch geschwächt, ja 
sie gingen daran zugrunde. Eine massive Rena-
tionalisierung der Politik, über weite Strecken 
und nicht nur im deutschen Falle gepaart mit 
einem aggressiven Nationalismus, war die Fol-
ge.

Auch in der Welt der Gegenwart bestimmen 
nationale Einzelinteressen und unilaterales Han-
deln die Weltpolitik immer stärker. Das gilt für 
die USA, wo Donald Trump eine in die 1990er-Jah-
re zurückreichende Entwicklung ins Extreme 
treibt und dabei nicht nur den Transatlantizismus 
des 20. Jahrhunderts zerstört. Es gilt für China, 
das selbstbewusst und aggressiv seinen globalen 
Machtanspruch geltend macht. Es gilt aber auch 
für Russland, dessen Unilateralismus von Völker-
rechtsverletzungen gekennzeichnet ist, am deut-
lichsten in der Annexion der Krim und der Ein-
mischung in den ukrainischen Bürgerkrieg, dem 
die internationale Staatengemeinschaft kaum et-
was entgegenzusetzen hat, vor allem keinen ge-
meinsamen Handlungswillen. Darunter leiden 
wie der Völkerbund in den 1930er-Jahren all jene 
internationalen Strukturen und Organisationen, 
die anders als man das nach 1990 erwartete, nicht 
stärker, sondern schwächer geworden sind, weil 
sie unilateralem Handeln im Wege stehen.

Europa ist keineswegs frei von solchen Dyna-
miken der Renationalisierung, die die Gemein-
samkeit und den Zusammenhalt der EU gefähr-
den. Die Fliehkräfte nehmen zu. Dafür steht nicht 
nur der Brexit. Das Friedensnarrativ, in der zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts angesichts der 
Erfahrungen zweier Weltkriege, aber auch einer 
krisengeschüttelten Zwischenkriegszeit kons-
titutiv für die Einigung Europas, verblasst und 
verliert an Wirkung. Deutschland, Europa und 
die Welt sind wieder anfällig geworden für Nati-
onalismus, Identitarismus und Vorstellungen von 
Souveränität durch Abschottung, für jene „alten 
Dämonen“, wie sie der französische Präsident 
Emmanuel Macron am Jahrestag des Waffenstill-
stands von 1918 mit Blick auf die Zeit nach dem 
Ersten Weltkrieg nannte. Damals zerstörten sie 
innerhalb weniger Jahre die Ansätze einer fried-
lichen internationalen Ordnung und mit ihr, weit 
über Europa hinaus, die Hoffnungen auf Freiheit 
und Demokratie.

In der Tat erinnert der Wiederaufstieg von Na-
tionalismus, Populismus und Autoritarismus in 
Europa und der Welt an die Krise Europas und 
der Welt in den Jahren nach 1919. Damals stell-
ten ein nicht verarbeiteter Krieg, ein ungewollter 
Frieden und, auch in deren Folge, eine tiefe wirt-
schaftliche Krise die liberale Demokratie in Fra-
ge, und in vielen Ländern gelangten autoritäre 
Regierungen an die Macht. Die Vorstellung einer 
liberalen Nachkriegsordnung, in der Sieger und 
Besiegte gleichermaßen friedlich und frei leben 
sollten, sie blieb nach dem Ersten Weltkrieg eine 
kurzlebige Illusion.

Eckart Conze ist Professor für  
Neuere Geschichte in Marburg.  

Im vergangenen Jahr ist im Siedler Verlag  
sein Buch „Die große Illusion. Versailles 1919  

und die Neuordnung der Welt“  
erschienen.

Frieden und Kanonenfutter: Der australische Künstler Will Dyson legte  
in seiner den Versailler Vertrag kritisierenden Karikatur dem französischen  
Ministerpräsidenten Georges “The Tiger” Clemenceau die Worte in den Mund: 
„Erstaunlich, ich vermeine ein Kind weinen zu hören.“
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Im Mai 1950 erhielt Bundeskanzler Konrad Ade-
nauer ein Schreiben von Robert Schuman, das 
Europa grundlegend verändern sollte. Der fran-

zösische Außenminister schlug darin eine euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 
vor, welche die Steinkohle-, die Eisenerz- sowie die 
Eisen- und Stahlindustrie vereint. Schumans Idee, 
der ein Konzept des französischen Unternehmers 
Jean Monnet zugrunde lag, war geeignet, Frieden 
zwischen den beiden „Erbfeinden“ zu schaffen. Ein 
ganzes Jahrhundert lang war die Rhein-Ruhr-Regi-
on mit ihren für die Rüstungsindustrie wichtigen 
Kohle- und Eisenerzvorkommen Ursache für Krie-
ge zwischen Frankreich und Deutschland gewesen. 
Die EGKS war das Instrument, das die Feindschaft 
zwischen den beiden Ländern beenden würde. Sie 
war eine Initiative zum Frieden.

Adenauers Antwort kam schon einen Tag später, 
am 8. Mai. Der Bundeskanzler bedauerte in seiner 
Antwort, dass das deutsch-französische Verhältnis 
in den vergangenen Wochen und Monaten „erheb-
liche Rückschläge“ erlebt habe. „Es ist mir eine be-
sondere Freude, daß nunmehr mit diesem Plan der 
französischen Regierung die Beziehungen zwischen 
unseren beiden Ländern, die in Mißtrauen und Re-
serve zu erstarren drohten, einen neuen Auftrieb zu 
konstruktiver Zusammenarbeit erfahren.“ Er wer-
de „glücklich sein, wenn diese von mir seit 1925 ver-
folgten Gedanken Wirklichkeit werden.“ Am 9. Mai 
machte Schuman seine Initiative auf einer Presse-
konferenz öffentlich.

Die Idee einer europäischen Union war tatsäch-
lich nicht neu. Das Manifest einer modernen euro-
päischen Idee stammt vom österreichischen Graf 
Richard Nikolaus von Coudenhove-Kalergi, veröf-
fentlicht 1923 in seinem Buch „Pan-Europa“. Er be-
gründete die Paneuropa-Union. Darin wurde er von 
bedeutenden Intellektuellen wie Albert Einstein, 
Sigmund Freud und Thomas Mann sowie von Politi-
kern wie Aristide Briand und  Konrad Adenauer un-
terstützt.

Im September 1929, zehn Jahre vor Beginn des 
Zweiten Weltkriegs, unterbreitete der französische 
Außenminister Briand die Idee einer europäischen 
Föderation. Der deutsche Außenminister Gustav 
Stresemann schlug eine einheitliche europäische 
Währung vor. Doch die Weltwirtschaftskrise be-
grub diese Idee unter sich.

Nach dem Zweiten Weltkrieg war den Regierun-
gen der europäischen Länder bewusst, dass ihre 
Sicherheit und Prosperität von Entscheidungen ab-
hängig sind, die andere treffen. Der entscheidende 
Beweggrund für die Integration der Alten Welt war 
aber der Wunsch nach dauerhaftem Frieden. Des-
halb waren sich die Europäer darin einig, dass die 
wichtigsten Entscheidungen auf internationaler 
Ebene auf der Grundlage gemeinsam erarbeiteter 
Rechtsnormen getroffen werden müssten.

Die Idee einer europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl stieß aber auch auf Ablehnung. Sie 
bereitete vielen Angst: Sollte man etwa die nationa-
le Industrie der Kontrolle supranationaler Struk-
turen unterstellen? Doch genau diese Idee, über 
die Staatsgrenzen hinauszugehen und die Wirt-
schaft ganz Westeuropas zu vereinen, erwies sich 
als äußerst gedeihlich. Aus dem geeinten Europa 
ist ein gigantischer Wirtschaftsmechanismus ge-
worden, der ein für andere unvorstellbares Ent-
wicklungstempo, hohe Standards für Waren und 
Dienstleistungen und einen beneidenswerten Le-
bensstandard vorgibt. 

Die Außenminister der sozialistischen Staaten 
deuteten die Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
gänzlich falsch. Sie diene dazu, das Rüstungspoten-
zial Westdeutschlands zu restaurieren, um einen 
neuen Krieg in Europa vorzubereiten und die west-
deutsche Wirtschaft auf die Pläne des anglo-ameri-
kanischen Militärblocks einzustellen.

Aber Moskau verließ sich darauf, dass sich die Wi-
dersprüche zwischen den imperialistischen Mäch-
ten verschärfen würden. Frankreich und Italien 
galten als Schwachstelle, da es dort nach dem Krieg 
starke kommunistische Parteien gab. Das Außen-
ministerium meldete Stalin Erfolge der sowjeti-
schen Diplomatie, die versuchte, die Unstimmigkei-
ten zwischen Westeuropa und den USA zu befeuern.

Seit März 1949 war Andrej Wyschinskij Chef der 
sowjetischen Diplomatie, verachtet und verflucht 
von fast jedem, der ihn näher kannte. Als General-
staatsanwalt hatte er die scheußlichsten Schaupro-
zesse im Moskau der 1930er-Jahre geführt. Warum 
machte ihn Stalin zum Außenminister? Der Kalte 
Krieg war in vollem Gange und Wyschinskij war die 
Waffe des Kalten Kriegs. Möglicherweise ging der 
sowjetische Führer davon aus, dass nunmehr die 
Zeit der Verhandlungen zu Ende gehe. Vorbei die 
Zeit sich zu verständigen, jetzt waren Schmähungen 

an der Reihe. Darin war Wyschinskij unschlagbar, 
sein Vokabular für gegenerische Politiker unüber-
trefflich, er nannte sie ausgekochte Schlitzohren, 
nichtswürdige Kreaturen, Schurken, Banditen, ab-
gefeimte Kerle, erbärmliche Volksverführer. In der 
UN konnte er mit dem Finger auf einen beliebigen 
Außenminister deuten und sagen: „Der da ist der 
Kriegstreiber!“

Wyschinskij verübelte man das nicht. Für einen 
Gentleman hielt ihn sowieso niemand. Er war eine 
Art Attraktion, ein erstklassiger Entertainer, wie 
man heute sagen würde. Er inszenierte Vorstel-
lungen und die ausländischen Diplomaten kamen 
herbeigeeilt, um ihn zu sehen. Der amerikanische 
Botschafter in Moskau, George Kennan, drückte es 
folgendermaßen aus: „Wyschinskij stieß den Auf-
schrei des misstrauischen und heimlichtuerischen 
Russlands gegen die angebliche Feinseligkeit der 
übrigen Welt aus.“

Unter den westlichen Diplomaten gab es keinen 
solchen wortgewaltigen Vertreter. Seine rechte 
Hand, der stellvertretende Leiter der sowjetischen 
Vertretung bei den Vereinten Nationen und spätere 
UN-Botschafter, Oleg Trojanowskij, erinnerte sich 

an eine Rede Wyschinskijs vor dem großen Audito-
rium, die er dolmetschte. Wyschinskij meinte, die 
Sowjetunion werde zu Unrecht attackiert: „Zu Un-
recht nennt man uns auch Totalitaristen.“ Troja-
nowskij kam dieses Wort so gar nicht recht über die 
Lippen. Der schlagfertige Wyschinskij beugte sich 
zum Mikrofon und sagte: „Sehen Sie, wir können 
dieses Wort nicht einmal aussprechen!“

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl wurde trotzdem am 18. April 1951 in Paris ge-
gründet, sechs Staaten beteiligten sich: Frankreich, 
die Bundesrepublik Deutschland, Italien, Belgien, 
die Niederlande und Luxemburg. Der Vertrag wur-
de im Gebäude des französischen Außenministeri-
ums am Quai d`Orsay unterzeichnet.

Der Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft erfor-
derte Tatendrang und Risikobereitschaft. Dazu war 
die britische Führung zu jener Zeit nicht in der Lage. 
Sie lehnte die Teilnahme ab. Es war der größte Fehler 
der britischen Nachkriegspolitik. Der neue Außen-
minister, Herbert Morrison, sagte dazu: „Das ist kei-
ne gute Idee. Wir werden uns nicht daran beteiligen. 
Unsere Bergleute würden dies nicht akzeptieren.“ 
Darüber hinaus wähnte sich das Vereinte König-

reich im Glauben, noch immer eine Großmacht zu 
sein und lehnte aus diesem Grund auch das Prinzip 
der europäischen Wirtschaftsintegration ab.

Stattdessen befürwortete Paris diese Idee. Die 
französischen Politiker hatten die Wahl: Entweder 
ein starkes atlantisches Bündnis, das von den Verei-
nigten Staaten dominiert wird, oder ein starkes Eu-
ropa, in dem Frankreich eine führende Rolle spielen 
kann.

 „Großbritannien glaubt nicht, dass Frankreich 
und die anderen europäischen Länder einem 
möglichen sowjetischen Angriff widerstehen 
können und wollen“, erklärte Jean Monnet, der 
Wegbereiter der europäischen Einigungsbestre-
bungen. „Die Briten sind der Ansicht, dass Kon-
tinentaleuropa in diesem Krieg besetzt, ihr Land 
jedoch mit Hilfe der Amerikaner überleben wird. 
Aus diesem Grunde will es nicht, dass seine Poli-
tik von Europa bestimmt wird.“

Erst 1973 trat Großbritannien der Europäischen 
Gemeinschaft bei, zeitgleich mit Irland und Dä-
nemark. 2016 kamen die Briten wieder zu dem 
Schluss, dass sie allein besser zurechtkommen 
werden.

Der Wirtschaftsunion zur Seite stand ein Mili-
tärbündnis. Im März 1948 unterzeichneten Belgi-
en, Luxemburg, die Niederlande, Großbritannien 
und Frankreich den Brüsseler Vertrag über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Zusammenar-
beit und über kollektive Selbstverteidigung. Den 
ersten fünf Staaten schlossen sich weitere fünf eu-
ropäische Länder an – Dänemark, Island, Italien, 
Norwegen und Portugal. Doch um eine effiziente 
Verteidigung aufzubauen, fehlte den Europäern 
Amerika.

Als Folge des Kriegs gab es eine gigantische Ver-
schiebung bei der Neuverteilung der Kräfte. Su-
permächte – die Sowjetunion und die Vereinigten 
Staaten – erschienen auf der Bildfläche. Keine ein-
zige europäische Großmacht war mehr vorhanden.

Das Nachkriegseuropa lebte in Angst und Schre-
cken vor sowjetischen Panzern. Der französische 
Außenminister George Bidault sagte, offenbar ge-
kränkt, zum amerikanischen Botschafter: „Uns 
nimmt man hier ins Visier und Ihre Leute sitzen 
auf der anderen Seite des Ozeans.“

Am 4. April 1949 unterzeichneten zehn euro-
päische Staaten sowie die Vereinigten Staaten 
und Kanada den Washingtoner Vertrag über die 
Gründung der Nato. In Artikel 5 ist der sogenann-
te Bündnisfall formuliert: „Die Parteien vereinba-
ren, dass ein bewaffneter Angriff gegen eine oder 
mehrere von ihnen in Europa oder Nordamerika 
als ein Angriff gegen sie alle angesehen wird.“ Alle 
Mitgliedsstaaten verpflichteten sich zur Beihilfe, 
„um die Sicherheit des nordatlantischen Gebiets 
wiederherzustellen und zu erhalten“.

Am meisten widersetzte sich der US-Senat der 
Gründung der Nato, da der Nordatlantikvertrag 
die Stationierung von vier amerikanischen Divisi-
onen auf dem europäischen Kontinent vorsah. Die 
Amerikaner wollten jedoch keine weiteren Trup-
pen über den Ozean entsenden und andere Länder 
schützen.

Mokau empfand die Entstehung der Nato als 
feindseligen Akt. Millionen junger Menschen in der 
Sowjetunion, Soldaten, Offiziere und Studenten der 
zivilen Hochschulen, mussten sich mit der Struk-
tur des aggressiven Nato-Blocks auseinandsetzen. 
„Man muss das Gesicht des Feindes kennen“, hieß 
es in der Sowjetunion. Hauptfeind waren die USA 
und die Nato, ein kriegerischer Konflikt schien un-
vermeidbar.

Als ebenso feindliche Struktur galt der gemein-
same europäische Markt, der binnen kurzer Zeit 
zur Europäischen Union werden würde. In Moskau 
war man nach wie vor der Überzeugung, dass in 
der Nato und der EU die Vereinigten Staaten über 
alles entscheiden und man sich deshalb mit den 
Amerikanern befassen muss.

Die Europäische Union als solche wurde nicht 
ernst genommen. Wie sehr man mit dieser Linie 
falsch lag, war nur wenigen bewusst. Am Wende-
punkt der Epoche wurde dies dann deutlich: „Wir 
sind von Ländern umgeben, mit denen es eine 
Masse ungelöster Probleme gibt“, sagte Alexan-
der Bessmertnych, der 1991 Außenminister wur-
de. „Wir werden diese Länder jedoch übergehen.“ 
Im Bemühen, die Nato-Erweiterung zu verhin-
dern, haben Moskaus Diplomaten mit Amerika und 
Westeuropa gesprochen, aber nicht mit den osteu-
ropäischen Ländern selbst.

Dass einstige Verbündete des Warschauer Pakts 
darum ersuchten, der Nato und der Europäischen 
Union beizutreten, war für Moskau eine böse 
Überraschung. Doch die Osteuropäer träumten 
von der Nato und der EU, wie Aschenbrödel einst 
vom Ball des Königs geträumt hatte. Sie glaubten, 
dass die Nato der Klub ist, in dem sie ihren Prinzen 
treffen werden. Für sie war die Nato-Mitgliedschaft 
eine verlässliche Sicherheitsgarantie und der EU-
Beitritt eine unabdingbare Voraussetzung für eine 
erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung.

Die Erweiterung der Nato und der EU sind die 
wichtigsten Ereignisse nach dem Zerfall der Sowje-
tunion. Die strategischen Folgen werden noch über 
Jahrzehnte zu spüren sein. Die Erweiterung der 
Nato stellt für die russischen Politiker die größte 
Bedrohung dar. Sie sind der Ansicht, dass dies der 
Versuch sei, Russland in die Isolation zu drängen. 
Tatsächlich liegt der entscheidende Unterschied, 
der Europa von seinen Nachbarn trennt, ohne 
Zweifel in der Lebensqualität. 

Leonid Mletschin ist ein  
vielfach ausgezeichneter russischer Print- und  

Fernsehjournalist sowie Autor zahlreicher Bücher,  
darunter zeithistorische Werke und eine  
Breschnew-Biografie. Er lebt in Moskau.

Eine Initiative zum Frieden 
Ungeachtet des wachsenden Euroskeptizismus und des Brexits schließt sich Europa weiter zusammen.  

Moskau blickte stets misstrauisch auf diese Vereinigung
VON LEONID MLETSCHIN

Partner im Frieden: Konrad Adenauer (rechts), damals nicht nur Bundeskanzler, sondern gleichzeitig Außenminister, mit seinem französichen Amtskollegen Robert Schumann auf dem Titel einer Broschüre, 1951.
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Das Streben nach  
dem Anderen 
Die Übersetzerin Tatjana Baskakova über ihre Arbeit und ihre Beobachtungen unter Deutschen
 
VON ANDREI ARCHANGELSKI

Petersburger Dialog: In der Ge- 
schichte hat sich das Schicksal 
Deutschlands und Russlands des 
Öfteren miteinander verflochten, 
durchaus auch tragisch. Der Wunsch, 
die Welt auseinanderzunehmen 
und wieder zusammenzusetzen, die 
Faszination für soziale Utopien und 
gleichzeitig das Verlangen, der Welt 
zu entfliehen, spürt man bei den Au-
toren, die Sie übersetzt haben: Hans 
Henny Jahnn, Arno Schmidt, Rein-
hard Jirgl. Russland und Deutschland 
muten wie historische Doppelgänger 
an, finden Sie nicht auch?

Tatjana Baskakova: Der Grund dieser 
Neigung zu Utopien besteht darin, dass 
Russland und Deutschland zur fragli-
chen Zeit nicht die am weitesten entwi-
ckelten Länder waren. Deshalb litten sie 
an den gleichen Krankheiten. Aber ei-
gentlich bin ich selbst Utopistin, ich bin 
schließlich Übersetzerin geworden, das 
ist ein Beruf, der in meinem Land nicht 
sehr gefragt ist.
Die von Ihnen genannten Autoren inter-
essieren mich, weil sie in das Leben des 
Lesers etwas hineinbringen, was man 
mit dem unübersetzbaren deutschen 
Wort „Sehnsucht“ bezeichnet; das be-
deutet im weitesten Sinne ein „Streben 
nach dem Anderen“. In den 1990er-Jah-
ren lebte ich in dem euphorischen Glau-
ben, wir könnten von nun an ohne Bar-
rieren miteinander kommunizieren. Ich 
fing an, durch Deutschland zu reisen, 
und zwar durch das ländliche Deutsch-
land, und dabei wurde mir klar, dass es 
einen großen Unterschied zwischen uns 
gibt.
Einmal kam ich mit meinem Fahrrad in 
ein kleines Städtchen. Und dort steht, 
wie üblich, ein Rathaus. Aus dem 16. 
oder 17. Jahrhundert. Was ist ein Rat-
haus? Ein „Stadt-Sowjet“, ein „Stadt-
rat“. Und das bedeutet ja nichts anderes, 
als dass sich schon zu jenen Zeiten die 
Bürger dort versammelt haben, um ei-
genständig über ihre Angelegenheiten 
zu entscheiden. Vielleicht nicht immer 
unbedingt gut, das mag sein. 
Aber immerhin hat sich in Deutschland 
diese Tradition der Selbständigkeit und 
Verantwortlichkeit entwickelt, in Russ-
land jedoch nicht. Dabei war noch im 
19. Jahrhundert kaum ein Unterschied 
zwischen den beiden Ländern zu be-
merken. Sogar die gemeinsame totalitä-
re Erfahrung des 20. Jahrhunderts, die 
faschistische auf der einen, die sowje-
tische auf der anderen, verbindet uns 
miteinander. Nur nicht die Tradition 
selbständigen Handelns.
Ich habe noch die Breschnew-Zeit er-
lebt. Ich hatte an der Moskauer Univer-
sität studiert und wollte mein Studium 
in Leningrad fortsetzen. Das gelang mir, 
aber ich konnte dort nur illegal arbeiten 
und leben, weil ich ohne Registrierung 
keine offizielle Arbeitsstelle anneh-
men durfte. Das Aktionsfeld eines So-
wjetmenschen war sehr eng begrenzt. 
Aus diesem Grund hat sich das Gefühl, 
nichts verändern zu können, tief in uns 
eingeprägt. Und obwohl ich ja etwas tue, 
Petitionen unterschreibe und derglei-
chen, sitzt das doch tief in mir drin. In 
Deutschland, vor allem im Westen, ist 
die Situation anders. Dort interessiert 
man sich sehr lebhaft für Politik.

Kann man sagen, dass die deutsche 
politische Aktivität mit einer  
professionellen Ethik gekoppelt ist?
Es gibt dort weder Angst noch das Ge-
fühl der Hoffnungslosigkeit. Ich habe 
eine Freundin in Deutschland, sie ist 76 
Jahre alt. Als die Perestroika begann, 
sammelte sie Geld, kaufte Medikamen-
te und Spritzen und brachte sie nach 
St. Petersburg. Und sie beschloss, jedes 
Jahr einem Schüler die Ausbildung an 
der deutschen Schule in Petersburg, der 
Peterschule, zu bezahlen. Und das tut 
sie bis heute. Sie sagt ganz oft: „Uns geht 
es viel zu gut. Und ich fühle mich dabei 
nicht wohl.“ Sie empfindet moralisches 

Unbehagen für ihr Wohlergehen und 
möchte etwas für andere tun.
Ich komme in Deutschland haupt-
sächlich mit Menschen meines Berufs 
zusammen, mit Übersetzern, und ich 
möchte ausdrücklich auf ihre ausge-
zeichnete Berufsethik hinweisen. 2011 
wurde in Russland ein Institut für Über-
setzung gegründet, das sich zum Ziel 
gesetzt hat, die Verbreitung der russi-
schen Literatur im Ausland zu fördern. 
Dort legte man das Programm „100 klas-
sische russische Bücher“ auf und setzte 
sich mit ausländischen Verlagen in Ver-
bindung, damit diese die Liste im Gan-
zen publizierten. Aber obwohl das Ins-
titut auch Fördermittel anbot, stieß das 
Projekt in Deutschland auf harsche Ab-
lehnung. Das liegt daran, dass ein deut-
scher Verleger oder ein Übersetzer kei-
ne Bücher macht, die ihm aufgedrängt 
werden. Sie sind es gewohnt, Autoren zu 
übersetzen und zu veröffentlichen, die 
sie persönlich interessant finden. 

Welche Motivation herrscht bei  
heutigen deutschen Übersetzern vor? 
Wo liegt ihr Interesse an der  
russischen Kultur?
Auf der Frankfurter Buchmesse wur-
de einer deutschen Übersetzerin eine 
ähnliche Frage gestellt: Was gibt es in 
der russischen Kultur, das die deutsche 
nicht hat? Der Frager wollte unterstrei-
chen, dass die russische Literatur eine 
besondere ist, deshalb kümmert man 
sich auch bei uns – auf staatlicher Ebe-
ne – nur um die Förderung russischer 
Literatur im Ausland, nicht aber um die 
Unterstützung unserer Übersetzer. Die 
Deutschen dagegen interessieren sich 
für jede andere Kultur. Ein deutscher 
Übersetzer aus dem Russischen liebt na-
türlich die russische Sprache, aber nicht 
die „Sprache im Allgemeinen“, sondern 
die besondere Sprache der Autoren, für 
die er sich interessiert.
Eine bekannte deutsche Übersetzerin 
hat „Petersburg“ von Andrei Bely über-
setzt, auch das gesamte Werk von War-
lam Schalamow. Sie hat auch „Die Bau-
grube“ von Andrei Platonow übersetzt, 
und allein dafür brauchte sie vier Jahre, 
so war es auch mit dem Verlag verein-
bart. In Russland würde kein Verlag 
so lange auf eine Übersetzung warten. 
Andererseits möchte die Übersetzerin 
auch nicht, dass man ihr vorschreibt, 
wen sie zu übersetzen hat. In der Re-
gel verliebt sich ein Übersetzer in die 
Sprache oder die Figuren eines Schrift-
stellers. Es geht also nicht nur um die 
Sprache.

Wahrscheinlich ist das Interesse an 
der russischen Kultur unter ande-
rem mit einem Gefühl der kollekti-
ven Schuld verbunden. Der Schau-
spieler Lars Eidinger, der in dem Film 
„Mathilde“ Nikolaus II spielt, erzählte 
mir, das Schuldgefühl gehe so weit, 
dass die Deutschen heute auf den Ge-
brauch von Wörtern verzichten, die 
durch den Nationalsozialismus kon-
taminiert wurden. 
Ja, das ist so. Überhaupt spielen die Vor-
stellungen anständigen und unanstän-
digen, genau genommen sittlichen und 
unsittlichen Verhaltens in Deutschland 
eine große Rolle. Dem Kern nach ist das 
ein inoffizieller Kodex, der die Bezie-
hungen in der Gesellschaft reguliert. 
Wer beispielsweise Witze über Juden 
oder Flüchtlinge macht, wird aus gewis-
sen Kreisen ausgeschlossen. So etwas 
wird als ungeheuerlich und verletzend 
wahrgenommen. In Russland reagiert 
man auf chauvinistische Äußerungen 
nicht mit solcher Heftigkeit. 

Welche Frage ist heute am heikelsten 
für deutsche Intellektuelle?
Die brisanteste Frage ist heute das Ver-
hältnis zu den Migranten. Unter den 
Intellektuellen ist eine Position weit 
verbreitet, die sagt: Wir haben kein 
Recht, Menschen Schutz zu versagen, 
denen zu Hause eine reale Gefahr droht. 

Aber dann passiert ein weiterer Mord 
oder eine Vergewaltigung durch einen 
Migranten. Der Idealismus – wenn die-
ses Wort hier angebracht ist – prallt mit 
einer harten Realität zusammen. Ein 
Teil der Bevölkerung ist gegen Migran-
ten gestimmt, der andere Teil, der mir 
nähersteht, ist davon überzeugt, der 
Staat müsse einfach nur vernünftig sei-
ne Arbeit mit den Migranten organisie-
ren. Das Verhältnis zu den Migranten 
wird von den deutschen Intellektuellen 
vor allem als moralische Schuld emp-
funden. Andererseits sind sie beunru-
higt über das Anwachsen der migran-
tenfeindlichen Stimmung und die 
wachsende Unterstützung rechter Par-
teien durch die Bevölkerung. 

Sind die psychologischen Unter-
schiede zwischen den Menschen,  
die auf beiden Seiten der Berliner 
Mauer gelebt haben, für die deutsche  
Literatur immer noch ein Thema?
Ost- und Westdeutsche haben sich in 
wesentlichen Hinsichten angenähert, 
vieles hat sich verändert. Aber die Er-
innerung an die sowjetischen Zeiten 
ist geblieben – und das ist verständ-
lich. Das zentrale Trauma war natür-
lich ein psychologisches: Die Mehrheit 
der Menschen hat ihre frühere gesell-
schaftliche Stellung verloren. Und man 
darf auch nicht vergessen, dass viele 
Ostdeutsche, genau wie bei uns in Russ-
land, die sozialistische Ideologie in gu-
tem Glauben angenommen hatten.
Ich habe gerade die Übersetzung eines 
deutschen Romans beendet, der den 
Versuch unternimmt, über die Vergan-
genheit und die Gegenwart Deutsch-
lands nachzudenken. Der Roman setzt 
ein am Vorabend des Ersten Welt-
kriegs, als totalitäre Ideen in harmlo-
sen Gesellschaften, etwa in Gesangsver-
einen, zu wachsen begannen. Der Autor 
interpretiert diesen Prozess der Ent-
wicklung der nationalistischen Ideo-
logie als einen Ausdruck sozialen In-
fantilismus, als ein Streben nach einer 
starken „Vaterfigur“. Die Rolle eines 
solchen Vaters hat eine Zeitlang Hitler 
gespielt, der seine Landsleute von dem 
Gefühl der Verantwortung für „auf Be-
fehl von oben“ begangene reale Verbre-
chen befreite. Nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs war es das Ideal das wirt-
schaftlichen Wiederaufbaus, das „um 
jeden Preis“ erreicht werden musste, 
auch wenn der Preis war, ehemalige 
Nazi-Beamte auf ihren alten Posten zu 
belassen.
Diese negative Tendenz wurde lediglich 
im Jahr 1968 unterbrochen, von Men-
schen, deren Jugend in die Nachkriegs-
jahre fiel. In der DDR gab es eine solche 
ernsthafte Aufarbeitung der Vergan-
genheit nicht. Aber in der DDR war die 
Sowjetmacht nicht so lange existent 
wie bei uns, und wie es aussieht, hat sie 
die Menschen nicht so stark verändert.
In Uwe Tellkamps Buch „Der Turm“ 
über die letzten Jahre der DDR, aus 
dem ich nur ein Stück übersetzt habe, 
gibt es eine interessante Beobachtung. 
Offenbar hat sich in Ostdeutschland 
trotz der sowjetischen Ideologie auf 
irgendeine Art und Weise eine Mittel-
klasse erhalten, mit den Traditionen 
der bürgerlichen Gesellschaft, der Nei-
gung zur Kultur, zu Musik, zu Goethe 
und so weiter. Dies alles kombinierte 
sich mit den rohen Formen der Sow-
jetherrschaft: Zum Beispiel konnte man 
nicht gleich nach der Schule an die Uni-
versität, sondern musste zuerst seinen 
Dienst in der Armee ableisten, so wie es 
auch der Autor des Buchs erlebt hat.

Gibt es in Deutschland etwas, das  
unserem Begriff der Intelligenzija 
vergleichbar wäre? 
Ich glaube, das gibt es. Ich habe einige 
Zeit mit einem deutschen Stipendium 
in der winzigen Stadt Worpswede ge-
wohnt, in einer ehemaligen Künstlerko-
lonie. Zu meiner Überraschung wurde 
ich gebeten, einen Vortrag über meine 

Übersetzungen zu halten. Ich war mir 
nicht sicher, ob sich jemand dafür inte-
ressieren würde, aber der Saal war voll. 
Ich sprach über die Übersetzung von 
Arno Schmidt. Er ist einer der größten 
deutschen Schriftsteller der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts, aber er ist 
schwer zu erfassen. Man sollte also mei-
nen, er würde nicht von einem breiten 
Publikum gelesen, nicht wahr? Aber die 
Menschen diskutierten nach meinem 
Vortrag lebhaft über ihn, sie stellten 
Fragen und stritten sich. Ich fragte mich 
– was sind das für Leute? Wahrschein-
lich Angestellte aus der Umgebung, 
Rentner, kleine Hausbesitzer, ganz ge-
wöhnliche Leute. 

Was ist für Sie die deutsche  
Sprache?
Eigentlich habe ich zuerst aus dem 
Französischen und Englischen über-
setzt, ein wenig aus dem Italienischen. 
Dann fiel mir zufällig ein Buch von Arno 
Schmidt in die Hand, der mir damals 
noch vollkommen unbekannt war. Ich 
empfand seine Sprache, und das Deut-
sche überhaupt, als extrem geschmei-
dig.
In der russischen Sprache ist die Wort-
stellung frei, anders als im Französi-
schen und Englischen. Nur die Deut-
schen können die gleiche Freiheit 
erreichen: Sie zerstören die streng fest-
gelegte Wortstellung im Satz, welche die 
Grammatik quasi fordert, und führen 
ein Moment der Fragmentierung ein. Im 
Deutschen ist es möglich, Worte völlig 
neu zusammenzusetzen, wie aus Bau-
steinen, und dabei in einem Wort unter-
schiedliche Wurzeln zu verbinden. Das 
gibt einem einen großen Freiraum für 
die Bildung ausdrucksstarker Wörter, 
die ganz zauberhaft sind, aber schwer 
zu übersetzen. Das ist immer eine Her-
ausforderung. Ich bin einfach berauscht, 
wenn ich sehe, wozu die deutsche Spra-
che fähig ist, wenn ich ihre grenzenlose 
Beweglichkeit und Freiheit spüre.
Wahrscheinlich hat das auch damit zu 
tun, dass der Beginn der modernen 
deutschen Sprache mit Luthers Bibel-
übersetzung zusammenfällt. Um eine 
korrekte Übersetzung zu erreichen, 
musste er seine eigene Sprache im-
mer wieder brechen. Deutsche Autoren 
scheuen sich nicht, antike, also griechi-
sche oder lateinische, Konstruktionen 
aufzunehmen.
Bei uns sagt man oft, man müsse 
„die russische Sprache schützen“. In 
Deutschland gab es diese Pietät der  
eigenen Sprache gegenüber nicht. Die 
Deutschen sahen in dieser Zerstörung 
im Gegenteil eine Bereicherung oder ei-
nen Neubau der Sprache.
Unmittelbar nach dem Krieg waren 
zwar die Experimente mit der Sprache 
vergessen. Paul Celan, zum Beispiel, der 
in Czernowitz geboren wurde, aber auf 
Deutsch schrieb, wurde in Deutschland 
zunächst nicht gut aufgenommen. Die 
Rezensenten schrieben, er verspotte die 
Sprache, weil er kein echter Deutscher 
sei. Heute gilt Celans Poesie als Gipfel 
der deutschen Sprache, weil sie un-
glaublich reich an Bedeutungsnuancen 
ist und dabei doch lakonisch. So würde 
man heute gern reden.
Diese Sprache ist „nach der Katastro-
phe“ entstanden, aber sie ist gleichzei-
tig durchdrungen von Verweisen auf 
die alte Dichtung. Die ersten Überset-
zungen Celans in Russland genügen den 
Originalen nicht, aber im Laufe der Zeit 
sind sie immer vollkommener gewor-
den. Aber so ist das, Übersetzung ist ein 
langes, manchmal endloses Gespräch 
mit einem Schriftsteller, und in jeder 
Etappe dieses Gesprächs offenbart sich 
etwas Neues. Übersetzen ist ein Dialog, 
der immer wieder von neuem beginnt.

Andrei Archangelski  
ist Kulturredakteur der Zeitschrift  

Ogonjok.

Tatjana Baskakova ist eine führende russische Übersetzerin und Germanistin.  
Sie übersetzte Robert Walser, Alfred Döblin, Reinhard Jirgl, Paul Celan, Arno Schmidt,  
Hans Henny Jahnn. Sie erhielt den Andrei-Bely-Preis für Verdienste um die russische  
Literatur, den Schukowski-Preis für die „Verbreitung deutscher Literatur in Russland“,  
und einen deutschen Übersetzerpreis.
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Im Rahmen des deutsch-russischen ökologischen  
Dialogs begann kürzlich ein neues bilaterales Projekt: 
„Klimafreundliches Abfallmanagement in der  

Russischen Föderation“. Julia Grishchenkova, Landesdirek-
torin der Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) in Russland, spricht über die Ziele und Aufgaben des 
Projekts und deren Korrelation zu der gerade im  
Januar in Russland angefangenen Reform im Abfallsektor.

Petersburger Dialog: Was versteckt sich hinter  
dem Begriff „klimafreundliche Abfallwirtschaft“?
Julia Grishchenkova: Klimaneutral ist dem Sinn nach 
am besten mit dem deutschen Wort „klimafreundlich“ zu 
übersetzen, wörtlich „der Natur gegenüber freundlich ge-
sinnt“. Darunter versteht man moderne, ökologisch sichere 
Technologien und Organisationsprinzipien im Bereich der 
Abfallwirtschaft, wodurch negative Einflüsse auf Umwelt 
und Klima vollständig reduziert oder zumindest minimiert 
werden. 

Welche grundlegenden Ziele und Aufgaben hat  
das Projekt?
Das Projekt soll den zuständigen staatlichen russischen 
Institutionen fachliche und methodische Unterstützung 
bei der Umsetzung der Reform im Abfallbereich leisten. 
Unsere grundlegende Aufgabe besteht darin, die deutschen 
Erfahrungen und best practices im Umgang mit kommu-
nalen Abfällen verfügbar zu machen, interessierte Partei-
en intensiv zu beraten und ihnen bei der Erprobung und 
Anwendung dieser Erfahrungen in der russischen Praxis 
Unterstützung zu bieten.

Wie sieht Ihre Roadmap aus?
Das Projekt hat drei Komponenten. Die erste betrifft Be-
ratung bei den Fragen der Veränderung von gesetzlichen 
Rahmenbedingungen im Bereich der Abfallwirtschaft. Wir 
möchten zeigen, wie sich die Reform des Abfallsektors in 
Deutschland entwickelt hat, die dort vor etwa 40 Jahren 
begann, welche gesetzlichen Grundlagen man damals in 
Deutschland gelegt hat, wie diese heute verändert und ak-
tualisiert werden. So erfolgreich die Reform in Deutschland 
insgesamt war, auch dort kam es zu Fehlern. Und wie so oft 
im Leben helfen die Fehler der Anderen, eigene zu vermei-
den.
Das heißt auf der einen Seite, dass die deutschen Fachleute 
ihre speziellen Erfahrungen mit der Abfallwirtschaft mit-
bringen. Andererseits werden ihre Kollegen aus Russland 
diese Erfahrungen mit den Realitäten des russischen Le-
bens und den bestehenden russischen Gesetzen abgleichen 
und auf die deutschen Erfahrungen zurückgreifen, die sich 
in der russischen Praxis umsetzen lassen. 
Die zweite Komponente umfasst die Verwirklichung von 
Demonstrationsprojekten in den ausgewählten Pilotregi-
onen. Jedes derartige Projekt soll neben einem theoreti-
schen Teil und den fachlichen Gutachten auch praktische 
Elemente beinhalten. Die Demonstrationsprojekte müssen 
sehr konkret formuliert sein. 

Wie zum Beispiel?
Es könnten Erhebungen und Berechnungen für konkrete 
Investitionsprojekte im Bereich Abfallwirtschaft sein; es 
können Beispiele für konkrete Müllverarbeitungstechnolo-
gien eingebracht werden; wir könnten potenzielle 
russische Partner mit den deutschen Produzenten zusam-
menbringen. Das kann auch ein bereits bestehendes Modell 
für die Zusammenarbeit föderaler, regionaler und kom-
munaler Behörden sein, was in Deutschland sehr üblich 
ist. Dort gibt es eine sehr weit verbreitete Praxis, dass sich 
mehrere Kommunen zusammentun, um ihren Müll ge-
meinsam einzusammeln, abzufahren und zu verarbeiten. 
Das kann auch ein Projekt sein, das den Verbrauchern ei-
nen verantwortungsvollen Umgang mit Abfällen bis hin zu 
Mülltrennung nahebringt. 

In Russland müsste doch eine Müllreform gerade damit 
beginnen, der Bevölkerung die Kultur der Abfalltren-
nung zu vermitteln. 
Da stimme ich Ihnen zu. Gegenwärtig denken sehr viele 
Menschen gar nicht darüber nach, dass Müll eine Gefahr 
für die Umwelt bedeuten könnte. Erfindungen wie der 
Müllschlucker in mehrstöckigen Wohnhäusern haben die 
Menschen schon zu Sowjetzeiten so verwöhnt, dass heute 
selten jemand auf eine Idee kommt, den Müll zu trennen. 
Die Deutschen haben das schon vor 40 Jahren eingeführt. 

Es ist wie in dem Roman von Michail Bulgakow:  
Die Wohnungsfrage hat den Moskauer verdorben.
Ich kann mich aber auch noch an gute Erfahrungen zu  
Zeiten der UdSSR erinnern. Als Kind gaben wir immer die 
leeren Milch- und Buttermilchflaschen ab, auch das  
Altpapier. Dafür bekamen wir Bücher. Ich denke, das 
Pfandsystem könnte man sehr schnell wieder  
einführen, das ist ja noch nicht vergessen.
Allerdings hat sich die Zusammensetzung des Mülls sehr 
stark verändert. Während früher in den Dörfern praktisch 
alles zu Kompost verarbeitet wurde, besteht der Abfall heu-
te überwiegend aus Plastikverpackungen. Deshalb müssen 
wir auch über Produzentenverantwortung sprechen. Im 
Januar ist in Deutschland ein neues Verpackungsgesetz in 
Kraft getreten. Das werden wir prüfen, um zu sehen, was 
wir daraus für Russland entnehmen können. 

Der Erfolg Deutschlands bei der Mülltrennung ist 
wahrscheinlich weniger der deutschen Ordnungsliebe 
geschuldet als den hohen Bußgeldern.
Die Deutschen sind bekannt für ihre Gesetzestreue und ihr 
hohes Verantwortungsbewusstsein. Aber das kann auch 
in Russland gelingen. Als dort Bußgelder für den Verstoß 
gegen die Gurtpflicht im Auto einführt wurden, hieß es al-
lerorten, das werde nie funktionieren; aber jetzt schnallen 
sich doch alle an. Finanzielle Strafen disziplinieren.

Auch bei der Abfallreform hängt der Erfolg entscheidend 
von wirtschaftlichen Faktoren ab. In Russland waren die 
Verbraucher es nicht gewohnt, für die Müllabfuhr  
zu zahlen, und es kümmerte sie nicht, was mit dieser 
oder jener Sorte von Abfall geschieht. Jetzt müssen sie 
sich an die Regeln halten, um Bußgelder zu vermeiden. 
Man kann die Menschen dadurch motivieren, dass  
Abfalltrennung für sie kostengünstiger ist als ein  
„Sammelsurium“.

Sie sprachen von einer dritten Komponente.  
Worum geht es da im Wesentlichen?
Es geht um Capacity development und Public aware-
ness. Es geht um die Aufklärung der Bevölkerung, die im 
Kindergarten anfangen muss, auch darum, beim Ver-
braucher ein positives Bewusstsein für Abfalltrennung 
und Recycling aufzubauen. Wir werden innerhalb dieses 
Teilgebiets didaktische Komplexe entwickeln, Weiter-
bildungskurse für den Bereich der Abfallwirtschaft or-
ganisieren, auch Studienreisen nach Deutschland für 
Fachkräfte und Mitarbeiter der zuständigen staatlichen 
Behörden auf föderaler und regionaler Ebene.  
Gerade dieser Tage veranstalten wir in Moskau eine 
wissenschaftliche wissenschaftlich-praktische Konfe-
renz zum Thema „Studium und Ausbildung in der Ab-
fallwirtschaft: Deutsche Erfahrung und Anwendungs-
potenzial für Russland“. Das Ziel der Konferenz ist ein 
sogenanntes needs assessment, Bedarfsermittlung mit 
der weiterfolgenden Bedarfsanalyse, darunter versteht 
man die Ermittlung und Evaluierung der Erwartungen 
ihrer Teilnehmer. Die Vertreter der russischen Seite 
werden berichten, was sie benötigen und wie der derzei-
tige Sachstand ist; ihre deutschen Kollegen wiederum 
werden referieren, was sie haben. So kann man Ansatz-
punkte für eine Zusammenarbeit finden.

Wie weit ist die deutsche Erfahrung mit der  
Abfallverarbeitung auf die russische Wirklichkeit 
anwendbar? Welches deutsche Know-how kann  
man schon in Russland einführen?
Die Deutschen halten sich schon lange an folgendes  
Prinzip: Abfall ist kein Müll, sondern Rohstoff. Wenn in 
Russland eine ähnliche Wende im öffentlichen Denken 
stattfindet und verstanden wird, dass das, was wir weg-
werfen, in Wirklichkeit eine Ware ist, ein Produktions-
mittel, dann sind wir auf dem richtigen Weg.
Ich glaube, dass das langsam ins Bewusstsein der  
russischen Verbraucher eindringt. Die Menschen fangen 
an, dieses Problem anders wahrzunehmen. Niemand 
möchte neben einer Mülldeponie wohnen, die üble  
Gerüche absondert, oder neben einer veralteten  
Müllverbrennungsanlage.

Die Fragen stellte Femida Selimova,  
Journalistin bei Kommersant. 
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Es gibt in Deutschland we-
nig Lokale, die russische 
Küche anbieten. Sie locken 

die Kundschaft mit ausgefallenen 
Gerichten wie „Hering mit Apfel“ 
und „Russischspätzle“ an und viele 
Touristen fallen darauf rein. Aber 
mir können sie nichts vormachen. 
Ich kenne die russische Küche sehr 
gut, ich bin damit groß geworden 
und habe sie zwanzig Jahre lang 
ausgelöffelt – im Kindergarten, in 
der Schulkantine und Zuhause. 
Die russische Küche ist einfach 
und sättigend, sie besteht aus fünf 
Gerichten mit Variationen, die nur 
einem Zweck dienen: den Magen 
schnell zu füllen.

Zum Verwöhnen war bei uns die 
sowjetische Küche bestimmt, die-
ser Gaumenkitzel des Totalitaris-
mus. Systematisch hatte sie aus 
allen 15 Republiken der Sowjetuni-
on die besten Kochrezepte raus-
gelutscht, ein halbes Jahrhundert 
lang, um alle diese Küchen zu einer 
zu bündeln: die scharfe kaukasi-
sche, die milchige ukrainische, die 
exotische asiatische, die gesunde 
baltische und ein Dutzend anderer 
dazu. 

Diese Küche würde bestimmt ei-
nen großen Erfolg in Deutschland 
haben, wenn die Russen nicht so 
faul wären. Aber die Restaurants 
gelten hier als eine komplizier-
te Branche: ein gutes Lokal zu un-
terhalten bedeutet viel Stress und 
wenig Gewinn. Meine Landsleute 
entscheiden sich lieber für wenig 
Stress und noch weniger Gewinn, 
eröffnen Sushibars mit fertigen Kü-
chenausstattungen aus Amerika 
und falschen Japanern aus Burjati-
en hinter dem Tresen. Nur manch-
mal entscheiden sie sich für ganz 
viel Stress mit ganz viel Gewinn, 
aber solche Geschäfte sind meist 
nicht gastronomischer Natur. 

Deswegen wird die russische Kü-
che in Deutschland in erster Linie 
von Deutschen gemacht, die einen 
Russenknall haben, eine hierzu-
lande inzwischen weitverbreitete 
modische Abweichung vom mittel-
deutschen Mainstream. Der Rus-
senknall erklärt sich ganz einfach: 
Entweder hat die betreffende Per-
son in Russland studiert oder dort 
an einer Eisenbahnlinie mitgebaut 
oder hier oder dort eine Russin ge-
heiratet. 

Nicht selten treffen alle drei Grün-
de gleichzeitig auf die betreffende 
Person zu, weil Russland nach wie 
vor den Gesetzen des Diamat (des 
dialektischen Materialismus) un-
terliegt. Nichts entwickelt sich dort 
einfach so, sondern das Eine dialek-
tisch aus dem Anderen: Wenn etwa 
ein Deutscher dort mit dem Studi-
um anfängt, dann ist auch die Ei-
senbahn mit abschließender Hei-
rat nicht weit. Fängt er dagegen bei 
der Eisenbahn an, dann ist ein Stu-
dium mit Heirat quasi vorprogram-
miert. Egal wie es anfängt, es läuft 
immer auf das gleiche hinaus: Man 
bekommt einen Russenknall.

Wenn die betreffende Person 
nach Hause zurückkehrt, pachtet 
sie dort eine stadttypische Eck- 
kneipe, dekoriert sie mit hundert 
Holzpuppen und Wodkaflaschen, 
nennt sie „Balalaika“, „Samowar“, 
oder ganz ausgefallen „Perestroi-
ka“ und lässt die Ehefrau kochen: 
„Borschtsch“, „Pelmenis“ und  

„Kaliningrader Klopse“ zu Wod-
ka – das ist die russische Küche in 
Deutschland.

Die echte russische Küche, mit 
Singen und Hopsen statt Klopsen 
findet bei uns in Berlin unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit statt: in ei-
nem fast schon untergründigem Lo-
kal am Ende des Kurfürstendamms, 
neben einer Tankstelle und einer 
Brücke.

Wenn man an diesem Laden vor-
bei geht, sieht man nur eine alleinste-
hende Baracke mit geschwärzten un-
durchsichtigen Schaufenstern. Man 
würde das protzige Innere dahinter 
nicht vermuten. Die meiste Zeit ist 
der Laden geschlossen, aber an man-
chem Samstag zu später Stunde wun-
dert sich der zufällige Passant über 
die verschwitzten russischen Män-
ner in schicken Anzügen und die auf-
gehübschten Damen in Abendklei-
dern, die aus dem Innern des Lokals 
mit lautem Lachen an die frische Luft 
strömen. Ein unerfahrener Beobach-
ter würde rätseln: Haben die etwa 
Drogen genommen? Doch der erfah-
rene weiß, dass diese Leute von der 
russischen Küche gekostet haben, 
der einzigen Küche in der Welt, bei 
der die Speisen unwichtig sind. 

Die Russen gehen nämlich nicht 
ins Restaurant, um zu essen oder 
zu trinken, das können sie auch zu 
Hause. Sie gehen aus, um zu feiern! 
Und dann muss alles, was sie sich zu 
Hause aus Sicherheitsgründen nicht 
trauen, erlaubt sein: Es darf gesun-
gen, bauchgetanzt, am Kronleuchter 
geschwungen werden.

Die wichtigste Zutat der russischen 
Küche ist die Laune des Kochs. Hat 
er einen guten Tag, kann er einen 
mit Kaviar gefüllten Stör aus dem 
Ärmel zaubern und mit Spießen am 
Tisch jonglieren, Wodka schlucken 
und Feuer spucken. Wenn er einen 
schlechten Tag hat, kann es sogar 
noch abenteuerlicher werden. Man 
muss auf jeden Fall bei der russischen 
Küche immer alles aufessen, weil die 
Köche sehr nachtragend sind. 

Ein solches Restaurant sollte man 
am besten mit irgendwelchen Russen 
besuchen, am besten einen Tisch an 
der Wand nehmen, damit niemand 
von hinten an sie herankommen 
kann, am besten vor dem Besuch ir-
gendwo an der Ecke einen kleinen 
Schnaps trinken und einen Tag davor 
nichts essen. Dann Mut sammeln und 
einfach eintreten, die Menschen dar-
in freundlich begrüßen und sich dis-
kret räuspern. Nur wenn sie direkt 
vor dem Laden zehn oder mehr na-
gelneue schwarze BMWs stehen se-
hen, sollten Sie nicht hingehen!

Stattdessen sollten Sie sofort die 
Straßenseite wechseln und so tun, 
als wollten sie ganz woanders essen, 
es aber in der nächsten Woche noch 
einmal versuchen. Sie können aber 
auch gleich bei sich zu Hause ein 
russisches Essen organisieren: Viel  
Alkohol und Salzgurken einkaufen, 
Freunde anrufen, die Musik laut  
aufdrehen, die Nachbarn einladen – 
fertig.
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Wo sonst als in der Küche sollte 
ein Gespräch über das russi-
sche Leben stattfinden? Wie 

in der sowjetischen Kommunalka, so 
auch in einer Berliner Wohngemein-
schaft der Gegenwart. „Ich bin hier 
aufgewachsen und habe mich immer 
danach gesehnt, mich umgeschaut, 
aber es gab nichts“, erzählt Julia in der 
Küche. Aber in den vergangenen Jahren 
habe sich ein junges, russisches Leben 
in Berlin entwickelt.

Wie auch ich so ist sie als sogenannte 
Russlanddeutsche mit ihren Eltern in 
den 1990er-Jahren ausgewandert. „Sie 
sind damals hierhergekommen, waren 
jung und haben ihre Community aufge-
baut“, konstatiert Julia. „Aber seit Wla-
dimir Kaminer ist nicht mehr viel pas-
siert.“

Russisches Leben fand zuhause und 
im Kreis der Familie statt. Für die Rus-
sendisko waren wir zu jung, und als wir 
anfingen auszugehen, war das russisch-
sprachige kulturelle Angebot auch nicht 
interessant, weil nicht von unserer und 
für unsere Generation. 

Seit ungefähr fünf Jahren ändert sich 
was. Immer mehr junge Menschen, ge-
rade sogenannte Kreative aus Russland 
und anderen Ländern der ehemaligen 
Sowjetunion, kommen in die Stadt. 
Auch Berliner starten Initiativen und 
gestalten ein russisch-internationales 
(Kultur-) Leben fern von Charlotten-
grad und Kurfürstendamm.

Die Galerie Aperto befindet sich in 
einem der efeubedeckten Backstein-
gebäude der Sophie-Gips-Höfe in Mit-
te. Ursprünglich verlegten drei junge 
Frauen in den beiden weißgestrichenen 
Kellerräumen die russisch-englisch-
sprachige Kunstzeitung Aperto, um ei-
nen kulturellen Dialog zwischen Ost 
und West herzustellen. Nach der drit-
ten Ausgabe war jedoch Schluss – es 
gab kein Geld mehr, erzählt Maria Iser-
lis. Die junge Ukrainerin arbeitete zu-
sammen mit der Amerikanerin Christy 
Woody in Berlin. Elena Yushina, Initiato-
rin des Projekts, ist wieder in ihre Hei-
matstadt St. Petersburg zurückgekehrt 
und hat dort eine Dependance eröffnet.

Eine brodelnde, russischsprachige 
Kunstszene in Berlin wie es sie in den 
1920ern oder wieder 1990ern gab, ist 
für die Frauen heute nur gemeinsam 
mit der westlichen Perspektive denk-
bar. Dabei beziehen sie sich auf den be-
rühmten Konstruktivsten El Lissitzky, 
der 1923 eine Kunstzeitung in Berlin he-
rausgab, um den kulturellen Kontakt 

mit Russland und dem Westen nach den 
Kriegsjahren zu erneuern. Die Zeitung 
Вещь/Gegenstand/Objet erschien in drei 
Sprachen.

„Das war quasi der Vorläufer für un-
sere Zeitung“, so Iserlis. „Wir sahen 
uns in der Tradition der damaligen Im-
migranten mit dem Bemühen um einen 
kulturellen Dialog, den wir jetzt mit an-
deren Mitteln weiterführen.“ In Berlin 
komme eben Ost und West zusammen, 
wie in sonst keiner anderen Stadt.

Mit großem Engagement wandelten 
die Kuratorinnen die einstige Aperto- 
Redaktion in einen Ausstellungs- und 
Projektraum für zeitgenössische Kunst 
um. Dort trifft die ältere, lokale, rus-
sischsprachige Künstlergeneration, 
darunter Größen wie Vadim Zakharov 
oder Boris Mikhailov, auf die jungen, 
aus Moskau, Kiew oder Minsk stam-
menden Künstler. Dazu gesellen sich 
Kollegen aus westlichen oder osteuro-
päischen Ländern. 

Ohne dass im Ausstellungsprogramm 
ein expliziter Fokus auf die jeweiligen 
kulturellen Hintergründe gelegt wird, 
können diese zum Thema werden – so 
wie etwa in der Ausstellung Родная 
речь/Mother Tongue über die sowje-
tisch-russische Codesprache der Homo-
sexuellen. Der aus Moskau stammende 
und in New York lebende Yvgeny Fiks 
ist quasi die Verkörperung von Apertos 
Konzept. In Workshops führt er Besu-
cher auf Russisch und Englisch an diese 
spezifische Sprache und ihre Geschich-
te heran, die sich vor allem in der dama-
ligen Moskauer Szene entwickelte. Ein 
Mikrokosmos sowjetischer Geschich-
te, der selbst für die meisten russisch-
sprachigen Besucher eine Entdeckung 
gewesen sein dürfte. „Diese Ausstellung 
wäre in Russland so wohl nicht möglich 
gewesen“, sagt Christy Woody.

Das ist nicht zuletzt einer der Grün-
de, warum es junge russische Künstler 
nach Berlin zieht. „Die Ausstellungen 
befreundeter Fotografinnen wurden in 
Moskau bereits drei Mal geschlossen. 
Sie haben genug und wollen hier her“, 

erzählt die Ukrainerin. „Dasselbe gilt 
für osteuropäische Künstler, die hier 
auf mehr Freiheit und Unterstützung 
hoffen.“ Dass die Zeitschrift Aperto 
keine Finanzierung mehr bekommen 
habe, liege daran, dass Russland nicht 
mehr sonderlich in seine kulturelle Re-
präsentanz im Ausland investiere, die 
angespannte Beziehung zu Deutschland 
mache es nicht leichter, so die Kurato-
rinnen. Gerade deshalb sehen sie drin-
gend Bedarf an einem Dialog.

In einem anderen Teil von Mitte, un-
weit vom Friedrichstadtpalast in einem 
Altbau mit großzügigem Treppenhaus, 
wie es auch in St. Petersburg stehen 
könnte, sitzt ein Verein namens Dekab-
risten. Dort wird jedoch nicht die kom-
mende Revolution geplant, sondern das 
Red Square Festival diesen Mai in der 
Kulturfabrik Moabit im Berliner Bezirk 
Tiergarten. Sergey Medvedev, Alexan-
der Formozov und Corinna Spreitzer 
realisieren zahlreiche Projekte rund 

um den deutsch-russischen Austausch 
und das zivilgesellschaftliche Engage-
ment in russischsprachigen Ländern. 
Aus dem Gefühl heraus, dass es wieder 
etwas Neues bräuchte in der russischen 
Kulturlandschaft Berlins, die seit der 
letzten Hochphase der 1990er-Jahre et-
was eingeschlafen sei, stürzten sie sich 
in die Planung. Ein Festival mit Konzer-
ten, Kino, Kunst, aber auch politischen 
Diskussionen, sollte es werden. „Die 
Idee war, es nicht exklusiv für eine rus-
sischsprachige Community zu machen, 
sondern attraktiv für alle Menschen zu 
gestalten“, erzählt Corinna Spreitzer, 
die im Team als einzige eine russisch-
sprachige Kultur nicht schon als Kind 
erlebt hat, der es aber auch deswegen 
ein persönliches Anliegen ist, etwas von 
dieser von ihr so intensiv angeeigneten 
Welt auch für andere durch das Festival 
weiterzugeben.

Das diesjährige Programm mit der 
aufstrebenden Singer-Songwriterin 
Gretchka und der bereits populären 
Band Aigel aus Russland als Hauptakt 
kann sich sehen lassen.

Aufgrund der guten Resonanz wird 
das Festival diesmal auf zwei Tage aus-
gedehnt und ein Kaleidoskop der ak-
tuellen russischen und osteuropäi-
schen Kultur außerhalb wie innerhalb 
Deutschlands bieten. „Gerade in Berlin 
gibt es ja so viel russisches Leben. Ich 
war sehr überrascht, als ich hier ange-
fangen habe“, so die 27-Jährige.

Außerhalb des S-Bahn-Rings, vor-
bei am letzten Technoclub und an den 
ersten Wohnmobilen, die den Über-
gang vom szenigen zum bürgerlichen 
Neukölln markieren, lebt Galina Ozer-
an und ihre Familie. Als Chikiss hat sie 
sich mit ihrem sphärischen, elektroni-
schen Sound nicht nur in der Berliner 
Musikszene einen Namen gemacht, 
sondern wird in jüngster Zeit sehr oft 
in die hippsten Clubs der russischen 
Hauptstadt eingeladen.

„Für die jungen Moskauer bin ich 
mittlerweile eine Künstlerin aus dem 
sehr beliebten Berlin“, erzählt Ga-
lina und schmunzelt darüber, wie 
sich die Dinge entwickelt haben, seit 
sie vor vier Jahren endgültig von  
St. Petersburg nach Berlin gezogen 
ist. Viele ihrer Freunde von dort leben 
heute in Berlin und gestalten das russi-
sche Kulturleben überall in der Stadt.

Daran nimmt die Mittdreißigerin 
selten Teil, schlicht weil sie als gut in-
tegrierte Berlinerin kaum über die 
Grenzen ihres Kiezes hinauskommt. 
„Neukölln hat seine eigene, sehr inter-
nationale Community und es gibt so 
viele spannende Orte zum Ausgehen“, 
sagt sie. Man kenne sich, unterstütze 
sich, sei aber nicht auf eine russische 
Gemeinschaft angewiesen. Dennoch 
gibt es für die Musikerin ein historisch 
bedingtes, russisches Berlin, was sie in 
ganzen Stadtteilen oder bestimmten 
Orten spüre. „Die eigene Sprache höre 
ich überall. In Berlin ist alles klar, ir-
gendwie vertraut.“

Russisches Leben in Berlin ist so 
spannend wie lange nicht mehr und 
dabei durchlässiger als je zuvor. Das 
Internationale als die Prämisse des ak-
tuellen Berliner Daseins ermöglicht 
ein Zusammenkommen auf Grund 
von Interessen, nicht bestimmt durch 
sprachliche Grenzen.

 

Ina Hildebrandt ist  
Kulturjournalistin in Berlin.

Wir sind Berlin
Ein Streifzug durch die junge, russische Kulturlandschaft der deutschen Hauptstadt
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Immer mehr junge Menschen,  
gerade sogenannte Kreative  

aus Russland und anderen Ländern  
der ehemaligen Sowjetunion,  

kommen in die Stadt 

Geschmeidig: To the sun heißt die jüngste Komposition von Galina Ozeran aka Chikiss. Ihre Katze heißt übrigens Iljusha.
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